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Anbei übersende ich gemäß Artikel 2 Satz 1 des Gesetzes zu 
den Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom- 
gemeinschaft vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 753) mit 
der Bitte um Kenntnisnahme einen 


Bericht der Bundesregierung über den Stand 
der Freihandelszonenverhandlungen 

nebst folgenden als Anlage 1 bis 5 beigefügten OEEC-Doku- 
menten in deutscher Übersetzung: 


1. CIG(57)1 
(= Dokument 
des Interims- 
ausschusses 
MAE 1227/57) 


2. CIG(58)47 
(= EWG- 
Ratsdokument 
755/58) 

3. CIG(58)60 
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Ratsdokument 
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4. C(58)267 
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25. Juli 1958 


20. Oktober 1958 


12. Dezember 1958 


Mit Anmerkung ver- 
sehener Arbeitsplan 
des Vorsitzenden des 
zwischenstaatlichen 
Regierungsausschus- 
ses „Freihandels- 
zone" 

Denkschrift der EWG 
zur Frage der Land- 
wirtschaft in einer 
Freihandelszone 

Denkschrift der Euro- 
päischen Wirtschafts- 
gemeinschaft zur Er- 
richtung einer Frei- 
handelszone 

Bericht des Vorsit- 
zenden des zwischen- 
staatlichen Regie- 
rungsausschusses an 
den Rat der OEEC 
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5. C(58)287 31. Dezember 1958 Zusammenfassender 

Bericht des OEEC- 
Sekretariats über die 
Verhandlungen zur 
Errichtung einer Frei- 
handelszone (Stand 
vom 14. Dezember 
1958) 

Die OEEC-Dokumente sind durch Ratsbeschluß der OEEC vom 
15. Dezember 1958 zur Veröffentlichung freigegeben worden. 
Nach Fertigstellung des Berichts der Bundesregierung über die 
Freihandelszonenverhandlungen hat die Kommission der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft auf Grund des ihr erteilten 
Mandats zum 1. März 1959 termingemäß ein „Erstes Memo- 
randum" über die Probleme einer „Europäischen Wirtschafts- 
assoziation" vorgelegt. Der Ministerrat der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft hat in seiner Sitzung am 16. März 1959 
hierzu beschlossen, 

1, daß die Regierungen der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft der Kommission ihre Bemerkun- 
gen zu der Denkschrift und weitere Anregungen bis zum 
15. April 1959 mitteilen sollen; 

2, daß ein besonderer Ausschuß aus Regierungsvertretern und 
Kommissionsmitgliedern gebildet wird, in dem unter Vor- 
sitz der Kommission die Bemerkungen und Anregungen 
zu 1. geprüft und über das Ergebnis dem Ministerrat be- 
richtet werden soll. 

Bei dieser Gelegenheit hat sich der Ministerrat der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft erneut einstimmig zu dem 
Gedanken einer multilateralen Assoziation zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und den übrigen OEEC- 
Ländern bekannt. 

Ein Exemplar des ersten Memorandums der Kommission der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 26. Februar 1959 
sowie der Text der Entschließung des Ministerrates der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft sind ebenfalls beigefügt 
(Anlagen 6 und 7). Beide Unterlagen sind zur Veröffentlichung 
freigegeben worden. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Verkehr 

Seebohm 
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Die Verhandlungen über die Freihandelszone 


I, 

Der äußere Ablauf der Verhandlungen 

Als sich die heute in der EWG zusammengeschlos- 
senen sechs Länder im Jahre 1955 auf der Konferenz 
von Messina zu einer engeren wirtschaftlichen Zu- 
sammenarbeit entschlossen hatten, nahm zunächst 
auch Großbritannien an den Arbeiten teil. Nach- 
dem sich aber abzeichnete, daß eine wirtschaftliche 
Integration im Rahmen einer Zoll- und Wirtschafts- 
union angestrebt wurde, zog sich die britische Re- 
gierung zurück. Im Frühjahr 1956 nahmen die Inte- 
grationsbestrebungen der Sechs in dem „Spaak- 
Bericht" konkrete Formen an, und als nach einer 
Konferenz der sechs Länder in Venedig im Mai 1956 
mit einem endgültigen Erfolg ihrer Verhandlungen 
gerechnet werden konnte, machte die britische Re- 
gierung in der OEEC den Vorschlag, die übrigen 
OEEC-Länder durch eine Freihandelszone mit der 
Zollunion der EWG zu verbinden. 

Der Ministerrat der OEEC stimmte im Juli 1956 
dem britischen Vorschlag zu. Eine Arbeitsgruppe 
untersuchte die mit der Bildung einer Freihandels- 
zone zusammenhängenden Probleme und kam im 
Januar 1957 zu dem Ergebnis, daß eine Freihandels- 
zone technisch möglich und zu verwirklichen sei 
unter Einschluß der Zoll- und Wirtschaftsunion der 
sechs EWG-Länder. Der Ministerrat der OEEC be- 
schloß im Februar 1957, auf dieser Grundlage in 
Verhandlungen einzutreten. Man ging davon aus, 
daß die Assoziierung des Gemeinsamen Marktes 
mit den übrigen OEEC-Ländern im Rahmen und 
unter Erhaltung der OEEC stattzufinden habe und 
daß für die noch in der Entwicklung befindlichen 
OEEC-Länder besondere Formen der Beteiligung 
gefunden werden müßten. In drei Arbeitsgruppen 
— Allgemeine und Grundsatzfragen, Landwirt- 
schaft und Entwicklungsländer — wurden bis zum 
Sommer 1957 die Untersuchungen vertieft. Da sich 
herausstellte, daß die hierbei auftretenden Pro- 
bleme auf der Ebene von Experten nicht gelöst 
werden konnten, setzte der OEEC-Ministerrat im 
Oktober 1957 einen Regierungsausschuß auf Mini- 
sterebene ein unter Vorsitz des britischen Ministers 
Maudling. Aufgabe dieses Ausschusses war es, eine 
Freihandelszonen-Konvention zu erarbeiten, die 
parallel mit dem Gemeinsamen Markt der EWG in 
Kraft treten sollte (Anlage 1). 

Die Verhandlungen dieses Ausschusses unter 
Minister Maudling zeigten jedoch bald, daß bei ein- 
zelnen Partnern der EWG Bedenken gegen eine 
Freihandelszone bestanden, die lediglich auf einen 
Zoll- und Kontingentsabbau beschränkt sein würde, 
der in Artikel XXIV des Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens (GATT) als wesentliches Merk- 
mal einer Freihandelszone bezeichnet ist. Von fran- 
zösischer Seite wurde in diesem Zusammenhang 


ein Memorandum ausgearbeitet, in dem weiter- 
gehende Maßnahmen vorgeschlagen wurden. Ins- 
besondere wurde der Zoll- und Kontingentsabbau 
von einer gleichzeitigen Harmonisierung der Wirt- 
schaftspolitik auf zahlreichen Gebieten abhängig 
gemacht. Ferner wurde der Abschluß von besonde- 
ren Abkommen für einzelne Wirtschaftszweige 
(Sektorenabkommen) vorgeschlagen, um damit Ver- 
kehrsverlagerungen vorzubeugen. Dieses franzö- 
sische Memorandum wurde nur in der EWG dis- 
kutiert. In eingehenden Verhandlungen gelang es, 
sich auf eine gemeinsame Denkschrift (Anlage 3) 
über die Haltung der EWG zum Plan einer Frei- 
handelszone “ oder, wie sie jetzt genannt wurde: 
„Europäischen Wirtschaftsassoziation" — zu eini- 
gen. Hierbei waren aber einige wesentliche Fragen, 
vor allem das Ursprungsproblem, noch offengeblie- 
ben. Diese dem Maudling- Ausschuß im Oktober 1958 
vorgelegte Denkschrift kam zwar den französischen 
Vorstellungen weitgehend entgegen, entsprach 
aber doch noch im wesentlichen den Grundzügen 
einer Freihandelszone im Sinne des GATT. Bezüg- 
lich der ursprünglich infolge der britischen Ableh- 
nung in Frage gestellten Einbeziehung der Land- 
wirtschaft in die Freihandelszone hatten sich die 
Auffassungen inzwischen einander genähert. Die 
EWG hatte bereits im Juli 1958 eine besondere 
Denkschrift hierüber (Anlage 2) im Maudling- Aus- 
schuß vorgelegt. Auch über die Einbeziehung der 
noch in der Entwicklung befindlichen Länder der 
OEEC (Island, Irland, Griechenland und Türkei) war 
es gelungen, weitgehend gemeinsame Vorstellun- 
gen zu erarbeiten. 

Mitte November 1958 wurden die Denkschriften 
der EWG im Maudling- Ausschuß erörtert. Es gelang 
aber nicht, in verschiedenen entscheidenden Fragen 
(z. B. Ursprungsfrage, Koordinierung der Außen- 
handelspolitik) eine Einigung mit den übrigen 
OEEC-Ländern zu erzielen. Am 16. November 1958 
wurden die Verhandlungen durch Minister Maud- 
ling einstweilen unterbrochen, da auf britischer 
Seite der Eindruck entstanden war, daß die fran- 
zösische Regierung von dem bisher erörterten Kon- 
zept einer Freihandelszone abgerückt sei. 

In der Kreuznacher Besprechung zwischen dem 
Bundeskanzler und General de Gaulle hatte sich je- 
doch ergeben, daß auch Frankreich weiterhin dem 
Plan einer multilateralen Assoziation der EWG mit 
den übrigen OEEC-Ländern zustimmt. Auf einer 
Tagung des Ministerrats der EWG am 3. Dezember 
1958 in Brüssel wurde diese Bereitschaft zu einer 
multilateralen Assoziation bestätigt. Der Minister- 
rat beauftragte gleichzeitig die Kommission der 
EWG, bis zum 1. März 1959 neue Vorschläge für 
eine endgültige Lösung zu unterbreiten. Gleich- 
zeitig machte der Ministerrat der EWG Vorschläge 
für eine Übeigangslösung, die zur Vermeidung 
einer Schlechterstellung den Zoll- und Kontingents- 
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abbau im Gemeinsamen Markt am 1. Januar 1959 1 
in erheblichem Umfang auf die übrigen OEEC- 
Partner erstrecken sollte. Die Vertreter der übrigen 
OEEC-Länder erklärten im Hinblick auf die von 
ihnen angestrebte völlige Gleichstellung diese Maß- 
nahmen in einer Ministerratssitzung der OEEC am I 
15. Dezember 1958 als unbefriedigend. Es wurde ein I 
neuer Sitzungstermin für den Ministerrat der OEEC 
auf den 15. Januar 1959 anberaumt. Dieser Termin 
ist jedoch wieder hinausgeschoben worden. 

Ein Bericht des Vorsitzenden des zwischenstaat- 
lichen Regierungsausschusses an den Rat der OEEC 
sowie eine zusammenfassende Darstellung der bis- 
herigen Verhandlungsergebnisse, geordnet nach den 
einzelnen Themen, befinden sich in Anlage 4 und 5. 

Auf Grund der im Ministerrat der OEEC ge- 
äußerten Kritik befaßte sich der Ministerrat der 
EWG am 14. Januar 1959 erneut mit den in Brüssel 
am 3. Dezember 1958 beschlossenen Vorschlägen 
für eine Übergangslösung und bestätigte sie. Ein 
britischer Gegenvorschlag wurde zwar erörtert, 
doch ergab sich keine Einstimmigkeit für seine An- 
nahme. Die Sonderregelung für die Erhöhung von 
Null- und Kleinkontingenten auf mindestens 3 v. H. 
der Inlanderzeugung wurde als eine Besonderheit 
der EWG betrachtet, die man entgegen dem bri- 
tischen Vorschlag nicht auf die anderen OEEC- 
Länder ausdehnen könne, ohne den EWG-Vertrag 
zu ändern. Dies sollte aus politischen Gründen ver- 
mieden werden, obwohl die von Großbritannien 
vorgeschlagene Ausdehnung der 3 v. H.-Regelung 
auf die gesamte OEEC vom wirtschaftlichen Stand- 
punkt aus betrachtet sinnvoll und für die EWG- 
Länder wohl meist vorteilhaft gewesen wäre. Es 
wurde beschlossen, daß über die den anderen 
OEEC-Ländern auf der Basis der Gegenseitigkeit | 
zu gewährenden Kontingentserhöhungen möglichst 
bald bilaterale Verhandlungen stattfinden sollten. 
Solche Verhandlungen sind zunächst zwischen 
Großbritannien und Frankreich eingeleitet worden. 

Was die endgültige Lösung des Assoziations- 
problems betrifft, so hat die Kommission der EWG 
in Ausführung des ihr vom Ministerrat erteilten 
Mandats in der letzten Januarwoche 1959 eine 
Rundreise in die Hauptstädte der EWG-Länder 
unternommen, um deren neueste Ansichten kennen- | 
zulernen und zu erörtern. Inoffizielle Kontakte der 
Kommission mit den wichtigsten anderen OEEC- 
Partnern sollen sich anschließen. Zum 1. März 1959 
soll die Kommission dem Ministerrat der EWG ihre 
Vorschläge vorlegen. Erst wenn sich hierüber in 
der EWG eine einheitliche Meinung gebildet hat, 
dürfte die Wiederaufnahme der Gespräche und 
Verhandlungen in der OEEC aussichtsreich sein. 


II. 

Die Problematik der Verhandlungen 

1. Daß die Verhandlungen bisher nicht zum Erfolg 
geführt haben, liegt einmal begründet in der 
Natur einer Freihandelszone. Sie ist in der Wirt- 
schaftsgeschichte bisher noch nicht erprobt. Die 


Problematik besteht darin, daß bei einer Zoll- 
union im Inneren Handelsfreiheit herrscht und 
nach außen durch die gemeinsame Zollpolitik 
(und bei der EWG auch durch die gemeinsame 
Handelspolitik) eine gemeinsame Haltung ein- 
genommen wird. Bei einer Freihandelszone da- 
gegen besteht Handelsfreiheit im Inneren und 
Selbständigkeit nach außen. Daraus ergibt sidi 
für die Freihandelszone ein besonders zu lösen- 
des Problem. Denn trotz aller Vorkehrungen 
hat eine Freihandelszone die Tendenz, die Han- 
delsströme auf Länder mit niedrigem Zolltarif 
umzulenken und damit einen Druck auf die 
Länder mit hohem Tarif auszuüben im Sinne 
einer Angleichung auf ein niedrigeres Niveau. 
Diese Tendenz einer Freihandelszone wird von 
den einen als ihr großer Vorteil angesehen, 
während die anderen diese Wirkung für untrag- 
bar halten. Daher machen sie Vorbehalte bezüg- 
lich der Zoll- und Kontingentsautonomie in 
einer Freihandelszone. Es ergibt sich daraus im 
weiteren die Forderung nach Harmonisierung 
der Außenzölle, was aber praktisch auf eine 
Zollunion hinauslaufen würde. Dies erscheint 
wiederum den Ländern, die für eine Freihandels- 
zone eintreten, nicht annehmbar. Denn sie sind 
aus Gründen ihrer weltweiten handelspolitischen 
Verflechtung oder auch aus politischen Gründen 
auf die Wahrung ihrer ungeschmälerten handels- 
politischen Souveränität bedacht. Dies trifft z. B. 
für die Schweiz und für Österreich zu, ins- 
besondere aber für Großbritannien, das im Hin- 
blick auf das Commonwealth seine handels- 
politische Souveränität nicht beeinträchtigt 
sehen will. Großbritannien möchte einerseits 
durch die EWG keine handelspolitischen Nach- 
teile auf dem Kontinent erleiden, gleichzeitig 
aber sein Commonwealth-Präferenzsystem auf- 
rechterhalten. Dieses aber erscheint einigen 
Mitgliedern der EWG als eine zu weitgehende 
und den Wettbewerb möglicherweise verfäl- 
schende Vorzugsstellung innerhalb der Frei- 
handelszone. 

Ein weiteres Problem besteht darin, daß 
Artikel XXIV des GATT bei einer Freihandels- 
zone und einer Zollunion lediglich für den Ab- 
bau von Zöllen und Kontingenten die Minimal- 
voraussetzungen festlegt, die eine Ausnahme 
von der Meistbegünstigung gewähren. Bei der 
Festlegung dieser Regeln des GATT ist nicht 
berücksichtigt worden, daß in der heutigen Zeit 
die Bildung einer Zollunion und auch einer Frei- 
handelszone noch weitere wirtschaftspolitische 
Vereinbarungen erforderlich macht. In der Tat 
haben schon die Verhandlungen über die EWG 
ergeben, daß eine wirtschaftliche Integration 
nicht mehr allein auf den Zoll- und Kontingents- 
abbau beschränkt werden kann, sondern dar- 
über hinaus wegen der Interdependenz aller 
wirtschaftlichen Vorgänge auch Regelungen auf 
verschiedenen Gebieten der Wirtschaftspolitik 
(Handelspolitik, Finanz- und Währungspolitik, 
Wettbewerb, Sozialpolitik) verlangt. Die Ver- 
handlungen über die Freihandelszone zeigten 
bald, daß sich auch diese losere Form der Inte- 
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gration von Nationalwirtschaften nicht auf den I 
Zoll- und Kontingentsabbau beschränken kann. 

2. Die Verhandlungen über die Freihandelszone 
sind insbesondere auch durch die Diskussion 
über den angeblich diskriminierenden Charakter 
der EWG gegenüber den übrigen Mitgliedern 
der OEEC belastet worden. Jeder Zusammen- 
schluß in einer Zollunion (wie die EWG) oder 
einer Freihandelszone bringt es mit sich, daß 
sich die Mitglieder gegenseitig mehr Vorteile 
bieten als Dritten. Das ist aber nicht zu be- 
anstanden; denn das GATT — welches im 
Prinzip die Diskriminierung verbietet — sieht 
eine Ausnahmeregelung für Zollunion und Frei- 
handelszonen vor. Meinungsverschiedenheiten 
entstehen aber dadurch, daß einige Partner der 
EWG besonderen Wert auf die Erhaltung der 
von ihr gebotenen Vorteile legen und befürch- 
ten, daß die Freihandelszone, wie sie von den 
übrigen OEEC-Mitgliedern gedacht ist, zur 
organisatorischen Assimilierung der EWG füh- 
ren würde, ohne daß die übrigen OEEC-Mitglie- 
der die Verpflichtungen aus dem EWG-Vertrag 
übernähmen. Demgegenüber wünschen die 
OEEC-Partner, die nicht der EWG angehören, 
daß der in der Zollunion vorgesehene Abbau 
der Handelsschranken auch ihnen zugute kom- 
men möge, damit die enge wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit, die seit 1948 im Rahmen der 
OEEC und der Europäischen Zahlungsunion mit 
soviel Nutzen entwickelt worden ist, erhalten 
bleibe. 

3. Diese tatsächlichen und zum Teil psychologischen 
Schwierigkeiten haben bisher einer Lösung des 
Problems im Wege gestanden. Zwar konnte 
eine weitgehende Verständigung über wichtige 


Teilfragen z. B. über das Niederlassungsrecht, 
die Liberalisierung von Dienstleistungen, den 
Abbau der restriktiven Handelspraktiken und 
der staatlichen Hilfen erzielt werden. Offenblie- 
ben aber die entscheidenden Fragen der Zoll- 
autonomie gegenüber dritten Ländern, der ge- 
meinsamen Handelspolitik, der Bestimmung des 
Ursprungs und der damit verbundenen Proble- 
matik der Verkehrsverlagerungen, der Harmoni- 
sierung der sozialen Lasten und der Beschluß- 
fassung in den Institutionen sowie der Art und 
Weise der Anwendung von Schutzklauseln. 

Je nachdem wie diese Fragen beantwortet wer- 
den, schwanken die Lösungsvorschläge zwischen 
einer Anlehnung an den EWG-Vertrag, d. h 
einer Annäherung an eine Zollunion, und einer 
äußerst losen handelspolitischen Vereinbarung, 
in der sich die Partner zusichern, in der Zukunft 
nach später festzulegenden Modalitäten die 
Zölle und Kontingente untereinander abzu- 
bauen. 

4. Die Bundesregierung ist trotz aller Schwierig- 
keiten der Ansicht, daß sich Lösungen finden 
lassen, die sowohl den Interessen der EWG als 
auch den handelspolitischen Interessen aller 
übrigen Partner Rechnung tragen. Dazu Vor- 
schläge zu machen, ist nach dem Beschluß des 
Ministerrats der EWG vom 3. und 4. Dezember 
1958 zunächst Aufgabe der Kommission. Diese 
hat es übernommen, dem Ministerrat der EWG 
bis zum 1. März entsprechende Vorschläge zu 
unterbreiten. Diese Vorschläge müßten zunächst 
unter den sechs EWG-Mitgliedern beraten und 
angenommen werden, und erst dann könnten 
die Verhandlungen mit den elf übrigen OEEC- 
Ländern fortgesetzt werden. 
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Anlage i 


INTERIMSAUSSCHUSS 
für den 

GEMEINSAMEN MARKT UND EURATOM 

Sekretariat 


Brüssel, den 4. November 1957 

Übersetzung des Dokumentes 
OEEC CIG(57)1 vom 31 Oktober 1957 


Übersetzung 

Schreiben des Präsidenten an alle Delegierten 
des Regierungsausschusses für die Europäische Freihandelszone 


Gwydyr House, 
Whitehall, 
London, S.W. 1. 
30. Oktober 1957 


Sehr geehrter Herr Kollege, 

Bei unserer ersten Zusammenkunft am Freitag, den 18. Okto- 
ber, erklärte ich mich bereit, eine einfache Unterlage auszu- 
arbeiten, unter deren Zugrundelegung wir über die wichtigsten 
Probleme diskutieren könnten, mit denen wir zu tun haben. 
Dies geschah meines Erachtens am besten in Form einer Auf- 
stellung mit Erläuterungen; hierbei habe ich mich weitgehend 
auf die folgenden Dokumente gestützt: 

Bericht des Vorsitzenden der Arbeitsgruppe 21 
(F.T.A.(57)51 vom 11. Juli 1957), 

Bericht des Vorsitzenden der Arbeitsgruppe 22 
(F.T.B.(57)7 vom 20. Juli 1957), 

Berichte des Vorsitzenden der Arbeitsgruppe 23 

(F.T.C.(57)1 vom 19. Juli 1957 und F.T.C.(57)2 und 
Addendum vom 15. Oktober 1957), 

Memorandum des Schatzkanzlers 
(C(57)168 vom 19. Juli 1957). 

Entwurf eines Fragebogens betreffend die Freihandelszone, 
ausgearbeitet vom Interimsausschuß für den Gemein- 
samen Markt und Euratom (C.E.S./7.117 vom 15. Okto- 
ber 1957). 

Ich habe auch versucht, die Haltung der einzelnen Delega- 
tionen zu berücksichtigen, soweit sie mir bekannt war und 
aus diesen Unterlagen nicht in geeigneter Form hervorging. 
Ich war bestrebt, alle wichtigen Punkte herauszustellen, denen 
die einzelnen Delegationen Bedeutung beimessen. Fast alle in 
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der Aufstellung genannten Gebiete werden im Rom-Vertrag 
behandelt; in vielen Fällen habe ich auf besondere Artikel 
Bezug genommen. Wir müssen bei unserer Arbeit in jedem 
Falle diesen Vertrag berücksichtigen, da sechs unserer Länder 
durch ihn zusammengeschlossen sind. 

Ich schlage vor, daß wir bei unserer nächsten Zusammen- 
kunft versuchen, die Liste dieser Punkte durchzuarbeiten, um 
festzustellen, inwieweit wir im wesentlichen übereinstimmen. 
Hierfür möchte ich besonders auf folgendes hinweisen: 

(a) Fragen betreffend die Form und die Präsentation sind 
sehr wichtig; ich schlage jedoch vor, daß wir uns in diesem 
Stadium mit dem Inhalt befassen. Wenn wir uns hierüber 
einig werden können, so ist es undenkbar, daß wir nicht in 
der Lage sein würden, uns über die Form zu einigen, in wel- 
cher die Verpflichtungen auszudrücken sind, die wir über- 
nehmen. 

(b) Unser aller Haltung gegenüber jedem einzelnen dieser 
Punkte ist bedingt durch die Haltung, welche unsere Partner 
zumindest zu einigen der anderen Punkte einnehmen könn- 
ten. Wir können nicht alles zu gleicher Zeit diskutieren. Ich 
möchte meine Herren Kollegen bitten, sich zumindest wäh- 
rend der ersten Stadien unserer Diskussionen sov/eit wie mög- 
lich darauf zu konzentrieren, tragbare und verständige Ant- 
worten zu jedem einzelnen dieser Punkte getrennt betrachtet 
herauszuarbeiten. Was wir in diesen ersten Stadien sagen, 
wird bei Übersicht über das Ganze erneut betrachtet werden. 

(c) Einige Vorschläge, denen einzelne Delegationen große 
Bedeutung beimessen, können besser später in unseren Dis- 
kussionen erörtert werden als vorher. Ich habe versucht, die- 
sem Umstand gerecht zu werden, indem ich derartige Punkte 
eher an den Schluß als an den Anfang der Aufstellung stellte, 
und zwar nicht in der Absicht, damit anzudeuten, daß sie 
von geringerer Bedeutung sind, sondern damit unsere Dis- 
kussion hierüber auf der Grundlage zumindest einer Prüfung 
der vorherigen Punkte stattfinden kann. 

(d) Ich habe die Aufstellung in Abschnitte eingeteilt. Wir 
müssen, wie ich anregen möchte, im Laufe unserer ersten Dis- 
kussionen Fortschritte in jedem Abschnitt machen, und sollten, 
wie es den Anschein hat, die Sitzungen vom 14. bis 16. No- 
vember hierfür zeitlich nicht ausreichen, so würde ich Vor- 
schlägen, daß der Ausschuß zu einem späteren Zeitpunkt in 
diesem Monat wieder Zusammentritt. Die Zahl der Fragen ist 
groß, der Grad ihrer Schwierigkeit jedoch unterschiedlich. In 
einigen Punkten wird es wohl möglich sein, sofort eine Über- 
einstimmung zu erreichen. In anderen Fällen sollten wir in der 
Lage sein, den Unterschied unserer Standpunkte auf ein ge- 
ringes und tragbares Maß zu verringern. Es bleiben noch die 
hartnäckigsten Probleme, bei denen wir zumindest imstande 
sein sollten, unsere jeweilige Haltung im einzelnen klar her- 
auszustellen. Dies sollte das Ziel unserer ersten Diskussion 
sein. 
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Im Laufe dieses Jahres ist viel wertvolle Arbeit geleistet 
worden. Umfang und Ergebnis der bisherigen Arbeit wurden 
in den Berichten der Vorsitzenden der Arbeitsgruppen aufge- 
zeigt. Ich möchte aus diesen Berichten schließen, daß die Ver- 
treter unserer Regierungen in vielen Einzelheiten weit genug 
fortgeschritten sind, um die Erwartung zu rechtfertigen, daß 
sie in vielen dieser Angelegenheiten zu einem Einvernehmen 
gelangen könnten, vorausgesetzt, daß eine politische Überein- 
stimmung über die grundlegenden Fragen klar zum Ausdruck 
gebracht wird. Die Tatsache, daß ich in dieser Aufstellung 
offtoe Fragen stellte, obwohl in der betreffenden Arbeits- 
gruppe Übereinstimmung oder fast Übereinstimmung in eini- 
gen Punkten erzielt wurde, bedeutet nicht, daß ich diese Punkte 
wieder zur Diskussion stellen möchte. Es dürfte jedoch erfor- 
derlich sein, daß die verantwortlichen Minister in diesen wich- 
tigen Fragen ihren politischen Willen klar zum Ausdruck brin- 
gen, um eine Grundlage für unsere gesamte künftige Arbeit 
zu schaffen. 


gez. R. Maudling 
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Regierungsausschuß für die Errichtung 
einer Europäischen Freihandelszone 
Aufstellung mit Erläuterungen, ausgearbeitet vom Präsidenten 

1. Ich habe diese Aufstellung in fünf Teile geteilt: 

I. Probleme der Liberalisierung des Handels 

A. Die Übergangszeit 

B. Mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen 

C. Regeln für die Zollsenkung 

D. Die Ursprungsprobleme 

E. Wettbewerbsregeln 

F. Schutzklauseln 

G. Technische Probleme 

II. Landwirtschaft und Fischerei 

IIL Wirtschafts- und Finanzfragen 

A. Koordinierung der Wirtschaftspolitik 

B. Bank und Fonds 

C. Harmonisierung der Politik 

D. Fragen der Zahlungsregelung 

IV. Probleme besonderer Gebiete 

A. Kohle und Stahl 

B. Kernstoffe 

C. Unsichtbare Transaktionen und Kapital- 
verkehr 

D. Verkehr der Arbeitskräfte 

E. Niederlassungsrecht 

F. Binnenverkehr 

V. Fragen des Aufbaus 

A. Die schrittweise Errichtung der Freihan- 
delszone 

B. Mitgliedschaft 

C. Assoziierte Hoheitsgebiete 

D. Organe 
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1. Probleme der Liberalisierung des Handels j 

2. Von den bereits stattgefundenen Diskussionen 

dürften folgende Hauptfragen herauszustellen 
sein: | 

A. Die Übergangszeit 

3. Der Vertrag von Rom sieht drei Stufen von 

jeweils vier Jahren und eine Maximalperiode 
von 15 Jahren vor. Alle Verpflichtungen wer- 
den spätestens am Ende der Übergangszeit 
wirksam. Soll sich die Freihandelszone danach 
richten? (Der Vertrag von Rom enthält auch be- 
sondere Bestimmungen für den Übergang von 
der ersten zur zweiten Stufe, womit viel um- 
fangreichere Probleme verbunden sind als mit j 
den Zöllen; ich habe dies deshalb an den Schluß | 
dieser Aufstellung gestellt.) i 


B. Mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen 

4. (a) Der Vorsitzende der Arbeitsgruppe 21 be- 
richtet über Einstimmigkeit über folgende 
Punkte: 

(i) Mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen I 

sollten in der Freihandelszone späte- ' 
stens am Ende der Übergangszeit voll- 
ständig beseitigt sein. | 

(ii) Die bestehenden Kontingente sollten [ 
am Ende des ersten Jahres der über- ' 
gangszeit Globalkontingente werden. ! 

(iii) Es sollte möglich sein, innerhalb der i 

Freihandelszone die Methode anzu- | 
wenden, welche im Rom-Vertrag für 
die schrittweise Erreichung der Libera- 
lisierung vorgesehen ist, und zwar die 
schrittweise Erhöhung der Kontingente 
nach vorher festgelegten Hundert - 
Sätzen. ! 

(iv) Die für die Freihandelszone vorgese- 

henen Vorschriften sollten keinesfalls 
die Verpflichtungen berühren, welche 
die Mitgliedsländer bereits im Rah- 
men des GATT, des Internationalen 
Währungsfonds und der OEEC einge- 
gangen sind. i 

Können wir diese Übereinstimmung bestätigen? ■ 

(b) Ist der Satz der jährlichen Erhöhung der i 
Kontingente, wie er im Rom-Vertrag fest- 
gelegt ist, für die Freihandelszone annehm- 1 
bar? Ist dieser Rhythmus schnell genug, um j 
sicherzustellen, daß alle Kontingente bis ! 
zum Ende der Übergangszeit beseitigt i 
sein werden? Beziehungsweise ist er in | 
der Praxis geeignet, die Kontingentsbe- j 
Schränkungen schneller zu Ende zu brin- j 
gen? Ist es möglich, eine raschere Beseiti- ! 
gung der Kontingente zu fordern? | 


- 3. Wahlp erio de 

C. Regeln für die Zollsenkung 

5. Der Rom-Vertrag enthält ins einzelne gehende 
Vorschriften für die Herabsetzung der Zoll- 
sätze in den beiden ersten Stufen, jedoch keine 
Vorschriften für die dritte Stufe. 

(a) Soll die Freihandelszone dieselben Vor- 
schriften für die beiden ersten Stufen um- 
fassen? 

(b) Sollen in der Freihandelszone für die dritte 
Stufe Vorschriften vorgesehen werden, 
oder soll dies später bestimmt werden? 

(c) Welche Haltung würden wir einnehmen, 
wenn gewisse Mitglieder zwar bereit wä- 
ren, präzise Verpflichtungen zur Herab- 
setzung und Abschaffung aller ihrer Zölle 
zu akzeptieren, und wenn sie zur gleichen 
Zeit beginnen würden wie die anderen 
Mitglieder, jedoch der Ansicht wären, 
sich nicht mit einer so kurzen Übergangs- 
zeit wie der im Vertrag von Rom vorge- 
sehenen einverstanden erklären zu können? 


D. Die Ursprungsprobleme 

6. Die Vorschriften betreffend den Ursprung der 
Waren, welche in den Genuß der Bestimmungen 
über die Freihandelszone kommen werden, 
sind von größter Bedeutung. Von ihnen wird 
es abhängen, ob wir in der Lage sein werden, 
einen umfassenden einzigen Markt für die Er- 
zeugnisse zu schaffen, welche innerhalb der 
Freihandelszone hergestellt werden, oder ob 
nur Bruchteile des innereuropäischen Handels 
davon betroffen sein werden. Diese Frage hat 
zwei Aspekte: Erstens handelt es sich um das 
Problem der Bestimmung der Waren, welche 
als aus der Freihandelszone stammend behan- 
delt werden. Zweitens: Inwieweit ist es erfor- 
derlich, daß in gewissem Sinne die Harmoni- 
sierung der verschiedenen Aspekte der Wirt- 
schaftspolitik ein Element einer Freihandels- 
zone darstellt? Dieser letztgenannte Punkt ist 
in Teil III dieser Aufstellung enthalten. Ich 
hoffe, wir können uns in diesem Abschnitt auf 
den erstgenannten Punkt konzentrieren. 

7. Die technischen Diskussionen der letzten zwölf 
Monate scheinen zu zeigen, daß wir keinen An- 
laß zu der Befürchtung haben, im Falle der 
weiterverarbeiteten Erzeugnisse würden die 
Ursprungsprobleme kaum zu lösen sein. Es hat 
den Anschein, als gäbe es keine Punkte, die 
eine unmittelbare Entscheidung von uns erfor- 
derten. Die Arbeit geht weiter. 

8. Schwieriger ist das Problem, welches sich er- 
geben könnte, wenn eine weitgehende Dispari- 
tät unserer Zollsätze für Grundstoffe besteht. 
Unter diesen Umständen wird teilweise be- 
fürchtet, daß bei Vorliegen dessen, was allge- 
mein liberale Regeln für den Ursprung genannt 
wird, eine ernsthafte Verzerrung der Struktur 
des Handels eintreten könnte, wobei die Her- 
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steiler in Ländern mit hohen Zollsätzen für 
diese Grundstoffe im Verhältnis zu den Län- 
dern mit niedrigen Zollsätzen benachteiligt 
wären. Ich schlage vor, daß wir uns zuerst fol- 
genden Fragen zuwenden: 

(a) Wie schwerwiegend könnte dieses Pro- 
blem in der Praxis sein? 

(b) Wann könnte es auftreten? 


E. Wettbewerbsregeln 

9. (a) Staatliche Unterstützung 

Jede Form einer staatlichen Unterstützung 
für Industrien oder Ausfuhren könnte den 
Wettbewerb zwischen den Mitgliedern 
innerhalb der Freihandelszone verfälschen. 
Der Rom-Vertrag sieht vor, daß mit eini- 
gen Ausnahmen und Billigungsverfahren 
in gewissen anderen Fällen jegliche staat- 
liche Beihilfe, welche den Wettbewerb ver- 
fälscht oder verfälschen könnte, verboten 
ist. 

Sind wir der Auffassung, daß diesbezüg- 
liche Vorschriften in der Freihandelszone 
gelten sollen? Wenn ja, glauben wir, daß 
ähnliche Vorschriften wie diejenigen des 
Rom-Vertrages für die Freihandelszone ge- 
eignet wären? 

(b) Mengenmäßige Ausfuhrbeschränkungen 

Der Vertrag von Rom sieht vor, daß mit 
. gewissen speziellen Ausnahmen die men- 
genmäßigen Ausfuhrbeschränkungen bis 
zum Ende der ersten Stufe abzuschaffen 
sind. Sollen ähnliche Vorschriften in der 
Freihandelszone gelten? 

Weiche Vorschriften sollen für die Wie- 
dereinführung von Ausfuhrbeschränkun- 
gen durch ein Mitglied der Freihandelszone 
gelten? Soll es einem Mitglied möglich 
sein, diese einseitig wieder einzuführen, 
oder soll eine vorherige Zustimmung des 
zuständigen Organs erforderlich sein? 

Soll es Bestimmungen über den Zugang 
zu den Stoffen im Falle einer Mangellage 
geben? 

(c) Restriktive Handelspraktiken im privaten 
Bereich 

Der Vertrag von Rom enthält Bestimmun- 
gen über restriktive Praktiken im Rahmen 
privater Unternehmen. Aus den bisherigen 
Diskussionen ergibt sich, daß verschiedene 
Meinungen darüber bestehen, wie diese 
Angelegenheiten in der Freihandelszone 
zu behandeln wären. Einige sind für prä- 
zisere und zwingendere Verpflichtungen 
und Verbote als im Vertrag von Rom; an- 
dere sind der Auffassung, daß weniger 
weitreichende Vereinbarungen vonnöten 
sind. 


Welche Vorschriften und insbesondere wel- 
che Verfahren wären unseres Erachtens 
für die Freihandelszone vorzusehen? 

(d) öffentliche Unternehmen und Staats- 
monopole 

Der Rom-Vertrag sieht in den Artikeln 37 
und 90 Vorschriften vor, welche die Tätig- 
keit der öffentlichen Unternehmen regeln. 
Welche Vorschriften und Verfahren brau- 
chen wir in der Freihandelszone? 

(e) Transportkosten 

Sind wir der Auffassung, daß es erforder- 
lich sein wird, für die Freihandelszone 
Bestimmungen vorzusehen, welche einer 
Diskriminierung durch die Handhabung der 
Transportkosten oder Verkehrsunterstüt- 
zungen Vorbeugen? Glauben wir, daß die 
diesbezüglichen Bestimmungen des Rom- 
Vertrags angenommen und für die Frei- 
handelszone anwendbar gemacht werden 
könnten? 

(f) Dumping 

Der Rom-Vertrag behandelt dieses Pro- 
blem in Artikel 91. Soll es gewisse Bestim- 
mungen hierüber in der Freihandelszone 
geben, und wenn ja, glauben wir, daß die 
Bestimmungen des Rom-Vertrags geeig- 
net sind? 

F, Schutzklauseln 

10. Der Rom-Vertrag enthält Bestimmungen über 
Schutzklauseln im Falle etwaiger spezieller 
Schwierigkeiten und Zahlungsbilanzschwierig- 
keiten. Es ist klar, daß Bestimmungen über das- 
selbe Problem in der Freihandelszone erforder- 
lich sind. Jedoch glaube ich, daß es für uns 
vorteilhaft wäre, die Diskussion über diese 
Probleme zurückzustellen, bis wir einen bes- 
seren Überblick darüber haben, wie die grund- 
legenden Verpflichtungen beschaffen sein könn- 
ten. Sie sind sehr eng mit den institutioneilen 
Fragen verbunden. 

G. Technische Probleme 

11. Es gibt noch andere Probleme, die geregelt 
werden müssen, die aber, wie ich Vorschlägen 
möchte, später behandelt werden können, so- 
bald wir eine Einigung über die wichtigsten 
Punkte erzielt haben. Dazu gehören folgende 
Fragen: 

(a) Zeitliche Basis für die Errechnung dei 
Zollsenkungen. 

(b) Das Problem der Finanzzölle. 

(c) Zollrückvergütung. 

(d) Ursprungsprobleme im Zusammenhang mit 
mengenmäßigen Beschränkungen. 
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11. Landwirtschaft und Fischerei 

12. Als wir am 17. Oktober zusammenkamen, er- 
klärten wir uns entschlossen, eine Einigüng 
über die Methoden für die künftige Zusammen- 
arbeit zwischen allen Mitgliedern auf dem Ge- 
biet der Landwirtschaft zu erzielen, und zwar 
im Hinblick auf eine Ausweitung des Handels j 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen. Wir 
taten dies unter dem Blickwinkel der im Ver- 
trag von Rom bereits bestehenden Vorschriften 
betreffend die Organisation des Gemeinsamen j 
Marktes für Agrarprodukte innerhalb der EWG. j 

13. Ich habe den Eindruck, daß dieses Landwirt- 
schaftsproblem zweierlei Gesichtspunkte hat, 
nämlich 

(i) die Interessen der Nahrungsmittel aus- 
führenden Länder, die ihre Märkte den 
industriellen Erzeugnissen öffnen werden; 

(ii) die Vermeidung von Diskriminierungen 
zwischen den einzelnen Nahrungsmittel 
ausführenden Ländern. 

14 Inwieweit kann diesen Wünschen durch Ver- 
einbarungen über folgendes Rechnung getragen 
werden: 

(i) Engere Zusammenarbeit im gesamten Be- 
reich der nationalen Politik betreffend die 
Erzeugung und den Handel für die Land- 
wirtschaft und die Fischerei; 

(ii) allgemeine Vorschriften für den Handel mit 
Agrar- und Fischereiprodukten; die Frage 
des Abbaus der Zölle, Kontingente und 
übrigen Schutzmaßnahmen würde hierunter 
fallen; 

(iii) praktische Maßnahmen zur Entwicklung 
des Handels auf einer nichtdiskriminieren- 
den Basis, um die bei besonderen Waren 
auftretenden Probleme zu lösen; 

(iv) Verfahren für Einwände und Klagen gegen : 
die Erzeugung oder die Handelspolitik 
eines Mitgliedes, die die Interessen eines 
anderen Mitgliedes schädigen könnte; 

(v) Institutionen, die sich für diese Zwecke 
eignen und eine Zusammenarbeit und Ver- 
bindung mit den für die Landwirtschaft und 
Fischerei zuständigen Organen der EWG 
sicherstellen können? 


III. Wirtschafts- und Finanzfragen 

A. Koordinierung der Wirtschaftspolitik 

15. Die engen Handelsbeziehungen zwischen den 
Mitgliedern einer Freihandelszone werden die 
Aufrechterhaltung einer engen Zusammen- 
arbeit auf wirtschaftlichem und finanziellem 
Gebiet erfordern. 


16. Wir verfügen bei der OEEC bereits über insti- 
tutioneile Einrichtungen für eine solche Zu- 
sammenarbeit und Beratung, darunter: 

(1) In regelmäßigen Zeitabständen stattfin- 
dende Prüfung der Finanzpolitik der Mit- 
gliedsländer durch das Direktorium der 
EZU, 

(2) regelmäßige Prüfung der gesamten Wirt- 
schaftspolitik jedes Landes durch das Wirt- 
schaftskomitee, 

(3) regelmäßige, jedoch offiziöse Sitzungen 
der Wirtschaftsberater der Regierungen zur 
Untersuchung der Entwicklung der Wirt- 
schaftslage, 

(4) besondere Prüfung gewisser Probleme be- 
treffend Störungen des Gleichgewichts 
durch die Minister oder ihre Stellvertreter. 

17. Werden diese Einrichtungen für eine Frei- 
handelszone ausreichen? Können wir sie ver- 
bessern? 

18. Wir haben uns alle, sei es einzeln, sei es 
gemeinsam, vorgenommen, eine gesunde Wäh- 
rung, stabile Preise, ein hohes und stabiles 
Beschäftigungsniveau sowie das Gleichgewicht 
der Außenzahlungsbilanz sicherzustellen. Sollen 
wir bestrebt sein, unsere institutioneilen Ein- 
richtungen so zu entwickeln, daß eine bessere 
Koordinierung unserer Maßnahmen zur Er- 
reichung dieser Ziele möglich ist? 


B. Bank und Fonds 

19. Der Rom-Vertrag sieht zwei Finanzorgane vor, 
nämlich eine Europäische Investitionsbank und 
einen Europäischen Sozialfonds. Hält man es, 
abgesehen von den institutionellen Einrich- 
tungen zur Förderung der Entwicklung gewisser 
in einer besonderen Lage befindlicher Mit- 
gliedsländer — darauf komme ich später zu- 
rück — für das ordnungsmäßige Arbeiten 
einer Freihandelszone für erforderlich oder 
wünschenswert, eine derartige Bank oder einen 
solchen Fonds zu schaffen? 


C. Harmonisierung der Politik 

20. Einige behaupten, daß weder ein auf eine Frei- 
handelszone noch ein auf eine Zollunion ge- 
gründeter Gemeinsamer Markt wirksam arbei- 
ten kann, wenn die Wirtschafts-, Sozial- und 
Finanzpolitik seiner Mitglieder große Unter- 
schiede aufweist. Davon ausgehend meinen sie, 
daß zur schrittweisen Harmonisierung auf 
diesen Gebieten Vorkehrungen getroffen wer- 
den müßten. Andere hingegen halten es für 
wenig nutzvoll, sich mit besonderen Faktoren 
zu befassen, die den Rahmen für die Produk- 
tions- oder Handelstätigkeiten der Bürger eines 
modernen Staates bilden; ihrer Auffassung 
nach ist die Summe dieser Disparitäten wichtig, 
und es sind alle natürlichen Kräfte auf die 
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Herstellung einer Harmonie des Ganzen ge- 
richtet. 

21. Einige behaupten, daß Unterschiede in folgen- 
den Punkten der Wirtschafts-, Sozial- und 
Finanzpolitik zu Verlagerungen des Handels 
oder zu unlauterem Wettbewerb führen können: 

(a) Außenhandelspolitik, einschließlich der 
Zölle und der Kontingentierungen, 

(b) Beschäftigungsbedingungen, z. B. Arbeits- 
stunden, Dauer des bezahlten Urlaubs, 
gleiche Löhne für männliche und weibliche 
Arbeitskräfte, 

(c) strukturelle Lohnunterschiede, 

(d) soziale Lasten der Arbeitgeber, 

(e) Höhe und Art der Steuern, die auf Indu- 
strie und Verbraucher entfallen, 

(f) ungleiche Lasten der sozialen Leistungen, 

(g) ungleiche Belastung durch nichtproduktive 
Ausgaben, z. B, militärische Ausgaben oder 
Schuldendienst. 

22. Halten wir es für wünschenswert oder möglich, 
einen Mechanismus zur Harmonisierung der 
Politik auf einem oder allen diesen Gebieten 
vorzusehen? 


D. Fragen der Zahlungsregelung 

23. Wir verfügen bereits seit vielen Jahren über 
Einrichtungen für die Zahlungsregelung. Im 
Augenblick haben wir die EZU. Wir wollen zu 
gegebener Zeit zu einem System konvertier- 
barer Währungen übergehen, und wir haben 
hierfür bereits die erforderlichen Einrichtungen 
vorgesehen, d. h. das EWA mit dem Euro- 
päischen Fonds. 

24. Wird die Schaffung der EWG und der Frei- 
handelszone irgendwelche Änderungen heute 
in der EZU oder künftig in dem FWA erfor- 
dern? Das Direktorium der EZU prüft zur Zeit 
diese Frage, und ich möchte seinem Bericht in 
keiner Weise vorgreifen. Ich bin jedoch davon 
überzeugt, daß es zumindest zu den folgenden 
zwei Schlußfolgerungen kommen wird: 

(a) Die EWG und die Freihandelszone werden 
diese Zahlungseinrichtungen nicht über- 
flüssig machen; 

(b) die Errichtung eines umfassenden einzigen 
Marktes wird sich nur langsam auf die 
Zahlungsregelung auswirken, weil dieser 
Markt selbst nur schrittweise verwirklicht 
wird. 

25. Ich schlage vor, daß wir den Bericht des Direk- 
toriums abwarten, bevor wir diese Fragen ein- 
gehender zu prüfen suchen. Ich bin jedoch da- 
von überzeugt, daß sie — wenn wir uns 
unsererseits mit ihnen befassen — zu unseren 
wichtigsten Fragen gehören werden. Es wird 
sich insbesondere darum handeln festzustellen, 
ob die Gewährung einer gegenseitigen Hilfe 


im Sinne des Artikels 108 des Rom-Vertrags 
vorgesehen werden soll. 


IV. Probleme besonderer Gebiete 

I 

A. Kohle und Stahl 

I 26. Alle Länder haben, glaube ich, den Wunsch, 

I das Problem von Kohle und Stahl im Rahmen 
unserer Verhandlungen zu behandeln. 

i 27. Die sechs Mitgliedstaaten der EWG hatten 
bereits durch die EGKS einen Gemeinsamen 

Markt für Kohle und Stahl geschaffen, so daß 
I diese beiden Erzeugnisse im Rom-Vertrag nichl 
! behandelt werden. In diesem Fall stehen wir 
daher vor einem andersartigen Problem. Wir 
I müssen nicht bemüht sein, eine Freihandels- 
zone zu errichten, die mit einer Zollunion 
! Schritt hält, sondern eine Freihandelszone in 
Verbindung mit einer bereits bestehenden 

; Zollunion zu schaffen, die in gewisser recht 
j bedeutungsvoller Hinsicht organisatorische Un- 

I terschiede aufweist. 

j 28. Es stellt sich eine Reihe von Fragen, die wir 
I meines Erachtens im gegenwärtigen Stadium 

nur unvollständig beantworten können. Fol- 
gende Fragen scheinen mir am wichtigsten zu 
sein: 

, (a) Stimmen wir der Einbeziehung von Kohle 

und Stahl zu? 

(b) Sind wir der Auffassung, daß Kohle und 

j Stahl unter die allgemeinen Vorschriften 

; der Freihandelszone fallen sollen, oder daß 

es angebracht wäre, sie unterschiedlich zu 
' behandeln? 


B. Kernstoffe 

29. Auch hier haben wir es mit einer besonderen 
Kategorie zu tun, und zwar erstens, weil diese 
Stoffe in den Rom-Verträgen gesondert behan- 
delt werden, und zweitens, weil die Arbeiten 
der OEEC auf diesem Gebiet bisher etwas an- 
ders verlaufen sind. 

30. Sind wir damit einverstanden, daß alle diese 
Stoffe in die Freihandelszone einbezogen wer- 
den und daß die Beseitigung der innereuro- 
päischen Handelshindernisse zumindest ebenso 
schnell fortschreitet, wie in den Rom-Verträgen 
vorgesehen? 

31. Durch Ratsbeschluß der OEEC vom 18. Juli 1956 
kamen wir überein, „Maßnahmen zur möglichst 
vollständigen Liberalisierung des innereuro- 
päischen Handelsverkehrs mit Erzeugnissen, die 
für die Erzeugung und Nutzung der Kern- 
energie zu friedlichen Zwecken von besonderer 
Bedeutung sind", zu prüfen. Sollen wir uns be- 
mühen, diesen Beschluß dadurch durchzuführen, 
daß wir die Beseitigung der Zölle und Kon- 
tingente auf diesem in rascher Entwicklung be- 
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griffenen Gebiet beschleunigen? Es wird für 
Euratom nach seiner Einsetzung und für die 
Europäische Kommission erforderlich sein, an 
unseren diesbezüglichen Beratungen teilzuneh- 
men. 


C. Unsichtbare Transaktionen und Kapitalverkehr 

32. Auf diesem Gebiet sind wir alle durch die ge- 
nau umrissenen Verpflichtungen des Liberali- 
sierungskodex der OEEC für die unsichtbaren 
Transaktionen und der Ratsbeschlüsse der OEEC 
über die Liberalisierung des Kapitalverkehrs 
gebunden. Einige von uns haben zu besonderen 
Punkten Vorbehalte, die anerkannt wurden. 
Ferner ist bei gewissen Punkten eine finan- 
zielle Grenze gezogen, bezüglich des uns vor- 
geschriebenen Liberalisierungsbereichs. Der 
Rom-Vertrag enthält ebenfalls in seinen Arti- 
keln 59 bis 73 diesbezügliche Bestimmungen. 
Der Bereich, der unter diese beiden Reihen von 
Verpflichtungen fällt, ist in mancherlei Hin- 
sicht derselbe, doch geht der Rom-Vertrag in 
gewissen wichtigen Punkten weiter. 

33. Müssen wir, um die Freihandelszone nicht in j 
Frage zu stellen, unsere Verpflichtungen auf | 
diesem Gebiet erweitern? Dies könnte durch ' 
verschiedene Methoden erreicht werden: 

(a) Diejenigen unter uns, die zu besonderen 

Punkten Vorbehalte haben, könnten sich 
damit einverstanden erklären, diese Vor- 
behalte fallen zu lassen und — entweder I 
sofort oder nach einem Zeitplan — ein i 
liberales Verfahren anzuwenden. I 

(b) Bei den Verpflichtungen, bei denen der | 
Umfang der von uns geforderten Liberali- t 
sierung begrenzt ist, könnten wir damit 
einverstanden sein, die Begrenzung aufzu- 
heben oder sie durch etwas weniger Ein- 
schränkendes zu ersetzen. 

(c) Wir könnten damit einverstanden sein. 
Verpflichtungen auf Gebieten zu akzeptie- 
ren, auf denen wir bisher keine eingegan- 
gen sind. 

(d) Wir könnten einer Änderung der institu- 
tioneilen Einrichtungen zustimmen, welche 
für die Erfüllung der Verpflichtungen auf 
diesem Gebiet zu sorgen haben. 

34. Sachverständige haben einen Bericht ausgear- 
beitet, der erkennen läßt, welche Änderungen 
dieser Art erforderlich sind, damit das Arbeiten 
der Freihandelszone nicht behindert wird. 


D. Verkehr der Arbeitskräfte 

35. Diese Frage wird im Rom-Vertrag behandelt. 
Gegenwärtig haben wir alle auf diesem Ge- 
biet gewisse Verpflichtungen, die im OEEC- 
Abkommen und im OEEC-Kodex für die Ar- 
beitskräfte festgelegt sind. Sind wir der Auf- 
fassung, daß die bestehenden Verpflichtungen 
erweitert oder erhöht werden sollen? 


E. Niederlassungsrecht 

36. Der Vertrag von Rom sieht die schrittweise Er- 
weiterung der nationalen Behandlung auf dem 
Gebiet des Niederlassungsrechtes vor. Soll die 
Freihandelszone entsprechende Bestimmungen 
vorsehen, und wenn ja, für welchen Zeitraum? 


F. Binnenverkehr 

37. Die Probleme der Beseitigung von Diskrimi- 
nierungen und der Unterstützung auf dem Ge- 
biet des Verkehrs durch die Gestaltung der 
Transportkosten wurde in Ziffer 11 (e) als 
eines der Probleme der Liberalisierung des 
Handels behandelt. Im übrigen enthält der 
Rom-Vertrag in den Artikeln 74 bis 84 Bestim- 
mungen für die Entwicklung einer gemeinsamen 
Verkehrspolitik und gemeinsamer Regeln für 
den internationalen Verkehr. Ist es notwendig 
oder wünschenswert, ähnliche Bestimmungen 
als Teil einer Freihandelszone vorzusehen? 
Wenn ja, inwieweit wären die Bestimmungen 
des Rom-Vertrags für eine Freihandelszone ge- 
eignet? 


V. Fragen des Aufbaus 

A. Die schrittweise Errichtung der Freihandelszone 

38. Der Rom-Vertrag enthält besondere Bestim- 
mungen über den Übergang von der ersten zur 
zweiten Stufe. Zweck dieser Bestimmungen ist 
es, die Stellung jedes einzelnen Unterzeichner- 
staates zu sichern und zu gewährleisten, daß 
alle Verpflichtungen, die nach dem Vertrag 
während der ersten Stufe zu erfüllen sind, tat- 
sächlich erfüllt werden. 

39. Soll für die Freihandelszone ein ähnliches Ver- 
fahren gelten? Wenn ja, wird es erforderlich 
sein, in bezug auf die Gebiete dieser Auf- 
stellung, für die wir nach übereinstimmender 
Auffassung Verpflichtungen übernehmen kön- 
nen, zu entscheiden, inwieweit diese verschie- 
denen Verpflichtungen während der ersten 
Stufe zu erfüllen sind, und Verfahren vorzu- 
sehen, mit denen festgestellt werden kann, ob 
diese Verpflichtungen erfüllt wurden? 

40. Es wird auf jeden Fall erforderlich sein, zu 
prüfen, welche Vorkehrungen unter Berücksich- 
tigung der Bestimmungen des Rom-Vertrags am 
Ende der ersten Stufe in der Freihandelszone 
zu treffen sind. 

41. Wäre es möglich — wie vorgeschlagen — , 
einen bemerkenswerten Unterschied zwischen 
den Verpflichtungen für die Freihandelszone 
und den entsprechenden Verpflichtungen inner- 
halb der EWG zuzulassen? Könnten etwa die 
Pflichten innerhalb der Freihandelszone, die 
Zölle und Kontingente herabzusetzen, auf die 
erste Stufe beschränkt und Vorkehrungen ge- 
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troffen werden, damit die Mitglieder bei Ab- j 
lauf dieser Stufe unter Berücksichtigung ihrer 
Erfahrungen entscheiden, ob sie weitergehen ' 
wollen, und wenn ja, welche weiteren Ver- ! 
pflichtungen sie übernehmen sollen? 


B. Mitgliedschaft | 

42. Wir haben alle den lebhaften Wunsch — ei | 

kommt auch in der am 17. Oktober angenom- ! 
menen Entschließung zum Ausdruck — , daß wir 
die wirtschaftliche Solidarität der Mitgliedstaa- i 
ten der OEEC festigen wollen. Der Rat erklärte j 
seine Entschlossenheit, die Errichtung einer alle 
Mitgliedstaaten umfassenden europäischen 
Freihandelszone sicherzustellen und insbeson- 
dere, den Interessen wirtschaftlich weniger ent- 
wickelter Mitgliedstaaten unter Berücksichti- i 
gung der Berichte des Vorsitzenden der Ar- ! 
beitsgruppe Nr. 23 voll Rechnung zu tragen. In i 
seinem Bericht vom 15. Oktober äußerte er die | 
Ansicht, daß | 

(i) geeignete Mittel gefunden werden müßten, 
damit der Export dieser Länder — der i 
weitgehend eine Agrarausfuhr sei — einen 
Nutzen aus der Schaffung der Freihandels- 
zone ziehen könne; 

(ii) während einer Übergangszeit Vorschriften 
bestehen müßten, die es den weniger ent- 
wickelten Ländern ermöglichten, einen stär- 
keren Zollschutz beizubehalten als er im 
Vertrag im allgemeinen zu gestatten sei; 

(iii) innerhalb des institutionellen Rahmens der j 
Freihandelszone Finanzmittel zur Verfü- I 
gung sein sollten, um die wirtschaftliche 
Entwicklung der weniger entwickelten Län- 
der zu unterstützen, so daß sie schneller 
in eine Lage versetzt würden, die es ihnen ; 
gestatte, die Verpflichtungen auf Grund 
der Freihandelszone voll zu übernehmen, ; 

43. Ich hoffe, wir können den ersten dieser Punkte 

zum großen Teil in unseren allgemeinen Dis- : 
kussionen über Teil II dieser Aufstellung be- ! 
handeln. ! 

44. Der zweite Punkt kann sich teilweise als ein 
besonderes Problem der Zeitplanung erweisen, 
wenngleich sich auch ein Problem etwa inso- 
fern ergeben würde, als es einigen zur Zeit 


nicht möglich erscheinen könnte, sich zu ver- 
pflichten, zu irgendeinem späteren Zeitpunkt 
alle Verpflichtungen zu übernehmen. Wir wer- 
den zu prüfen haben, welche besonderen Ab- 
machungen etwa möglich sind, wobei wir un- 
sere bestehenden internationalen Verpflichtun- 
gen im Auge behalten müssen. 

45. Das dritte Problem — Mittel für die Entwick- 
lung — hat verschiedene Gesichtspunkte, bei 
denen wir nach unserer Diskussion etwa fest- 
stellen könnten, daß wir weiteren sachkundi- 
gen Rat benötigen. 


C. Assoziierte Hoheitsgebiete 

46. Der Rom-Vertrag sieht in vielerlei Weise vor, 
die außereuropäischen Hoheitsgebiete, die von 
den einzelnen Mitgliedstaaten der EWG ab- 
hängig oder mit ihnen assoziiert sind, in die 
EWG einzubeziehen oder mit ihr zu assoziieren. 

47. Sollen Bestimmungen über die Einbeziehung 
der außereuropäischen Hoheitsgebiete in die 
Freihandelszone oder deren Assoziierung mit 
dieser Zone vorgesehen werden, sofern diese 
Gebiete von den einzelnen Mitgliedern der 
Freihandelszone einschließlich der Mitglieder 
der EWG abhängig oder mit ihnen assoziiert 
sind? 


D. Organe 

48. Ich habe diesen Punkt aufgenommen, um die 
Aufstellung zu vervollständigen. Ich zweifle 
jedoch daran, ob eine nutzbringende Diskussion 
hierüber stattfinden kann, bevor unsere Unter- 
suchung der vorhergehenden Probleme ein gut 
Stück weiter fortgeschritten ist. Sobald dieser 
Punkt erörtert werden kann, werden sich fol- 
gende wichtige Fragen ergeben: 

(a) Welche Organe werden für das Funktio- 
nieren der Freihandelszone erforderlich 
sein? 

(b) Welche Beziehung wird zwischen diesen 
Organen und denjenigen der EWG (und 
auch denen der EGKS und von Euratom) 
einerseits sowie denjenigen der OEEC an- 
dererseits bestehen? 
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1. Allgemeine Erwägungen 

1. Die Gemeinschaft ist nicht gegen den Ab- 
schluß eines getrennten Vertrags auf dem Gebiet 
der Landwirtschaft eingestellt. Sie ist jedoch we- 
gen der ihres Erachtens notwendigen Verbindungen 
zwischen dem Vertrag über die landwirtschaftliche 
Assoziation und dem Vertrag über die Europäisclie 
Wirtschaftsassoziation weiterhin der Auffassungr 
daß der Abschluß eines einzigen Vertrages eine be- 
trächtliche Vereinfachung bedeuten würde. 

Für den Fall nämlich, daß die Lösung zweier 
getrennter Verträge angenommen würde, ist die 
Gemeinschaft der Auffassung, diese beiden Verträge 
müßten gleichzeitig geschlossen und insbesondere 
durch eine in jedes dieser Abkommen aufzuneh- 
mende Klausel miteinander verbunden werden, 
nach der das Inkrafttreten und die Durchführung 
eines dieser Abkommen durch das Inkrafttreten 
und die Durchführung des anderen bedingt würde. 

Die Frage der Verbindung zwischen den bei- 
den Verträgen stellt sich daher nicht nur für 
ihr Inkrafttreten, sondern auch für alle Stadien ihrer 
Durchführung. Daraus ergibt sich, daß die Dauer 
der Übergangszeit in beiden Verträgen dieselbe 
sein und der Übergang zu den einzelnen Stufen 
gleichzeitig und nach einem festzulegenden Ver- 
fahren erfolgen müßte. 

2. Der allgemeine Inhalt des Vertrags über die 
landwirtschaftliche Assoziation müßte allgemeine 
Grundsätze und Ziele umfassen, die für die gesamte 
Dauer des Vertrages gültig sind. 

Dagegen würden gewisse Verpflichtungen nur 
für einen begrenzten Zeitabschnitt, nämlich für die 
erste Stufe, festgelegt, in deren Verlauf die ge- 
meinsame Landwirtschaftspolitik der Gemeinschaft 
und die aufeinander abgestimmte Landwirtschafts- 
politik der Assoziation erarbeitet werden soll. 

Die genauen Verpflichtungen für die folgen- 
den Stufen würden vor Ende der ersten Stufe fest- 
gelegt. 

Ferner werden sich eine Reihe gleichartiger 
Probleme für den Landwirtschaftsvertrag und den 
Vertrag über die Europäische Wirtschaftsassoziation 
ergeben. Es handelt sich insbesondere um institutio- 
neile Fragen, Schutzklauseln und den Übergang zu 
den einzelnen Stufen. Für diese Fälle müßte der 
Vertrag über die landwirtschaftliche Assoziation 
Verweise auf den Vertrag über die Europäische 
Wirtschaftsassoziation enthalten. 

3. Die Bestimmungen in Fragen der Agrarpolitik, 
die im Vertrag über die landwirtschaftliche Asso- 
ziation vorgesehen werden, dürfen kein Hindernis 
für die Durchführung der gemeinsamen Agrarpolitik 
der Gemeinschaft darstellen. 

Diese hält es jedoch für erforderlich, daß im 
Rahmen der Assoziation Vergleiche der Agrarpoli- 
tik aller Mitgliedstaaten vorgenommen werden, da- 
mit ein gegenseitiger Einfluß auf diesem Gebiet 
hergestellt wird. 

Selbstverständlich wird die Gemeinschaft bei 
der Ausarbeitung ihrer gemeinsamen Agrarpolitik 


der Tatsache, daß ihre Mitglieder gleichzeitig an 
einer umfassenderen Assoziation beteiligt sind, als 
wichtigem Faktor für die Festlegung dieser Politik 
Rechnung tragen. 

4. Die Gemeinschaft möchte auf einige Grund- 
sätze aufmerksam machen, die ihres Erachtens die 
Fortführung und den Abschluß der Verhandlungen 
bestimmen müßten: 

— durch das z. Z. ausgehandelte Abkommen sollen 
die übrigen Mitgliedstaaten der OEEC gemäß 
der Entscheidung des Rates der OEEC vom 
12. Februar 1957 mit dem Gemeinsamen Markt 
der Sechs auf multilateraler Grundlage asso- 
ziiert werden. Dies schließt u. a. ein, daß die 
übrigen Mitgliedstaaten der Assoziation die Gül- 
tigkeit der Ziele des Rom-Vertrags hinsichtlich 
der Grundsätze des internationalen Handels an- 
erkennen; 

— dieses Abkommen müßte jede Beeinträchtigung 
des Rom-Vertrags nach Inhalt und Durchführung 
ausschließen; 

— das Bestehen und die praktische Verwirklichung 
der Gemeinschaft dürfen nicht so ausgelegt wer- 
den, als ob sie eine diskriminierende Behand- 
lung der übrigen Partner der Assoziation zur 
Folge haben könnten, wohl aber können sie zu 
einer je nach Position der Länder unterschied- 
lichen Behandlung führen. 

5. Diese grundlegenden Prinzipien müssen in 
einer Bestimmung des Assoziationsvertrags aus- 
drücklich anerkannt werden. Diese Bestimmung 
könnte an den Schluß des Vertrags gesetzt werden 
und wie folgt lauten: 

i) „Die Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft treten diesem Vertrage in 
dieser Eigenschaft bei, und zwar gemäß den 
nachstehend vorgesehenen Bestimmungen mit 
allen sich daraus ergebenden Rechten und 
Pflichten." 

ii) „Die Pflichten aus diesem Vertrag gelten für 
die Beziehungen, welche die Mitgliedstaaten 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft mit 
den übrigen Vertragsparteien digses Vertrags^ 
die nicht Mitglieder der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft sind, unterhalten." 

iii) „Dieser Vertrag gilt nicht für die Beziehungen 
zwischen den Mitgliedstaaten der EWG, die 
durch den Rom-Vertrag organisiert sind, des- 
sen Durchführung nicht durch den Assozia- 
tionsvertrag beeinträchtigt werden darf." 


IL Allgemeine Bestimmungen 

1. Liste der Erzeugnisse, die der Regelung für die 
Landwirtschaft unterliegen 

6. Die Erzeugnisse, die der Regelung für die 
Landwirtschaft im Rahmen der Assoziation unter- 
liegen, müßten grundsätzlich dieselben sein wie die- 
jenigen, die in Anwendung des Rom-Vertrags als 
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solche Erzeugnisse angesehen werden. Selbstver- | 
ständlich würden die Ergänzungen, die im Rahmen I 
des Verfahrens des Artikels 38 Abs. 3 noch in | 
die Anlage II aufgenommen werden können, nicht 
vorgenommen, bevor die Gemeinschaft ihre Asso- 
ziationspartner angehört hat. 

2. Allgemeine Vertragsziele 

7. Die Mitgliedstaaten müßten unter sich eine 
aufeinander abgestimmte Agrarpolitik auf der 
Grundlage der Ziele aufstellen, die in Artikel 39 
des Rom-Vertrags festgelegt sind. 

8. Als weiteres Ziel müßte noch folgendes hinzu- 
kommen: 

„den Handelsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
der Assoziation weiter liberalisieren und entwik- 
keln, um schrittweise eine rationelle Ausnützung 
der Faktoren der landwirtschaftlichen Erzeugung 
zu gewährleisten." 

Es liegt tatsächlich nicht in der Absicht der 
Gemeinschaft, eine autarke Haltung einzunehmen. 
In diesem Sinne hat die in Artikel 43 des Rom-Ver- 
trags vorgesehene Landwirtschaftskonferenz der 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft insbesondere fol- 
gende Entschließungen gefaßt: 

„Die Durchführung des Vertrages muß aus sich 
heraus zu einer fortschreitenden Entwicklung des 
Güteraustausches innerhalb der Gemeinschaft füh- 
ren; gleichzeitig wird der Notwendigkeit Rechnung 
zu tragen sein, die Handelsbeziehungen und die 
vertraglichen politischen und wirtschaftlichen Bin- 
dungen mit dritten Ländern zu unterhalten und die 
Möglichkeit aufrechtzuerhalten, sich gegen ver- 
fälschte Konkurrenz von außen zu schützen. 

Zwischen Produktion und Absatzmöglich- 
keiten muß ein Gleichgewicht gesucht werden, wo- 
bei die mögliche Ausfuhr und Einfuhr sowie eine 
den wirtschaftlichen Strukturen und den natürlichen 
Bedingungen in der Gemeinschaft entsprechende 
Arbeitsteilung zu berücksichtigen sind." 

Während aber die Bestimmungen des Rom- 
Vertrags in ihrer Gesamtheit eine ausreichende 
Garantie für die Ausweitung des Handelsverkehrs 
unter seinen Mitgliedsländern bieten, müßte man- 
gels entsprechender Bestimmungen im Assoziations- 
vertrag das obengenannte weitere Ziel in die auf- 
einander abgestimmte Agrarpolitik aufgenommen 
werden. 

Dieses Ziel würde darin bestehen, die größt- 
mögliche Ausweitung des Handelsverkehrs der 
Partnerländer zu gestatten und zu verhindern, daß 
die Importe aus den Partnerländern nicht unter das 
gegenwärtige Niveau zurückgeführt werden. 


III. Vorschriften, die bereits auf der ersten 
Stufe anwendbar sind 

1. Agrarpolitik 

9. Die auf dem Gebiet der Agrarpolitik vor- 
zusehende Zusammenarbeit müßte auf eine fort- 
schreitende Anpassung der Agrarpolitik der ein- 


zelnen Staaten im Sinne der in Ziffer 7 und 8 fest- 
gelegten allgemeinen Ziele abzielen. 

10. Zu diesem Zweck müßte eine systematische 
Prüfung und eine Gegenüberstellung der nationalen 
Landwirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten der As- 
soziation durchgeführt werden. 

Für diese Gegenüberstellung müßten daher 
außer den allgemeinen Zielen in Ziffer 7 und 8 noch 
präzisere Ziele zugrunde gelegt werden. Hierbei 
könnten die vom Ausschuß der Landwirtschafts- 
minister der OEEC angenommenen Beschlüsse vom 
3. Mai 1956 (CMA (56) 5) als Ausgangspunkt dienen. 

Zu Anfang müßte die Agrarpolitik jedes ein- 
zelnen Mitgliedstaates der Gemeinschaft getrennt 
geprüft werden. An die Stelle dieser getrennten 
Prüfung muß jedoch nach Maßgabe der Entwick- 
lung der gemeinsamen Politik der Sechs eine Prü- 
fung dieser Politik treten. 

11. Die Berichte, in denen die Ergebnisse der 
Gegenüberstellungen niedergelegt sind, würden den 
Regierungen der Mitgliedstaaten zugeleitet und 
könnten gegebenenfalls veröffentlicht werden. 

Die Möglichkeit, aus der Gegenüberstellung 
der Politik Richtlinien an die vertragschließenden 
Parteien abzuleiten, müßte vorgesehen werden. 
Diese Richtlinien müßten nach einem noch zu be- 
stimmenden Verfahren und durch besondere Institu- 
tionen einstimmig festgelegt werden. 

12. Ferner müßte ein Beschwerde- und Schieds- 
verfahren vorgesehen werden, dessen Einzelheiten 
näher festzulegen sind. Dieses Verfahren könnte in 
Anspruch genommen werden, um die Beachtung der 
in Ziffer 7 und 8 festgelegten allgemeinen Ziele 
zu erlangen. 


2. Bestimmungen auf dem Gebiet der Zölle 

13. Die Mitgliedstaaten der Assoziation ver- 
pflichten sich, darauf zu verzichten, untereinander 
neue Ein- und Ausfuhrzölle einzuführen und die in 
ihren gegenseitigen Handelsbeziehungen angewand- 
ten Zölle zu erhöhen. 

Der für die Anwendung dieser Regel zu be- 
rücksichtigende Ausgangszollsatz ist der am 1. Ja- 
nuar 1957 angewandte Satz. 

Ausnahmen von letzterem Grundsatz könnten 
in beschränktem Umfange zugelassen werden und 
würden in einer dem Vertrag beigefügten Liste 
aufgeführt. 

14. Außerdem müßten folgende Bestimmungen 
getroffen werden: 

— ■ Senkung gewisser sehr hoher Zollsätze. Die 
dieser Verpflichtung unterliegenden Länder und 
Erzeugnisse sowie die Höhe der Senkung wer- 
den in einem Protokoll als Anhang zum Asso- 
ziationsvertrag aufgeführt werden. 

— Gewährung gewisser Zollkontingente mit Zöllen, 
die degressiv oder gleich Null sind. 
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3. Bestimmungen auf dem Gebiet j 

der mengenmäßigen Beschränkungen I 

15. Die Mitgliedstaaten der Assoziation ver- 
pflichten sich, darauf zu verzichten, untereinander 
neue mengenmäßige Beschränkungen und Maß- 
nahmen mit gleicher Wirkung einzuführen. Diese 
Verpflichtung gilt jedoch nur für das in Durchfüh- 
rung der Beschlüsse des Rats der OEEC vom 
14. Januar 1955 erreichte Niveau der Liberalisie- 
rung. 

Die Möglichkeit zu Ausnahmen von dieser 
Regel müßte so vorgesehen werden, daß es einem 
Land nach einem noch zu bestimmenden Verfahren 
möglich ist, für bestimmte Erzeugnisse vom Status 
quo abzuweichen, wenn es dafür einen Ausgleich 
bei anderen Erzeugnissen gewährt. 

16. Die Vertragsparteien verpflichten sich, den 
Abschluß von zwei- oder mehrseitigen Abkommen 
zu fördern, durch welche sie den anderen Vertrags- 
parteien für jedes der Erzeugnisse, dessen Liberali- 
sierung nicht gemäß dem Abkommen über den 
Status quo konsolidiert ist, ein angemessenes Aus- 
fuhrvolumen garantieren. Als angemessenes Vo- 
lumen wird ganz allgemein das durchschnittliche 
Einfuhrvolumen innerhalb einer festzulegenden 
Referenzperiode angesehen. 

Für den Fall, daß der einheimische Verbrauch 
an einem bestimmten Erzeugnis erheblich zu- : 
genommen hat, müssen die Einfuhrmöglichkeiten ■ 
für diese Erzeugnisse erhöht werden, jedoch unter i 
Berücksichtigung der Steigerung der nationalen : 
Produktion. i 

17. Die Mitgliedstaaten werden sich schließlich | 

bemühen, im Rahmen der schrittweisen Ausarbei- j 
tung der aufeinander abgestimmten Politik einen : 
Plan für die Beseitigung der noch in Kraft befind- i 
liehen mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen auf- j 
zustellen, erforderlichenfalls und im Rahmen der , 
Koordinierung der Marktordnungen unter Einschluß : 
derjenigen, die auf die staatlichen Handelsorgan!- i 
sationen und die Einfuhrmonopole zurückzuführen ! 
sind. ! 


4, Subventionen 


müßte im Rahmen einer Gegenüberstellung der 
Agrarpolitik periodisch überprüft werden, um die 
die Entwicklung des intereuropäischen Handels in 
abnormer Weise hemmenden Subventionen schritt- 
weise zu senken. 


b) Ausfuhrsubventionen 

20. Das Problem der Beseitigung der Ausfuhr- 
subventionen muß ebenfalls im Rahmen der auf- 
einander abgestimmten Agrarpolitik der Länder 
nach einem Beschwerdeverfahren geregelt werden, 
durch welches die schädlichen Folgen dieser Sub- 
ventionen für den Warenaustausch beseitigt wer- 
den. 

Hierzu ist zu bemerken, daß die möglichen 
Folgen des Beschlusses des Rates der OEEC (C(55)6) 
sowie der Empfehlungen des Ausschusses der Land- 
wirtschaftsminister der OEEC (CMA(56)5 und 
CMA(57)2 final) über die Beihilfen für die Expor- 
teure noch einer aufmerksamen Prüfung bedürfen. 

5. Abmachungen betreffend gewisse Erzeugnisse 

21. a) Gemäß dem in Artikel 45 des Rom-Vertrags 
vorgesehenen System werden langfristige Abkom- 
men oder Verträge als ein Mittel angesehen, um 
die Einsetzung einer gemeinsamen Organisation 
der Agrarmärkte vorzubereiten. 

Die Bestimmungen des Assoziationsvertrags 
dürfen nicht dazu führen, die Anwendung der Be- 
stimmungen des Artikels 45 zu beeinträchtigen, in 
dem die Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft auf diesem Gebiet festgelegt 
werden. 

b) Vorbehaltlich vorstehender Erwägungen könn- 
ten folgende Bestimmungen in den Assoziations- 
vertrag aufgenommen werden, um den Abschluß 
langfristiger Abkommen oder Verträge zu fördern: 

Für die Erzeugnisse, für die bei gewissen 
Assoziationspartnern 

— Bestimmungen vorhanden sind, die darauf ab- 
zielen, den einheimischen Erzeugern den Ab- 
satz ihrer Erzeugnisse zu gewährleisten, und 

— ein Einfuhrbedarf besteht. 


18. Die Gemeinschaft ist der Ansicht, daß der As- 
soziationsvertrag Bestimmungen über die Subven- 
tionen für die Produktion wie auch über die Aus- 
fuhrsubventionen enthalten muß. Diese beiden 
Arten von Subventionen haben nämlich die gleichen 
Folgen für den Warenaustausch, 

Es ist ferner unbedingt erforderlich, daß die 
Regelung für alle Arten von Subventionen gilt, 
gleichviel, ob es sich um Regierungssubventionen 
oder solche anderer Art handelt. 

a) Subventionen für die Produktion 

19. Die Höhe der Subventionen für die Produk- 
tion, durch die bei bestimmten Erzeugnissen die 
Spanne zwischen garantierten Produktionskosten 
und einem Marktpreis ausgeglichen werden soll, 


könnte die Entwicklung des Handels durch den Ab- 
schluß langfristiger Abkommen oder Verträge zwi- 
schen den einführenden Partnern der Assoziation 
und den ausführenden Partnern angestrebt werden. 
Die Partner dieser Abkommen oder Verträge wer- 
den bei diesen Abmachungen ihre Verpflichtungen 
gegenüber den dritten Ländern berücksichtigen. 

Die Partner eines langfristigen Abkommens 
oder Vertrages werden Konsultationen mit jedem 
anderen Partner der Assoziation aufnehmen, der 
sich durch die genannte Abmachung als geschädigt 
betrachtet, um zu einer zufriedenstellenden Rege- 
lung zu gelangen. Falls eine derartige Regelung 
nicht innerhalb einer angemessenen Frist verein- 
bart werden kann, wird ein Beschwerdeverfahren 
eingeleitet, dessen Einzelheiten noch festzulegen 
sind. 
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IV. Nachfolgende Stufen | 

22. Es wird in Erinnerung gebracht, daß gemäß 1 
der in diesem Memorandum festgelegten Konzep- 
tion des Landwirtschaftsvertrages die oben in Ka- 
pitel II und III enthaltenen Bestimmungen allge- 
meinen Charakters für die Gesamtdauer des Ver- 
trages gültige Regeln darstellen. 

23. Vor Ende der ersten Stufe müßten ergänzende 
Regeln für die folgenden Stufen festgelegt werden. 

24. a) Diese Regeln müssen insbesondere die Ent- 
wicklung eines Vergleichs der Agrarpolitik gestat- 
ten, welche die Vertragspartner im Hinblick auf 
die Aufstellung einer aufeinander abgestimmten 
Agrarpolitik verfolgen, indem, wenn erforderlich, 
auf eine Koordinierung der einzelstaatlichen Markt- 
ordnungen zurückgegriffen wird. 

b) Die Aufhebung der Zölle sowie die Beseiti- 
gung der mengenmäßigen Beschränkungen und der 
Subventionen für die Produktion und die Ausfuhr, 
soweit sie eine Einschränkung des Handelsver- 
kehrs mit sich bringen könnten, werden gleich- 
laufend mit der Aufstellung der aufeinander abge- 
stimmten Politik vor sich gehen. 


V. Institutioneile Probleme 

25. Die institutioneilen Probleme im Rahmen des 
Assoziationsvertrags für die Landwirtschaft kön- 
nen erst nach Prüfung des allgemeinen institutio- 
nellen Problems eingehender untersucht werden. 
Es darf jedoch schon jetzt auf die besondere Be- 
deutung der institutioneilen Probleme auf dem 
Landwirtschaftssektor hingewiesen werden, insbe- 
sondere in bezug auf die Verwirklichung der auf- 
einander abgestimmten Politik. Die Verstärkung 
des institutionellen Systems soll nach Maßgabe 
dieser Verwirklichung vorgesehen werden. 


VI. Schutzklauseln 

26. Es wird daran erinnert, daß die Bestimmun- 
gen über die Schutzklauseln, die in den Vertrag 


über die Europäische Wirtschaftassoziation aufge- 
nommen werden, auf Grund der in Ziffer 2 dieses 
Memorandums vorgesehenen hinweisenden Bestim- 
mungen auch auf dem Gebiet der Landwirtschaft 
anwendbar sind. 

27. Nach Auffassung der Gemeinschaft stellt sich 
die Frage allgemeiner Vorschriften bezüglich der 
Mindestpreise nur insoweit, als die Zölle oder Kon- 
tingente auf dem Agrarsektor abgeschafft werden. 

Diese Erwägung gestattet es den Partnern je- 
doch, die Anwendung von Mindestpreisen in zwei- 
oder mehrseitigen Abkommen vorzusehen. 


VIL Bestimmungen über den Gesundheitsschutz 

28. Nach Auffassung der Gemeinsdiaft müssen 
alle Vertragspartner sich entschlossen erklären, 
alle geeigneten Vorkehrungen zu treffen, damit 
keine Maßnahme auf dem Gebiet des Gesundheits- 
schutzes sich ungünstig auf den Handel mit land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen auswirkt. Ein ent- 
sprechendes Abkommen wäre innerhalb von zwei 
Jahren nach Inkrafttreten des Vertrages zu schlie- 
ßen. 

Diese Regelung müßte jede Möglichkeit einer 
Diskriminierung zwischen der Behandlung der ein- 
heimischen Erzeugnisse und derjenigen der einge- 
führten Erzeugnisse ausschließen. 


VIII. Besondere Regelung für das Großherzog- 
tum Luxemburg auf dem Gebiet der Land- 
wirtschaft 

29. Die Gemeinschaft ersucht, in den Assozia- 
tionsvertrag die Regelung aufzunehmen, die Ar- 
tikel I des Protokolls betreffend das Großherzog- 
tum Luxemburg im Anhang zum Rom-Vertrag ge- 
währt. 
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Deutscher Bundestag 

Einleitung | 

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft legt dem | 
Regierungsausschuß diese Denkschrift vor, in der | 
ihre Haltung zu einer Reihe von Fragen im Zusam- i 
menhang mit den Verhandlungen über einen Ver- i 
trag über die Europäische Wirtschaftsassoziation 
näher Umrissen wird. 

Diese Denkschrift ist nicht als erschöpfend zu be- j 
trachten; die Gemeinschaft behält sich vielmehr ' 
vor, ihre Stellungnahme gegenüber weiteren Pro- 
blemen, insbesondere der Zusammenfassung zu Glo- i 
baikontingenten, später im Laufe der Verhandlun- ; 
gen zu ergänzen. j 

Selbstverständlich sind die nachstehend festgelegte | 
gemeinsame Haltung und die entsprechenden Über- i 
einkünfte mit einem erfolgreichen Abschluß der ge- ; 
genwärtigen Arbeiten, insbesondere der in dieser I 
Denkschrift vorgesehenen Arbeiten, verknüpft. 


L Allgemeine Erwägungen 

1. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft will 
ihren Willen erneut feierlich bekunden, sowohl aus 
wirtschaftlichen als auch aus politischen Gründen 
zum Abschluß eines Abkommens zu gelangen, durch 
welches es möglich wird, auf multilateraler Basis 
die übrigen Mitgliedstaaten der OEEC mit der Ge- 
meinschaft zu assoziieren. 

Auf wirtschaftlicher Ebene hat sich die Ge- 
meinschaft nämlich im Vertrag selbst zum Ziel ge- 
setzt, zur harmonischen Entwicklung des Welthan- 
dels beizutragen. Auf politischer Ebene ist sie sich 
der besonderen Beziehungen bewußt, welche die 
europäischen Länder verbinden, und sie will zu 
ihrem gegenseitigen Verständnis und ihrer Soli- 
darität beitragen. Sie will auf diese Weise die seit 
vielen Jahren im Rahmen der OEEC geschaffene 
Zusammenarbeit aufrechterhalten und festigen. 

2. Die Gemeinschaft möchte gewisse Grundsätze 
in Erinnerung bringen, die ihrer Auffassung nach 
für die Weiterführung und den Abschluß der Ver- 
handlungen maßgebend sein müssen: 

— das Abkommen, über das gegenwärtig ver- 
handelt wird, hat zum Ziel, gemäß dem Beschluß des 
Rates der OEEC vom 12. Februar 1957 die übrigen 
Mitgliedstaaten der OEEC auf multilateraler Basis 
mit dem Gemeinsamen Markt der Sechs zu asso- 
ziieren. Voraussetzung hierfür ist unter anderem, 
daß die übrigen Mitgliedstaaten der Assoziation die 
Ziele des Rom-Vertrags im Zusammenhang mit den 
Grundsätzen des internationalen Handels als gültig 
anerkennen; 

— dieses Abkommen muß so beschaffen sein, 
daß der Inhalt und die Durchführung des Rom- Ver- 
trags in keiner Weise beeinträchtigt werden; 

— das Bestehen und die Verwirklichung der 
Gemeinschaft dürfen nicht so angesehen werden, 
als würden sie eine diskriminierende Behandlung 
gegenüber den übrigen Partnern der Assoziation 
mit sich bringen; sie können aber eine unterschied- 
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liehe Behandlung zur Folge haben, die in der Hal- 
tung dieser Länder selbst begründet ist. 

3. In einer ausdrücklichen Bestimmung des Ver- 
trags über die Assoziation müßten diese grund- 
legenden Prinzipien anerkannt werden. Diese Be- 
stimmung könnte am Ende der Übereinkunft stehen 
und wie folgt lauten: 

i) „Die Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft treten diesem Vertrage in 
dieser Eigenschaft bei, und zwar gemäß den 
nachstehend vorgesehenen Bestimmungen mit 
allen sich daraus ergebenden Rechten und 
Pflichten." 

ii) „Die Pflichten aus diesem Vertrag gelten für 
die Beziehungen, welche die Mitgliedstaaten 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft mit 
den übrigen Vertragsparteien dieses Vertrags, 
die nicht Mitglieder der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft sind, unterhalten." 

iii) „Dieser Vertrag gilt nicht für die Beziehungen 
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, die durch den Rom- 
Vertrag gestaltet werden, dessen Durchfüh- 
rung durch den Assoziationsvertrag nicht be- 
einträchtigt werden darf." 

4. Zu dem Wort „Freihandelszone", das bisher 
für die Bezeichnung des Vertrags benutzt wurde, 
über den gegenwärtig verhandelt wird, ist zu be- 
merken, daß unter dem Ausdruck „Freihandel" vom 
doktrinären Standpunkt aus gesehen ein ganz be- 
stimmtes Wirtschaftssystem zu verstehen ist. In 
Anbetracht des Inhalts, der nun für den in Frage 
stehenden Vertrag vorgesehen ist, erscheint dieses 
Wort nicht sehr glücklich und müßte geändert wer- 
den. 

Die Gemeinschaft schlägt vor, sich für den 
Titel „Europäische Wirtschaftsassoziation" zu ent- 
scheiden. 


11. Lösungen für die Probleme, die sich aus den 
unterschiedlichen Außentarifen der Mitglieds- 
länder der Assoziation ergeben, und sonstige 
Wettbewerbsfragen 

5. Das Fehlen eines gemeinsamen Außentarifs 
und einer gemeinsamen Handelspolitik gegenüber 
den dritten Ländern innerhalb der Assoziation wirft 
Fragen auf, die gelöst werden müssen (Verkehrs- 
verlagerungen, Verlagerung wirtschaftlicher Tätig- 
keiten usw.). Die Gemeinschaft ist der Ansicht, daß 
die Durchführung des Mandats, das dem Handels- 
direktorium vom Regierungsausschuß auf dessen 
siebter Tagung am 25. Juli 1958 übertragen wurde 
(Dok. CIG (58)49 — final), geeignet ist, bedeutende 
Fortschritte in der Prüfung dieser Frage zu ermög- 
lichen. In Erwartung der Schlußfolgerungen, zu 
denen das Handelsdirektorium gelangen kann, 
möchte die Gemeinschaft die Leitgedanken aufzei- 
gen, die ihres Erachtens für die Regelung der Pro- 
bleme festgehalten werden sollen, welche sich aus 
den unterschiedlichen Außentarifen der Mitglieds- 
länder der Assoziation ergeben. 
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6. Die Gemeinschaft möchte zunächst darauf hin- 
weisen, daß sie den Schlußfolgerungen unter 
Ziffer 8 d) des Berichts des Direktoriums hinsichtlich 
der fiskalischen Mittel, die herangezogen werden 
könnten, um das Problem der Verkehrsverlagerun- 
gen zu lösen, und der aktiven Fortführung der Un- 
tersuchungen besondere Bedeutung beimißt, die be- 
züglich der unter Ziffer 3 (iii) des genannten Be- 
richts erwähnten Lösungsmöglichkeit eingeleitet 
wurden. 

In der Anlage ist eine eingehende Beschrei- 
bung der Einzelheiten beigefügt, die in den Fällen, 
in denen diese Möglichkeit Anwendung findet, 
zweckmäßigerweise in Betracht kämen. 

Wie sie vor dem Regierungsausschuß bereits 
erklären konnte, ist die Gemeinschaft der Auffas- 
sung, daß die geeignetsten Lösungen für das Pro- 
blem der Verkehrsverlagerungen in einer Reihe 
von Zweigen wahrscheinlich in der Anwendung 
dieser Möglichkeit gefunden werden können. 

7. Die Gemeinschaft möchte jedoch auch betonen, 
daß die Ursprungsprobleme nicht von vornherein 
in den Bereich abstrakt festgelegter allgemeiner 
Regeln fallen; nur durch eine nach Zweigen vorge- 
nommene Untersuchung der wichtigsten Zweige der 
wirtschaftlichen Tätigkeit ist es möglich, angemes- 
sene Lösungen allgemeiner oder spezieller Art für 
die Probleme der Handelspolitik wie auch für die 
aus einer unterschiedlichen Zollpolitik entstehenden 
Probleme und für die übrigen unter Ziffer 13 und 
unter den Ziffern 17 bis 24 dieser Denkschrift er- 
wähnten Wettbewerbsprobleme herauszuarbeiten. 

8. Die sechs Regierungen haben die Europäische 
Kommission beauftragt, zur Prüfung aller dieser 
Fragen und zur Erarbeitung einer gemeinsamen 
Haltung in den wichtigsten Zweigen Sachverständi- 
genkonsultationen im Rahmen der Gemeinschaft 
durchzuführen. 


III. Koordinierung der Handelspolitik 
der einzelnen Staaten 

9. Die Hindernisse für den innereuropäischen 
Handel können nicht beseitigt werden, indem man 
die Handelsbeziehungen zwischen jedem einzelnen 
Mitgliedstaat der Assoziation und dritten Ländern 
außer acht läßt. 

Die Gemeinschaft ist der Auffassung, die Ein- 
führung einer gemeinsamen Handelspolitik solle 
nicht als eines der Ziele einer Assoziation angese- 
hen werden; dagegen ist es unerläßlich, daß die 
Mitgliedstaaten dieser Assoziation eine Koordinie- 
rung ihrer Handelspolitik gegenüber dritten Län- 
dern vornehmen. Auf die Lösung dieses Problems 
legt die Gemeinschaft denselben Wert, wie auf die 
Lösung des Problems des Unterschieds zwischen den 
Außentarifen. 

10. Der Assoziationsvertrag müßte dieser Koor- 
dinierung allgemeine Ziele zuweisen. 


I Grundlage dafür könnte Artikel 110 des Rom- 

! Vertrags sein; die Mitgliedstaaten der Assoziation 
1 müßten entsprechend dem gemeinsamen Interesse 
I einen Beitrag leisten zur harmonischen Entwicklung 
: des Welthandels, zur schrittweisen Aufhebung der 
i Beschränkungen des internationalen Handels und 
I zur Senkung der Zollschranken. 

I Ferner ist es wesentlich, daß diese Koordinie- 

rung der Politik es ermöglicht, zu verhindern, daß 
das Einfuhrsystem eines Mitgliedstaates gegenüber 
einem dritten Land die Wettbewerbsbedingungen 
zwischen den Unternehmen der Assoziation verfäl- 
schen kann. 

11. Im Hinblick auf dieses Ziel könnte man ein 
elastisches Verfahren für den Austausch von Infor- 
mationen und für die Prüfung der Handelspolitik 
der Mitgliedstaaten der Assoziation durch die Or- 
gane vorsehen; die Mitgliedstaaten würden die 
Institutionen von den Änderungen in ihrem System 
für die Einfuhr aus dritten Ländern (Handels- 
abkommen, einseitige Kontingente oder Liberalisie- 
rung des Handels) und von ihrer Politik auf dem 
Gebiet der Antidumping-Zölle gegenüber dritten 
Ländern unterrichten. 

Sollte ein Mitgliedstaat der Auffassung sein, 
daß das Einfuhrsystem eines anderen Mitgliedstaa- 
tes gegenüber dritten Ländern die Wettbewerbs- 
bedingungen zwischen den Unternehmen der Asso- 
ziation verfälschen kann, so prüfen die Institutio- 
nen das Einfuhrsystem des betreffenden Staates und 
richten gegebenenfalls Empfehlungen an ihn. 

Die Schutzklausel, die von einem Mitglied- 
! Staat in diesem Falle in Anspruch genommen wer- 
den könnte, wird in nachstehender Ziffer 27 d) näher 
I festgelegt. 

12. Schließlich ist auch das besondere Problem zu 
; berücksichtigen, das auftreten würde, wenn ein 

Mitgliedstaat der Assoziation mit einem oder meh- 
; reren dritten Ländern ein Abkommen schließen 
sollte, das durch den Umfang seiner Bestimmungen, 

: seine umfassenderen Ziele und seine Geltungsdauer 
i die weitere Verfolgung der Ziele der Assoziation 
gefährden könnte. 

Nach Auffassung der Gemeinschaft müßten 
j zwischen den Mitgliedstaaten der Assoziation Kon- 
sultationen in dem Falle stattfinden, in dem einer 
dieser Staaten den Abschluß eines Abkommens ins 
Auge fassen würde, das den obigen Merkmalen 
entspricht. Dieser Mitgliedstaat würde auf diese 
Weise über die Reaktionen unterrichtet, welche sein 
Vorhaben bei seinen Assoziationspartnern hervor- 
ruft. 

Wenn ein Mitgliedstaat trotz etwaiger Ein- 
i Wendungen, die bei den im vorstehenden Absatz 
I vorgesehenen Konsultationen geäußert würden, ein 
I derartiges Abkommen schließt, so könnten die übri- 
I gen Mitgliedstaaten sich ihm gegenüber als von den 
, vertraglichen Verpflichtungen entbunden erklären, 
j Diese Entscheidung könnte jedoch erst nach weite- 
I ren Konsultationen im Rahmen der Assoziation ge- 
I troffen werden. 
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IV. Commonwealth-Präferenz 

13. Die Gemeinschaft möchte darauf hinweisen, 
daß die Sterlingzone und das ihr angeschlossene 
Commonwealth-System für die Gesamtheit der 
europäischen Länder einen bedeutenden Faktor des 
wirtschaftlichen Wohlstandes darstellen. Dieses 
System sichert dem Vereinigten Königreich jedoch 
umfassende privilegierte Absatzmärkte außerhalb 
Europas in Ländern, die wirtschaftlich sehr ent- 
wickelt und in voller Ausweitung begriffen sind. 

Durch das Vorhandensein dieser privilegierten 
Absatzmärkte wird die Gefahr einer Gleichgewichts- 
störung in den Wettbewerbsbedingungen der ver- 
schiedenen Assoziationspartner heraufbeschworen. 

Ferner werden die Länder ohne privilegierte 
Absatzmärkte dadurch in eine benachteiligte Lage 
in bezug auf die ausländischen Investitionen in 
ihrem Gebiet versetzt. Die Absatzmärkte sind zwar 
nicht das einzige Element, das die Investitionen 
beeinflussen kann, doch sind diese Länder nicht in 
der Lage, den Industrien, die sich bei ihnen nieder- 
lassen, die sicheren Absatzmärkte nicht nur inner- 
halb der Assoziation selbst, sondern auch in den 
Mitgliedsländern des Commonwealth zu bieten. 

Die Gemeinschaft darf die Aufmerksamkeit 
des Vereinigten Königreichs auf die hier hervor- 
gehobenen Probleme lenken. Sie ist der Auffassung, 
daß für diese Probleme in einigen bestimmten Fäl- 
len geeignete Lösungen gefunden werden müßten. 

Die Gemeinschaft behält sich vor, die Fragen 
aufzugreifen, die die Commonwealth-Präferenz ihre 
Erachtens in bestimmten Zweigen aufwirft, um ge- 
eignete Lösungen hierfür zu finden. 


V. Vergleiche der Wirtschafts- und Finanzpolitik 

14. Nach Auffassung der Gemeinschaft muß im 
Rahmen der Assoziation eine schrittweise Anglei- 
chung der Wirtschafts- und Finanzpolitik mit Hilfe 
einer ständigen Gegenüberstellung der diesbezüg- 
lichen Politik der einzelnen Länder angestrebt 
werden. 

15. Die Ziele dieser Gegenüberstellung müßten 
diejenigen der Assoziation sein. Sie müßte daher 
auf folgendes abzielen: 

— auf die Festlegung eines Systems, welches 
sicherstellt, daß der Wettbewerb in der Asso- 
ziation nicht verfälscht wird; 

— darauf, in jedem Land die allgemeine wirt- 
schaftliche Ausweitung, die Entwicklung der Be- 
schäftigung, die Verbesserung der Beschäfti- 
gungsbedingungen, die Hebung der Lebenshal- 
tung und die Stabilität der Preise und der Zah- 
lungsbilanz zu stärken und die harmonische Ver- 
teilung der Wirtschaftstätigkeiten im Sinne der 
Möglichkeiten eines jeden Mitgliedstaates zu 
fördern. 


I VI. Zahlungsabmachungen innerhalb 
j der Assoziation 

1 

j 16. Das Direktorium der Europäischen Zahlungs- 
I Union hat dem Regierungsausschuß einen Bericht 
I über die Zahlungsabmachungen innerhalb der As- 
soziation vorgelegt (Dok. CIG(58)41). 

Die Gemeinschaft ist der Ansicht, daß die 
unter Ziffer 5 dieses Berichts enthaltenen Vor- 
schläge als Arbeitsgrundlage festgehalten werden 
sollten. 

Sie ist nämlich der Ansicht, die Maßnahmen 
zum Abbau der Kontingente und Zölle, die im Rah- 
men einer Europäischen Wirtschaftsassoziation er- 
folgen müssen, könnten bedeutende Schwankungen 
im Handelsverkehr der Mitgliedstaaten hervor- 
rufen, die nur durch eine verstärkte Koordinierung 
der Wirtschafts-, Finanz- und Währungspolitik be- 
seitigt werden könnten. 

Sie glaubt jedoch, daß die bestehenden Mecha- 
nismen der EZU es während der ersten Tätigkeits- 
jahre der Assoziation gestatten würden, den mög- 
licherweise auftretenden Schwierigkeiten zu begeg- 
nen. Immerhin bleibe die Möglichkeit offen, später 
gegebenenfalls eine Verstärkung dieser Mechanis- 
men zu beschließen. 


j VII. Wettbewerbsregeln 

I 

^ 1. Zugang zu den Rohstoffen 

1 17. Die Gemeinschaft darf darauf hinweisen, daß 
j das Problem des gleichen Zugangs zu den Rohstof- 
I fen sich insbesondere in bestimmten Zweigen 
I ergibt, wo entsprechende Lösungen dafür gefunden 
werden müssen. Der ungleiche Zugang zu den Roh- 
stoffen kann nämlich die Wettbewerbsbedingungen 
zwischen den Unternehmen der Assoziation verfäl- 
schen. 

Dieses Problem würde sich in seiner schärfsten 
Form im Falle einer alle Mitgliedstaaten der Asso- 
ziation betreffenden Mangellage ergeben. Die Ge- 
meinschaft ist der Ansicht, daß der Assoziationsver- 
trag in diesem Fall für gewisse Zweige durch die 
Assoziationsorgane die Schaffung eines Systems für 
die gerechte Verteilung der verfügbaren Mengen 
sowie Bestimmungen über die zu gewährenden Be- 
dingungen vorsehen müßte. Die Mangellage müßte 
durch einstimmige Entscheidung der Institutionen 
der Assoziation festgestellt werden. 


2. Mengenmäßige Ausfuhrbeschränkungen 

18. Die Gemeinschaft ist der Auffassung, daß die 
mengenmäßigen Ausfuhrbeschränkungen grundsätz- 
lich am Ende der ersten Stufe beseitigt werden 
müßten. 

19. In der Frage, ob der Assoziationsvertrag Be- 
stimmungen enthalten müßte, die, falls außerge- 
wöhnliche Umstände dies rechtfertigen, die Beibe- 

1 haltung von Ausfuhrbeschränkungen nach Ablauf 
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der ersten Stufe, die Verschärfung bestehender Be- 
schränkungen oder die Einführung neuer Beschrän- 
kungen gestatten, ist die Gemeinschaft der Auffas- 
sung, daß derartige Bestimmungen nicht vorgesehen 
werden sollten. Dieses Problem müßte im Rahmen 
einer allgemeinen Schutzklausel gelöst werden. 

20. Die Gemeinschaft weist darauf hin, daß ein 
Mitgliedstaat, der Beschränkungen für gewisse 
Ausfuhren nach Ländern auferlegt, die nicht Mit- 
glieder der Zone sind, in der Lage sein müßte, über 
die Ausfuhr der in Frage stehenden Erzeugnisse 
nach den Ländern der Assoziation eine Kontrolle 
auszuüben, die einzig und allein sicherstellen soll, 
daß die Erzeugnisse nicht in die dritten Länder wie- 
der ausgeführt werden, für die die genannten Be- 
schränkungen gedacht sind. 

3. Staatliche Beihilfen 

21. Nach Auffassung der Gemeinschaft müßte der 
Assoziationsvertrag in diesem Punkte Bestimmun- 
gen enthalten, die genau denjenigen des Artikels 92 
des Rom-Vertrags entsprechen. 

4. Einschränkende Handelspraktiken 
des privaten Sektors 

22. Die Gemeinschaft akzeptiert als Verhandlungs- 
grundlage den Bericht der Besonderen Arbeits- 
gruppe unter dem Vorsitz von Herrn Melander 
(Dok. CIG(58)52). Sie behält sich jedoch die Mög- 
lichkeit vor, auf gewisse Punkte im Laufe der Dis- 
kussion näher einzugehen. 

23. Die Gemeinschaft behält sich ferner die Mög- 
lichkeit vor, die Festlegung strengerer Regeln als 
der vorstehenden zu verlangen, falls sich im Laufe 
der Verhandlungen zeigen sollte, daß gewisse Län- 
der für bestimmte Sektoren eine einschränkende 
Haltung auf Gebieten einnehmen, die einen Ein- 
fluß auf die Wettbewerbsbedingungen der Unter- 
nehmen der Assoziation auf diesen Sektoren haben 
könnten. 


VIIL Harmonisierung der Sozialbedingungen 
und Angleichung der Rechtsvorschriften 

24. Die Gemeinschaft vertritt hierzu folgenden 
Standpunkt: 

i) Artikel 119 des Rom-Vertrags müßte in seiner 
vorliegenden Fassung angenommen werden 
(Gleichheit des Arbeitsentgelts für Männer 
und Frauen). 

ii) Artikel 120 müßte in seiner vorliegenden 
Fassung angenommen werden (bestehende 
Gleichwertigkeit der Ordnungen über die be- 
zahlte Freizeit), und es müßte eine besondere 
Verpflichtung vorgesehen werden, falls be- 
stimmte Länder eine Regelung über kürzere 
bezahlte Freizeit hätten. 

iii) Die Bestimmungen des Absatzes 2 des Pro- 
tokolls über bestimmte Vorschriften betreffend 
Frankreich müßten in den Assoziationsvertrag 
aufgenommen werden (Entgelt für Überstun- 
den). Die Entscheidung der Kommission über 


die Schutzmaßnahmen würde durch das Vor- 
gehen der Regierungen ersetzt, und zwar unter 
der nachträglichen Kontrolle des Minister- 
rates. 

iv) Der Assoziationsvertrag müßte Bestimmungen 
enthalten, die denjenigen der Artikel 100 bis 
102 des Rom- Vertrags gleichwertig sind (An- 
gleichung der Rechtsvorschriften). Das Ver- 
fahren müßte der institutioneilen Struktur der 
Assoziation angepaßt werden. 

Falls die Regelungen Disparitäten aufwei- 
sen, welche die Wettbewerbsbedingungen ver- 
fälschen und eine Verzerrung hervorrufen, die 
zu beseitigen ist, können die Regierungen bis 
zu der gewünschten Angleichung dieser Rege- 
lung alle geeigneten Schutzmaßnahmen tref- 
fen, und zwar unter der nachträglichen Kon- 
trolle des Ministerrates. 


IX. Erzeugnisse, die unter die EGKS fallen 

25. Es wird darauf hingewiesen, daß die Probleme, 
die sich aus der Einbeziehung der EGKS-Erzeug- 
nisse in die Assoziation ergeben, in einer zu diesem 
Zweck vom Regierungsausschuß eingesetzten be- 
sonderen Gruppe sowie bei den Institutionen der 
EGKS geprüft werden. 


X. Gemeinsamer Markt auf dem Kerngebiet 

26. Pro memoria 


XI. Schutzklauseln 

27. Die Gemeinschaft ist der Ansicht, daß der 
Assoziationsvertrag Schutzklauseln für folgende 
Fälle vorsehen müßte: 

a) Zahlungsbilanzschwierigkeiten 

Der Assoziationsvertrag müßte Bestimmun- 
gen über den gegenseitigen Beistand enthal- 
ten, um die Inanspruchnahme einer Schutz- 
klausel weitestgehend zu vermeiden. 

Selbstverständlich müßte auch eine Schutz- 
klausel für die Fälle der Artikel 108 und 109 
des Rom-Vertrags im Assoziationsvertrag vor- 
gesehen werden. 

b) Besondere Störungen 

Der Assoziationsvertrag müßte eine Schutz- 
klausel für dieselben Fälle enthalten, auf wel- 
che sich Artikel 226 des Rom-Vertrags bezieht. 

c) Dumping 

Für die Fälle von Dumping innerhalb der 
Assoziation müßte im Assoziationsvertrag 
eine Schutzklausel vorgesehen werden. 
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d) Sonstige Fälle 

Es müßte auch eine Schutzklausel für Ver- 
kehrsverlagerungen und die Verlagerung wirt- 
schaftlicher Tätigkeiten sowie insbesondere 
für die Schwierigkeiten vorgesehen werden, 
die auf die Disparitäten der Handels- und 
Zollpolitik der Mitgliedstaaten der Assoziation 
zurückzuführen sind. 

28. Die Bestimmungen des Rom-Vertrags über die 
oben aufgeführten Schutzklauseln können für die 
entsprechenden Bestimmungen des Assoziations- 
vertrags als Vorbild dienen; sie müssen jedoch den 
besonderen Bedingungen der Assoziation angepaßt 
werden. 

29. Die Klauseln unter 27. a), c) und d) können 
selbst nach Ablauf der Übergangszeit in Anspruch 
genommen werden. Hinsichtlich der Klauseln un- 
ter b) wird vor Ablauf der Übergangszeit entschie- 
den werden, in welchen Zweigen sie in Zukunft in 
Anspruch genommen werden können. 

30. Die Gemeinschaft ist der Ansicht, daß die Mit- 
gliedstaaten die Möglichkeit haben müssen, die 
Schutzklauseln einseitig in* Anspruch zu nehmen. 
Eine nachträgliche Kontrolle durch den Rat der 
Assoziation würde jedoch vorgesehen. Der Rat 
würde vorbehaltlich der Ausführungen unter Zif- 
fer 32 Absatz 2 einstimmig darüber entscheiden, ob 
die von einem Mitgliedstaat ergriffenen Schutz- 
maßnahmen nicht gerechtfertigt sind. 

Die Inanspruchnahme einer Schutzklausel in- 
nerhalb der Assoziation durch einen der sechs Mit- 
gliedstaaten der EWG erfolgt nach dem unter 
Ziffer 33 vorgesehenen Verfahren. Die Durchfüh- 
rung dieses Verfahrens könnte in gewissen Fällen 
zu gemeinsamen Maßnahmen der Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft im Rahmen der Assoziation füh- 
ren, um insbesondere das Funktionieren des Ge- 
meinsamen Marktes selbst oder seine Einheit in 
Übereinstimmung mit Ziffer 2 dieser Denkschrift zu 
gewährleisten. 


XII. Institutioneile Probleme 

31. Die Gemeinschaft ist der Auffassung, daß die 
Institutionen der Europäischen Wirtschaftsasso- 
ziation den zur Zeit bei der OEEC bestehenden 
Institutionen entsprechen könnten. 

Es wären vorzusehen: 

— ein Rat mit Sekretariat, der auf Minister- 
ebene oder auf der Ebene der Ständigen Ver- 
treter Zusammentritt. 

Die Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft muß in diesem Rat vertre- 
ten sein. Für die Hohe Behörde der EGKS 
und die Euratom-Kommission muß das Pro- 
blem entsprechend gelöst werden. 

— ein oder mehrere Direktionskomitees als ob- 
jektive und unabhängige Organe mit der Auf- 
gabe, gutachtliche Äußerungen abzugeben und 
Entscheidungen nur dann zu treffen, wenn sie 
ausdrücklich damit beauftragt werden. 


Ob ein Bedürfnis für einen Gerichtshof ge- 
geben ist, wird erst entschieden werden kön- 
nen, wenn der endgültige Vertrag vorliegt. 

32. Hinsichtlich der Beschlußfassung im Minister- 
rat ist die Gemeinschaft der Auffassung, daß aus 
praktischen Gründen anfangs die Methode der Ein- 
stimmigkeit erforderlich ist. 

Im Laufe der Übergangszeit — namentlich 
beim Übergang von der ersten zur zweiten Stufe — 
wird jedoch erwogen werden, ob und inwieweit 
Mehrheitsbeschlüsse in Zukunft vorgesehen wer- 
den sollen. 

33. Die Gemeinschaft will als Einheit im Rahmen 
der Assoziation auftreten. Die Haltung ihrer Mit- 
glieder gegenüber den Problemen der Assoziation 
wird durch ein der Gemeinschaft eigenes internes 
Verfahren festgelegt, das den Bestimmungen des 
Rom-Vertrags folgt. 


XIIL Verfahren für die Übergangszeit; 
Anfangstermin — Endtermin — Übergang 
von einer Stufe zur anderen 

a) Anfangstermin der Assoziation 

34. Die Gemeinschaft ist der Auffassung, daß der 
Anfangstermin der Assoziation mit dem Zeitpunkt 
der ersten Zoll- und Kontingentsabbaumaßnahmen 
im Rahmen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft (1. Januar 1959) übereinstimmen muß. 

b) Festsetzung eines Endtermins der Übergangszeit 

35. Der Assoziationsvertrag müßte ferner die Fest- 
setzung einer Grenze für die Dauer der Übergangs- 
zeit vorsehen, die den äußersten Termin für das 
Inkrafttreten aller vorgesehenen Vorschriften und 
für die Verwirklichung aller mit der Bildung der 
Assoziation zusammenhängenden Maßnahmen dar- 
stellt. 

Die Dauer der Übergangszeit der Europäischen 
Wirtschaftsassoziation müßte grundsätzlich der 
Dauer der Übergangszeit im Rahmen der EWG ent- 
sprechen. Sie darf diese nicht um mehr als drei 
Jahre überschreiten. 

c) Verfahren für den Übergang von einer Stufe zur 
anderen 

36. Der Übergang von einer Stufe zur anderen 
bedarf — wie in Ziffer 32 vorgesehen — eines ein- 
stimmigen Beschlusses des Rates der Assoziation. 

37. Die Tatsache, daß das in Vorbereitung befind- 
liche Abkommen die Assoziierung der übrigen Mit- 
gliedsländer der OEEC mit der Gemeinschaft der 
Sechs vorsieht, hat für den Übergang zu den ein- 
zelnen Stufen nach Auffassung der Gemeinschaft 
nachstehende Folgen: 

— Der Rhythmus der Entwicklung der Asso- 
ziation darf nicht schneller sein als der Rhythmus 
für die Entwicklung des Gemeinsamen Marktes. 
Falls der Übergang von einer Stufe zu anderen in- 
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nerhalb der Gemeinschaft verzögert wird, so wäre 
auch im Rahmen der Assoziation kein Übergang zu 
derselben Stufe möglich. 

— Dagegen darf der Übergang von einer Stufe 
zur nächsten innerhalb der Gemeinschaft kein Hin- 
dernis für die Verlängerung einer Stufe im Rahmen 
der Assoziation darstellen. 


XIV. Entwicklungsländer 

38. Die Gemeinschaft erinnerte daran, daß sie sich 
auf der 7. Tagung des Regierungsausschusses damit 
einverstanden erklärt hat, die Vorschläge des Vor- 


sitzenden der Gruppe 23 zu den Regelungen betref- 
fend die Zollsenkungen als Diskussionsgrundlage 
anzunehmen (Dok. FTC(58)2). 

Die Gemeinschaft wird auch zu den Vorschlä- 
gen betreffend die Finanzprobleme Stellung neh- 
men, die von seiten des Vorsitzenden der 
Gruppe 23 erwartet werden. 


XV. Freizügigkeit der Arbeitnehmer 

39. Der Assoziationsvertrag müßte auf diesem Ge- 
biet entsprechende Bestimmungen enthalten wie der 
Rom-Vertrag. 


Anlage zur Denkschrift der Gemeinschaft 


Betrifft: Zweckmäßige Modalitäten für die Anwendung der unter Ziffer 3 (iii) 
des Berichts des Handelsdirektoriums erwähnten Formel (Dok. 
CIG(58)44) 


a) Liegen die Außenzolltarife der Mitgliedslän- 
der der Assoziation für ein bestimmtes Erzeugnis 
innerhalb des anerkannten Toleranzstreifens, so 
verkehrt das in Frage stehende Erzeugnis zollfrei 
zwischen den Mitgliedsländern der Assoziation. 

b) Falls die unter a) genannten Bedingungen 
nicht erfüllt sind, wird eine Ausgleichsabgabe an- 
gewandt. 

c) Die Erhebung dieser Abgabe muß automati- 
schen und bindenden Charakter haben, sofern nicht 
nach einem zu bestimmenden Verfahren eine Aus- 
nahme in den Fällen gewährt wird, in denen keine 
Verkehrsverlagerung oder keine anomale Verlage- 
rung wirtschaftlicher Tätigkeiten zu befürchten ist. 

d) Eine Ausgleichsabgabe kann ferner für ein Er- 
zeugnis erhoben werden, dessen Zollsatz innerhalb 
des Toleranzstreifens liegt, sofern dieses Erzeugnis 
unter Verwendung eines Grundstoffes oder einer 
Halbware hergestellt wird, deren Zollsatz außer- 
halb des Toleranzstreifens liegt. 

e) Da der Außentarif der Gemeinschaft mit hin- 
iänglicher Genauigkeit das mittlere Niveau der Ta- 
rife der Mitgliedsländer der OEEC darstellt, müßte 
dieser Außentarif als Norm für die Festlegung der 


Grenzen gewählt werden, innerhalb derer die Tarife 
des einführenden und des ausführenden Landes lie- 
gen müssen, damit das in Frage stehende Erzeugnis 
für den freien Verkehr zugelassen wird. 

Die Aushandlung einer anderen Norm, z. B. 
des Durchschnitts der Tarife der siebzehn Länder, 
würde erhebliche praktische Schwierigkeiten mit 
sich bringen. 

f) Die Breite des Toleranzstreifens müßte nach 
einzelnen Zweigen unter Berücksichtigung der Mög- 
lichkeit von Verkehrsverlagerungen oder Verlage- 
rungen wirtschaftlicher Tätigkeiten, die in jedem 
Zweig auftreten können, ausgehandelt werden. 

g) Wird für dieselben Erzeugnisse in dem Ein- 
fuhr- und/oder Ausfuhrland eine unterschiedliche 
Zollbehandlung angewandt, so muß der Ausgangs- 
zollsatz ausgehandelt werden, damit man zu einem 
Vertragszollsatz gelangt, der den Handelsströmen, 
für welche diese unterschiedliche Zollbehandlung 
angewandt wird, Rechnung trägt. 

h) Soweit die Harmonisierung der Außentarife 
nicht erreicht sein wird, werden die Ausgleichsabga- 
ben über die Übergangszeit hinaus beibehalten. 
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Anlage 4 


ORGANISATION FÜR EUROPÄISCHE 
WIRTSCHAFTLICHE ZUSAMMENARBEIT 
(OEEC) 


Paris, 12. Dezember 1958 
C(58)267 

Or. Engl. 


Der Rat 

Bericht an den Vorsitzenden des Rates 
vom Vorsitzenden des Zwischenstaatlichen Regierungsaus- 
schusses für die Errichtung einer Europäischen Freihandelszone 
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Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß ist 
durch Entschließung C(57)221 des Rates vom 17. Ok- 
tober 1957 gebildet worden. Diese Entschließung 
hat folgenden Wortlaut: 

Der Rat, 

Nach seinem Zusammentritt auf Ministerebene, 
Prüfung der bisher erzielten Fortschritte und nach 
Berücksichtigung der Ziele der Organisation, der In- 
teressen ihrer einzelnen Mitgliedländer und der 
Notwendigkeit, Möglichkeiten zur Stärkung der 
wirtschaftlichen Solidarität der Mitgliedländer der 
OEEC zu finden; 

Erklärt seine Entschlossenheit, die Errichtung 
einer Europäischen Freihandelszone sicherzustellen, 
die alle Mitgliedländer der Organisation umfassen, 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft auf multi- 
lateraler Grundlage mit den übrigen Mitgliedlän- 
dern assoziieren und unter voller Berücksichtigung 
der Ziele der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
praktisch parallel mit dem Vertrag von Rom in 
Kraft treten würde; 

Erklärt ferner seine Entschlossenheit, gleich- 
zeitig zu einer Einigung über die Methoden einer 
weiteren Zusammenarbeit zwischen allen Mitglied- 
ländern in landwirtschaftlichen Fragen zu gelangen, 
damit die Ausweitung des Handels mit landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen gesichert wird; 


Erklärt ebenfalls seine Entschlossenheit, bei 
der Errichtung der Europäischen Freihandelszone 
die Interessen der wirtschaftlich weniger entwickel- 
ten Mitgliedländer entsprechend den Berichten des 
Vorsitzenden der Arbeitsgruppe Nr. 23 in vollem 
Umfang zu berücksichtigen; 

Beschliesst zu diesem Zweck, sofort einen Zwi- 
schenstaatlichen Regierungsausschuß auf Minister- 
ebene einzuberufen. 

2. Es hat sich nunmehr gezeigt, daß es dem Aus- 
schuß nicht gelungen ist, die Errichtung einer Euro- 
päischen Freihandelszone sicherzustellen, die prak- 
tisch parallel mit dem Vertrag von Rom in Kraft 
treten würde. Es ist daher nach dem uns als Aus- 
schuß erteilten Auftrag meine Pflicht, Sie als den 
Vorsitzenden des Rates hiervon zu unterrichten. 

3. Ich habe das Sekretariat ersucht, über die von 
uns erzielten Fortschritte einen Bericht auszuarbei- 
ten; dieser wird meinem Bericht beigefügt. 

4. Wir werden alle den Parlamenten unserer 
Länder den Ablauf der Verhandlungen darlegen 
müssen. Dies ist nicht in angemessener Weise mög- 
lich, ohne daß die einschlägigen Dokumente, die 
in einer Anlage zu dem Schreiben des General- 
sekretärs aufgeführt sind, von den Geheimhaltungs- 
vorschriften befreit werden. Ich schlage insbeson- 
dere die Freigabe folgender Dokumente vor: 


Bericht des Sekretariats 

(beigefügt) 

Tagesordnung mit Anmerkungen 

(CIG(57)1) 

Dokumente über die Landwirtschaft 

(CIG(58)4, 25, 47 und 62) 

Memorandum der Sechs 

(CIG(58)60) 

Berichte der Handelssachverständigen und des Han- 
delsdirektoriums über Ursprungsfragen 

(CIG(58)12, 33, 35, 44 und 57) 

Vorschläge des Vorsitzenden zur Außenhandels- 
politik 

(CIG(58)29 und 69) 

Schreiben des Vereinigten Königreichs über die 
Organe 

(CIG(58)61) 

Berichte des Direktoriums der EZU 

(CIG(58) und 41) 

Kompromißvorschläge des Vereinigten Königreichs 
zur Harmonisierung der Sozialpolitik 

(CIG(58)7) 
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Die Arbeiten des Zwischenstaatlichen Regierungsausschusses 
für die Errichtung einer Europäischen Freihandelszone 

(Bericht des Sekretariats) 


1. Im Juli 1956 hat der Rat der OEEC beschlossen 
(C (56) 196) *), eine Arbeitsgruppe zur „Prüfung der 
Mittel und Wege, mit deren Hilfe die geplante Zoll- 
union (der Sechs) und die an ihr nicht beteiligten 
Mitgliedländer auf multilateraler Grundlage mit- 
einander assoziiert werden können" zu bilden. Als 
einen möglichen Weg zur Assoziierung sollte die 
Arbeitsgruppe die Schaffung einer Freihandelszone 
in Erwägung ziehen, welche die Zollunion und die 
erwähnten Mitgliedländer umfassen würde. Die Ar- 
beitsgruppe hat in ihrem im Januar 1957 veröffent- 
lichten Bericht (C(57)5) festgestellt: „Ein System, 
welches die charakteristischen Merkmale einer Frei- 
handelszone berücksichtigt und deren befriedigende 
Wirksamkeit gewährleisten würde, ist denkbar." 

2. Dieser Bericht wurde zusammen mit einem Me- 
morandum der Regierung des Vereinigten König- 
reichs (C(57)27) im Februar 1957 vom Rat erörtert, 
worauf der Rat beschloß (C(57)30), die Diskussion 
fortzusetzen und Verhandlungen zwischen den Re- 
gierungen einzuleiten. Diese Diskussionen und Ver- 
handlungen fanden in einer Reihe eigens für diesen 
Zweck gebildeter Arbeitsgruppen statt. Die Vorsit- 
zenden der wichtigsten Arbeitsgruppen berichteten 
im Juli 1957 an den R^t (FTA(57)51; FTB(57)7; 
FTC(57) 1 und 2), und diese Berichte wurden zusam- 
men mit einem Memorandum des Vorsitzenden des 
Rates (C (57) 168) im Oktober von dem Rat erörtert. 
Hierauf beschloß der Rat (am 17. Oktober — C(57) 
221 und 222), den Zwischenstaatlichen Regierungs- 
ausschuß zu bilden. 

3. Dieser Ausschuß, der von zahlreichen anderen 
Gremien (siehe Verzeichnis in Anlage II) unter- 
stützt wurde, hat neun Tagungen abgehalten, die 
sich über 23 Tage erstreckten. Er begann seine Ar- 
beiten auf der Grundlage einer Gemeinsamen Note 
der Regierungen des Sechs (CES 7.117) und einer 
von seinem Vorsitzenden ausgearbeiteten Tages- 
ordnung mit Anmerkungen (CIG(57)1). In einem 
frühen Stadium seiner Beratungen beschlossen die 
sechs Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft, ein Memorandum vorzulegen, in dem 
ihre gemeinsamen Auffassungen zu den Diskussions- 
themen dargelegt würden. Ein Memorandum der 
Sechs über landwirtschaftliche Fragen (CIG(58)47) 
wurde am 25. Juli 1958 vorgelegt und während des 
gleichen Monats von dem Ausschuß erörtert. Ein 
weiteres Memorandum über andere Fragen (CIG 
(58)60) wurde am 20. Oktober 1958 vorgelegt und 
von dem Ausschuß Ende jenes Monats und erneut 
Mitte November erörtert. 

4. Uber die Ergebnisse, zu denen der Ausschuß bis 
zum 7. Oktober 1958 gelangt ist, hat das Sekretariat 

*) Ein Verzeichnis aller wichtigen Dokumente enthält 

Anlage I. 


Kurzberichte ausgearbeitet (CIG (58) 54 und 56) **). 
Diesen ist zu entnehmen, daß vorbehaltlich einer 
Einigung in den Hauptfragen eine weitgehende 
Übereinstimmung bei einer Reihe von Fragen 
wie z. B. den folgenden erreicht zu sein scheint: 
Die Methoden, mit deren Hilfe die Zölle und 
Kontingente im Rahmen einer Freihandelszone 
schrittweise beseitigt werden könnten, die Rege- 
lungen bezüglich des Niederlassungsrechtes, Rege- 
lungen zur Liberalisierung des Kapitalverkehrs und 
zur Ermöglichung des internationalen Dienstleistungs- 
verkehrs, Verkehrs- und Transportprobleme sowie 
Regelungen in bezug auf wettbewerbsbeschränkende 
Geschäftspraktiken und staatliche Hilfe. Gleichzeitig 
wurden bei einer Reihe weiterer Fragen Fortschritte 
j erzielt und die Unterschiede zwischen den nationalen 
! Standpunkten verringert. Zu diesen Fragen gehören: 
die Landwirtschaft, die Freizügigkeit der Arbeiter, 
die Einbeziehung von Kohle und Stahl in eine Frei- 
handelszone, der Handel mit bei der Erzeugung von 
Kernenergie verwendeten Produkten und die für 
Entwicklungsländer erforderlichen Sonderregelun- 
gen. 

5. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß und 
die verschiedenen anderen Gremien, die in An- 
lage II aufgeführt sind, haben also gewisse Fort- 
schritte erzielt; aber die in den obenerwähnten Fra- 
gen erzielte oder nahezu erzielte Einigung hat stets 
vorausgesetzt, daß es in gewissen grundlegenderen 
Fragen zu einer Einigung kommt, was sich bisher als 
unmöglich erwiesen hat. Die letztgenannten Fragen 
lassen sich leicht in drei Gruppen zusammenfassen: 

(a) Außenzölle und Außenhandelspolitik — hierzu 
gehören die Hauptaspekte der Probleme der Ur- 
sprungsbestimmung und der Beziehungen zwi- 
schen der Freihandelszone und dem Präferenz- 
system im Handel des Commonwealth; 

(b) die Harmonisierung und Koordinierung der in- 
ternen Wirtschafts- und Sozialpolitik und 

(c) der institutionelle Aufbau und die Abstim- 
mungsregeln einschließlich der Regeln, die für 
die Anwendung der Ausweichklauseln gelten 
sollen. 

6. Einige Kompromißvorschläge sind von Zeit zu 
Zeit zu der ersten dieser Fragen vorgebracht wor- 
den. Es wurde zum Beispiel mehrfach vorgeschlagen, 
den Zeitplan für die Übergangszeit der Freihandels- 
zone unterschiedlich von dem für die Übergangszeit 
des Gemeinsamen Marktes aufgestellten festzule- 


**) Eine dem neueren Stand entsprechende Fassung die- 
ser Dokumente ist in Vorbereitung. (Siehe das inzwi- 
schen veröffentlichte und in Übersetzung beigefügte 
Dokument C (58) 287 vom 31. Dezember 1958.) 
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gen. In dem gleichen Zusammenhang wurde vor- 
geschlagen, die Vereinbarungen für den Übergang 
von der ersten zur zweiten Stufe dieser Zeit soll- 
ten sich im Falle der Freihandelszone von den für 
den Gemeinsamen Markt getroffenen unterscheiden; 
hieraus könnte sich eine nach den beiden Systemen 
unterschiedliche Behandlung der Einfuhren erge- 
ben. Wiederum wurden die Vorschläge vorgebracht, 
die den Namen von Herrn Carli tragen. Deren 
Hauptziel war die Schaffung eines besonderen 
Systems innerer Abgaben zum Ausgleich von unter 
den Mitgliedländern bestehenden Unterschieden (in 


Zollfragen und sonstigen Angelegenheiten) und so- 
mit zur Schaffung eines Anreizes zur Harmonisie- 
rung. Es wurden auch Vorschläge gemacht, für ver- 
schiedene Erzeugnisse oder Erzeugnisgruppen un- 
terschiedliche Systeme der Ursprungsbestimmung 
einzuführen. Diese Vorschläge, von denen einige 
noch nicht vollständig untersucht worden sind, bo- 
ten keine Grundlage für einen Kompromiß. Aus 
diesem Bericht über einen unerfüllten Auftrag sollte 
nicht gefolgert werden, daß eine multilaterale Asso- 
ziierung zwischen der Gemeinschaft der Sechs und 
dem übrigen Westeuropa unmöglich sei. 


Anlage I 


Verzeichnis der hauptsädilichsten Dokumente, die die Verhandlungen 
über die Freihandelszone betreffen 


A. — Allgemeine Dokumente 

1. Beschluß des Rates vom 19. Juli 1956 betr. Stu- 
dium der Beziehungen zwischen der vorgeschla- 
genen Europäischen Zollunion und den hieran 
nicht teilnehmenden Mitgliedländern (C{56)196). 

2. Bericht der Sonderarbeitsgruppe Nr. 17 des 
Rates über die Möglichkeit der Errichtung 
einer Freihandelszone in Europa (C(57)5), von 
der Organisation im Februar 1957 veröffent- 
licht. 

3. Memorandum des Vereinigten Königreiches 
über die Europäische Freihandelszone (C{57)27 
vom 7. Februar 1957). 

4. Beschluß des Rates vom 13. Februar 1957 betr. 
Verhandlungen über eine Europäische Freihan- 
delszone und damit zusammenhängende Pro- 
bleme (C(57)30). 

5. Beschluß des Rates vom 8. März 1957 betr. Vor- 
kehrungen für die Verhandlungen über eine 
Europäische Freihandelszone und damit zusam- 
menhängende Probleme (C{57)42). 

6. Bericht des Vorsitzenden der Arbeitsgruppe 

Nr. 21 des Rates an den Vorsitzenden des Rates 
(FTA{57)51 vom 10. Juli 1957). 

7. Bericht des Vorsitzenden der Arbeitsgruppe 

Nr. 22 des Rates an den Vorsitzenden des Rates 
(FTB(57)7 vom 20. Juli 1957). 

8. Bericht des Vorsitzenden der Arbeitsgruppe 

Nr. 23 des Rates an den Vorsitzenden des Rates 
(FTC{57)1 vom 19. Juli 1957 und FTC{57)2 vom 
15. Oktober 1957). 

9. Bericht des Finanzministers (UK) betr. Verhand- 
lungen über die Freihandelszone (C(57)168 vom 
19. Juli 1957). 

10. Note des Interims- Ausschusses für den Gemein- 
samen Markt und Euratom (CES/7.117 vom 
15. Oktober 1957). 


11. Beschluß des Rates über die Europäische Frei- 
handelszone und damit zusammenhängende 
Probleme (C(57)221 vom 17. Oktober 1957). 

12. Beschluß des Rates betr. einen „Zwischenstaat- 
lichen Regierungsausschuß zur Errichtung einer 
Europäischen Freihandelszone" (C(57)222 vom 
17. Oktober 1957). 

13. Mit Anmerkungen versehener Arbeitsplan des 
Vorsitzenden des „Zwischenstaatlichen Regie- 
rungsausschusses" (CIG(57)1 vom 31. Oktober 

1957) . 

14. Fortschrittsbericht des Sekretariats bis zum 
7. Oktober 1958 (CIG{58)56 vom 13. Oktober 

1958) .*) 

15. Fortschrittsbericht des Sekretariats bis zum 
7. Oktober 1958 {CIG(58)54 vom 9. Oktober 
1958).*) 

16. Memorandum der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (CIG(58)60 vom 20. Oktober 1958). 


B. — Ursprungsproblem und Verlagerungen 

des Handelsverkehrs, Zollharmonisierung, Koordi- 
nierung der Handelspolitik 

17. Bericht der Gruppe der Handelssachverstän- 
digen über die Definition des Ursprungs von 
Waren in der Freihandelszone (CIG(58)12 vom 
31. Januar 1958). 

18. Vorschläge von Minister Carli zur Definition 
des Ursprungs (CIG(58)27 vom 11. März 1958 
und CIG(58)30 vom 20. März 1958). 

19. Note des Vorsitzenden des Zwischenstaatlichen 
Regierungsausschusses über Zusammenarbeit 


*) Revidierte Fassungen dieser beiden Dokumente sind 
in Vorbereitung. (Bisher erschienen Neufassung von 
CTG{58)54 als C(58)287 vom 31. Dezember 1958.) 
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auf dem Gebiet der Verlagerungen des Han- 
delsverkehrs mit Verarbeitungserzeugnissen 
(CIG(58)29 vom 13. März 1958). 

20. Berichte der Gruppe der Handelssachverstän- 
digen und des Handelsdirektoriums betr. Vor- 
schläge von Mr. Carli {CIG(58)33 vom 24. März 
1958, CIG(58)35 vom 29. März 1958, SBR(58)6 
vom 5. Mai 1958). 

21. Bericht des Handelsdirektoriums über Erzeug- 
nisse, die für eine Freihandelszonenbehandlung 
in Frage kommen, und über Probleme, die sich 
aus den Verlagerungen des Handelsverkehrs 
ergeben (C1G(58)44 vom 10. Juli 1958). 

22. Auftrag des Zwischenstaatlichen Regierungs- 
ausschusses an das Handelsdirektorium über 
Ursprungsprobleme und Verlagerungen des 
Handelsverkehrs (CIG (58)49 -final vom 25. Juli 
1958). 

23. Zwischenbericht des Handelsdirektoriums über 
Arbeiten, die gemäß Auftrag CIG (58)49 -final 
durchgeführt wurden (CIG (58) 57 vom 15. Okto- 
ber 1958). 

24. Note des Vorsitzenden über Handelspolitik 
(CIG (58) 69 vom 13. November 1958). 


C. — Landwirtschaft und Fischerei 

25. Von der Regierung des Vereinigten Königrei- 
ches vorgelegter Entwurf eines Abkommens 
über Landwirtschaft und Fischerei (CIG (58)4 
vom 6. Januar 1958). 

26. Schweizer Memorandum über Handelsregelun- 
gen für die Landwirtschaft (CIG (58) 25 vom 
7. März 1958). 

27. Memorandum über die Lage der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft in Verbindung mit den 
Verhandlungen über eine Europäische Wirt- 
schaftsassoziation: Landwirtschaft (CIG (58)47 
vom 25. Juli 1958). 

28. Gemeinsames Memorandum der Dänischen, 
Norwegischen und Schwedischen Delegation 
zum Memorandum der EWG betr. Landwirt- 
schaft CIG(58)47 (CIG(58)62 vom 24. Oktober 
1958). 


j 29. Memorandum der Norwegischen Delegation 
! über Fisch und andere Meereserzeugnisse und 
über industrielle Erzeugnisse, die aus Meeres- 
rohstoffen herstammen (CIG (58)31 vom 21. März 
1958). 

30. Note über die Behandlung von Fischen und 
Fischerzeugnissen innerhalb der Freihandels- 
zone, vorgelegt von der Isländischen Delegation 
(CIG(58)34 vom 25. März 1958). 


D. — Zahlungsverkehr 

31. Berichte des Direktoriums der EZU über Zah- 
lungsverkehr innerhalb der Freihandelszone 
(CIG(58)1 vom 2. Januar 1958 und CIG(58)41 
vom 17. Juni 1958). 


E. — Probleme der Harmonisierung sozialer Fragen 

32. Note des Vorsitzenden zur Frage der Harmoni- 
sierung (CIG(58)7 vom 8. Januar 1958). 


F. — Entwicklungsländer 

33. Bericht der Gruppe der Finanzsachverständigen 
über finanzielle Hilfeleistung an Entwicklungs- 
länder (FTC(58)1 vom 12. Juni 1958). 

34. Bericht des Vorsitzenden der Arbeitsgruppe 
Nr. 23 des Rates über finanzielle Hilfeleistung 
an Entwicklungsländer innerhalb der Freihan- 
delszone (CIG(58)55 vom 9. Oktober 1958). 

35. Bericht des Vorsitzenden der Arbeitsgruppe 
Nr. 23 des Rates betr. Vorschriften für Zollsen- 
kungen in Entwicklungsländern (CIG(58)58 vom 
16. Oktober 1958). 


G. — Institutionelle Probleme 

36. Memorandum des Vereinigten Königreiches 
über bestimmte institutionelle und damit ver- 
wandte Fragen (CIG(58)61 vom 23. Oktober 
1958). 
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C (58) 267 


Ausschüsse und Arbeitsgruppen, die mit Arbeiten im Zusammenhang 
mit der Errichtung einer Freihandelszone beauftragt sind oder waren 


1. Sonderarbeitsgruppe Nr. 17 des Rates 

2. Stellvertreter der Sonderarbeitsgruppe Nr. 17 

3. Arbeitsgruppe Nr. 21 des Rates 

4. Stellvertreter der Arbeitsgruppe Nr. 21 

5. Gemeinsame Arbeitsgruppe der Arbeitsgruppe 
Nr, 21 des Rates der OEEC und der Euro- 
päischen Konferenz der Verkehrsminister 

6 . Arbeitsgruppe Nr. 22 des Rates — Landwirt- 
schaft 

7. Ad hoc Arbeitsgruppe Fisch 

8. Arbeitsgruppe Nr. 23 des Rates — Entwick- 
lungsländer 

9. Gruppe der Finanzsachverständigen für finan- 
zielle Hilfe an Entwicklungsländer 

10. Zwischenstaatlicher Regierungsausschuß 

11. Handelsdirektorium und Stellvertreter 

12. Direktorium der Europäischen Zahlungsunion 
und Stellvertreter 


13. Ausschuß für Unsichtbare Transaktionen 

14. Arbeitsgruppe des Ausschusses für Unsichtbare 
Transaktionen 

15. Gruppe der Handelssachverständigen 

16. Gruppe der Zollsachverständigen 

17. Arbeitsgruppe der Sachverständigen für Che- 
mische Erzeugnisse 

18. Gruppe der Sachverständigen für wettbewerbs- 
beschränkende Geschäftspraktiken 

19. Arbeitsgruppe für Niederlassungsprobleme 

20. Arbeitsgruppe für die Einbeziehung von Kohle 
und Stahl in die Freihandelszone 

21. Gruppe der Sachverständigen für bestimmte, 
Portugal betreffende Fragen 

22. Direktionsausschuß für Kernenergie 

23. Gemeinsame Arbeitsgruppe des Handelsdirek- 
toriums und des Direktionsausschusses für 
Kernenergie 


36 



Deutscher Bundesta g — 3. Wahlperiode _ Drucksache 958 

Anlage 5 


ORGANISATION FÜR EUROPÄISCHE 
WIRTSCHAFTLICHE ZUSAMMENARBEIT 
(OEEC) 


Paris, den 31. Dezember 1958 
C (58) 287 

Original: frz./engl. 


Der Rat 

Zusammenfassender Bericht über die Verhandlungen zur 
Errichtung einer Freihandelszone 
14. Dezember 1958 
(Ausführungen des Sekretariats) 


1. Das beigefügte Dokument enthält eine Dar- 
stellung des Standes der Verhandlungen über die 
Errichtung einer Freihandelszone (am 14. Dezem- 
ber 1958) und stellte eine Berichtigung des Doku- 
mentes CIG(58)54 auf den neuesten Stand dar. Die 
einzelnen Fragen, die vom Zwischenstaatlichen Re- 
gierungsausschuß und von den durch diesen mit 
bestimmten Arbeiten beauftragten Gruppen bzw. 
Ausschüssen geprüft wurden, sind, soweit wie dies 
möglich war, in der gleichen Reihenfolge wie im 
Rom-Vertrag behandelt worden. Hinsichtlich jeder 
dieser Fragen sind die Punkte erwähnt worden, 
über die eine grundsätzliche Einigung erzielt wer- 
den konnte, sowie auch jene Punkte, bei denen 
noch Meinungsverschiedenheiten bestehen. 

2. Es wird darauf hingewiesen, daß der von je- 
der Delegation in bezug auf ein Problem einge- 
nommene Standpunkt dem Vorbehalt unterliegt, 
daß man zu einer für diese Delegation zufrieden- 
stellenden Gesamtvereinbarung hinsichtlich aller in 
Rede stehenden Fragen gelangt. 

3. Obwohl sich das Sekretariat bemüht hat, die 
verschiedenen Standpunkte so genau wie möglich 
darzulegen, ist es doch möglich, daß es sich in ge- 
wissen Fällen nicht voll und ganz über die von 
einigen Delegationen vertretenen Auffassungen 
hat klarwerden können. Es wäre darauf hinzu- 
weisen, daß das Sekretariat für dieses Dokument 
die volle Verantwortung trägt und keine Regie- 
rung durch die darin dargelegten Auffassungen als 
gebunden zu betrachten ist. 
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KAPITEL I 

Präambel — Grundsätze — Übergangszeit 

1. Im Mai 1957 haben in der Gruppe 21 Vorbe- 
sprechungen über einen vom Sekretariat vorge- 
schlagenen Präambel-Entwurf stattgefunden. Dieser 
Entwurf umfaßte nicht allein die eigentliche Prä- 
ambel, sondern auch die Definition der allgemeinen 
Ziele der Zone. Die Besprechungen der Gruppe 21 
sind im Rahmen des Zwischenstaatlichen Regie- 
rungsausschusses nicht wieder aufgenommen wor- 
den, 

2. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
hat seit Beginn seiner Arbeiten grundsätzlich ge- 
billigt, daß die Freihandelszone im Laufe einer in 
drei Stufen von je vier Jahren aufgeteilten Über- 
gangszeit schrittweise errichtet wird. 

3. Es ist darauf hinzuweisen, daß die Frage der 
Übergangszeit für die Entwicklungsländer im Ka- 
pitel X erwähnt wird. 

4. Andererseits hat der Zwischenstaatliche Re- 
gierungsausschuß eine Expertengruppe mit der 
Prüfung der wirtschaftlichen Grundlagen des vom 
portugiesischen Delegierten gemachten Vorschlages 
beauftragt, auf Grund dessen seinem Lande eine 
längere Übergangszeit als die im vorstehenden 
Abs. 2 erwähnte gewährt werden soll. Diese Exper- 
tengruppe ist zu dem Schluß gelangt, daß die An- 
regung der portugiesischen Delegation weitgehend 
gerechtfertigt ist, und schlägt vor, 

— daß Portugal während der allgemein für die an- 
deren Mitgliedsländer geltenden Übergangszeit 
Zollsenkungen vornimmt, die wenigstens der 
Hälfte der Senkungen entsprechen, zu denen die 
anderen Länder verpflichtet wären; 

— daß während derselben Zeit jedes andere Mit- 
gliedsland, nach dessen Ansicht ein bestehen- 
der portugiesischer Gewerbezweig eine gute 
Wettbewerbsstellung besitzt und der allgemei- 
nen Regelung der Zone unterworfen werden 
sollte, die Möglichkeit hätte, sich an die Orga- 
nisation mit der Bitte um Prüfung des Falles 
dieses Gewerbezweiges zu wenden; 

— daß die Organisation während des Jahres vor 
Ablauf der normalen Übergangszeit die Ver- 
hältnisse in Portugal bezüglich der noch be- 
stehenden Zölle prüft, um die Fristen zu be- 
stimmen, innerhalb deren diese beseitigt werden 
müßten. 

5. Es erhebt sich die Frage, wie die Übergangszeit 
für die Zone mit der für die Europäische Wirtschafts- 
gemeinschaft, namentlich was den Beginn der Über- 
gangszeit und den Übergang von einer Stufe zur 
anderen betrifff, synchronisiert werden kann. Hierzu 
hat die Gemeinschaft ihren Standpunkt mitgeteilt. 
Die Gemeinschaft ist der Ansicht, 

— ■ daß der Tag des Inkrafttretens der „Europäischen 
Wirtschaftsassoziation'' (von der Gemeinschaft 
anstelle der Bezeichnung „Freihandelszone" vor- 
geschlagene Bezeichnung) mit dem Tag der ersten 
Zoll- und Kontingentabbaumaßnahmen im Rah- 
men der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(l. Januar 1959) zusammenfallen sollte; 
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- — daß die Dauer der Übergangszeit für die Euro- 
päische Wirtschaftsassoziation grundsätzlich der 
Dauer der Übergangszeit im Rahmen der EWG 
entsprechen sollte; sie dürfte die letztere um nicht 
mehr als drei Jahre übersteigen; 

— daß der Aufbau der Assoziation schneller vor sich 
gehen könnte als der Aufbau des Gemeinsamen 
Marktes; falls der Übergang von einer Stufe zu 
einer anderen im Rahmen der Gemeinschaft ver- 
zögert werden sollte, könnte im Rahmen der Asso- 
ziation kein Übergang von dieser selben Stufe 
erfolgen; demgegenüber sollte der Übergang der 
Gemeinschaft zur nächsten Stufe die Assoziation 
nicht daran hindern, eine Stufe zu verlängern. 

Bezüglich der Regeln über die Abstimmung hin- 
sichtlich des Überganges von einer Stufe zur nächsfen 
siehe Absatz 165 unten. 


KAPITEL II 

Der freie Warenverkehr 

ABSCHNITT A. 

Beseitigung der Zölle 

a) Methoden der Beseitigung 

6. Es könnte eine Methode angewandt werden, 
die der im Rom-Vertrag vorgesehenen ähnlich ist, 
I d. h.: 

Auf dem Gebiet der Zölle wird ein „Standstill" ein- 
geführt. 

Bei der ersten Zollsenkung wird für jede 
Ware einheitlich ein Zollsatz in Kraft gesetzt, der 
um 10 V. H. unter dem Ausgangszollsatz liegt. 

Jede spätere Senkung erfolgt in der Weise, daß die 
Gesamtzollbelastung, die nach dem Wert der im 
Jahre 1956 eingeführten Waren zu errechnen ist, 
um 10 V. H. vermindert wird; dabei wird der Zoll- 
satz für jede Ware um mindestens 5 v. H. des Aus- 
gangszollsatzes verringert (um 10 v. H. dieses Zoll- 
satzes bei Waren, für die der Zollsatz 30 v. H. 
übersteigt). Diese Zollsenkungen werden 18 Mo- 
nate bzw. 30 Monate nach der ersten Senkung, 
dann ein Jahr, 18 Monate und 30 Monate nach Be- 
ginn der zweiten Stufe vorgenommen. Die bei 
Ablauf dieser Stufe noch durchzuführenden Sen- 
kungen werden während der dritten Stufe gemäß 
der von den Organen festgelegten Zeitfolge durch- 
geführt. (Im Rom-Vertrag beschließt der Rat hier- 
über mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der 
Europäischen Kommission). 

Die Mitgliedstaaten werden alle Anstrengungen 
machen, damit die Senkung der Zollsätze für jedes 
Erzeugnis am Ende der ersfen Stufe 25 v. H. und am 
Ende der zweiten Stufe 50 v. H. erreicht. 

Die vorstehenden Bestimmungen können im Rom- 
Vertrag vom Rat geändert werden, der einstimmig 
auf Vorschlag der Europäischen Kommission und 
nach Konsultation der Versammlung entscheidet. 
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Die Mitgliedstaaten erklären sich bereit, die Sen- | 
kungen beschleunigt durchzuführen, falls ihre wirt- j 
schaftliche Gesamtlage und die Lage des betreffen- ; 
den Wirtschaftszweiges dies zulassen. 

7. Es wäre hierzu zu bemerken, daß diese Bestim- 
mungen in der Freihandelszone nur auf solche Waren 
angewandt werden sollen, die unter die Bestimmun- 
gen der Freihandelszone fallen würden. 

8. In den Verhandlungen des Zwischenstaatlichen 
Regierungsausschusses ist noch eine Reihe von Fra- 
gen offen geblieben, namentlich 

die von der schweizerischen Delegation unterbrei- 
tete Frage, welche Zollsätze, die niedriger 
als 10 V. H. liegen oder während der ersten beiden 
Stufen unter diese Höhe absinken, bis zum Ende 
der zweiten Stufe weiteren Senkungen nicht unter- 
liegen würden; 

die von der portugiesischen Delegation vorgelegte 
Frage, nach der ein Land während der Übergangs- 
zeit in Abweichung vom „Standstill" einen Zoll- 
schutz zugunsten neuer Industriezweige einführen 
könnte; diese Frage ist von der in obigem Abs. 4 
erwähnten Expertengruppe geprüft worden. Diese 
Gruppe hält den Vorschlag, soweit es sich um Por- 
tugal handelt, für weitgehend gerechtfertigt. Sie 
schlägt vor, daß die portugiesische Regierung be- 
rechtigt sein soll, während der Übergangszeit zum ' 
Schutz neuer Gewerbezweige, die bisher noch nicht 
geschützt waren, neue Zölle einzuführen; dies gilt j 
jedoch mit der Maßgabe, daß diese Zölle zu Beginn | 
nicht das normale Maß des Schutzes, der in diesem | 
Augenblick in Portugal ähnlichen Erzeugnissen j 
gewährt wird, übersteigen darf und sie in der Folge i 
den von Portugal angewendeten Regeln für die j 
Zollsenkung unterworfen werden. Es wird eben- ' 
falls vorgeschlagen, daß jedes andere Mitglieds- j 
land, nach dessen Ansicht für einen neuen portu- 1 
giesischen Gewerbezweig ein rascherer Abbau des I 
ihm gewährten Schutzes tragbar wäre, die Möglich- 
keit hätte, sich mit dem Ersuchen um Prüfung des 
Falles dieses Gewerbezweiges an die Organisation 
zu wenden; 

die Frage des „Ausgangszollsatzes" (droit de base). 
Grundsätzlich ist zugegeben worden, daß für jede 
Ware der Ausgangszollsatz, der den späteren Sen- 
kungen zugrunde zu legen wäre, der am 1. Januar : 
1957 angewandte Zollsatz sein soll. Jedoch sind von | 
einigen Ländern Abweichungen von diesem Grund- j 
satz gefordert worden. Für die Prüfung dieser For- ! 
derungen ist ein Verfahren aufgestellt worden. Die j 
Delegationen sind gebeten worden, diejenigen | 
Zollpositionen, bei denen ihre Regierung von j 
einem anderen Ausgangszollsatz auszugehen | 
wünscht als dem am 1. Januar 1957 geltenden, 
bekanntzugeben. Die Länder, welche gegen diese 
Forderungen Einwendungen erheben wollen und 
welche für die eine oder die andere der in Rede 
stehenden Waren eins der Hauptbezugsländer des 
antragstellenden Landes sind, können gegen die in 
dieser Weise notifizierten Forderungen einer Aus- 
nahmeregelung Einwendungen Vorbringen. Es er- 
folgt eine Prüfung der Forderung und der Einwen- 
dung; 
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die Frage der Errechnung der „Gesamtzollbela- 
stung". Es geht hierbei um die Frage, ob die sechs 
Staaten der Gemeinschaft die Gesamtzollbelastung 
auf der Grundlage ihrer gegenseitigen Einfuhren, 
wie dies im Rom-Vertrag vorgesehen ist, oder nach 
dem Wert ihrer Einfuhren aus anderen Ländern in 
Europa im Sinne der OEEC errechnen werden. 


b) Die Finanzzölle 

9. Der Rom-Vertrag sieht die Abschaffung dieser 
Zölle vor, sie müssen bei jeder Senkung um minde- 
stens 10 V. H. herabgesetzt werden. Jedoch sind die 
Mitgliedstaaten weiterhin berechtigt, diese Zölle 
durch eine Inlandsbestimmung, die weder eine mittel- 
bare noch eine unmittelbare Schutzwirkung hat, zu 
ersetzen. In der Freihandelszone haben einige Länder 
darum gebeten, diese Zölle beibehalten zu dürfen, 
wobei sie davon ausgehen, daß das in ihnen even- 
tuell enthaltene Schutzelement beseitigt würde. Man 
hat dementsprechend untersucht, ob und unter wel- 
chen Bedingungen es technisch möglich sein werde, 
in der Zone eine gleiche Behandlung der eingeführten 
Waren und der gleichartigen inländischen Waren 
sicherzustellen, wenn die erstgenannten bei ihrer Ein- 
fuhr mit Finanzzöllen belegt und die anderen mit 
inneren Abgaben belastet werden. 

10. Die Antwort hierauf ist positiv, jedoch muß in 
diesem Zusammenhang eine Reihe von technischen 
Schwierigkeiten gelöst werden. Allerdings sprechen 
sich die Vertreter der sechs Staaten der Gemeinschaft 
für die Abschaffung der Finanzzölle und deren Erset- 
zung durch innere Abgaben aus, die in gleicher Weise 
sowohl für die eingeführten Waren als auch für 
gleichartige inländische Waren erhoben würden. Es 
bleibt zu wählen, welches' der beiden Systeme, das 
des Rom-Vertrages oder das von einigen Staaten ge- 
forderte, für die Zone übernommen werden kann. 

11. Was die Möglichkeit betrifft, in der Zone Re- 
geln zur Anwendung zu bringen, mit denen verhin- 
dert werden soll, daß für eingeführte Waren Finanz- 
zölle, Steuern und sonstige Inlandsabgaben in der 
Weise erhoben werden, daß sich daraus ein indirek- 
ter Zollschutz gegenüber anderen Erzeugnissen inlän- 
discher Herkunft ergibt, vgl. Abschnitt F des nach- 
stehenden Kapitels VI. 


ABSCHNITT B. 

Anwendungsbereich der Zollfreiheit 

a) Begriffsbestimmung des „Ursprungs“ 

12. Da für die Freihandelszone kein gemeinsamer 
Außentarif in der Art des durch den Vertrag von Rom 
zwischen den sechs Staaten der Gemeinschaft einge- 
führten vorgesehen ist, ist es wichtig, die Bedingun- 
gen zu bestimmen, unter denen die Waren im Han- 
delsverkehr innerhalb derZoneZollfreiheit genießen. 
Wenn hierfür keine Regeln aufgestellt werden, kön- 
nen Unterschiede zwischen den einzelnen Zollsätzen, 
die die Länder der Zone gegenüber dritten Ländern 
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anwenden, Verlagerungen im Verkehr und in der 
Wirtschaftstätigkeit hervorrufen. 

13. Während der ersten Verhandlungsphase haben 
sich die Unterhändler bemüht, eine „Begriffsbestim- 
mung des Ursprungs'' festzulegen. Nach diesem Ver- 
fahren würden nur die Erzeugnisse, die als aus der 
Zone „stammend" gelten würden, im Handelsverkehr 
in der Zone Zollfreiheit genießen. Die Erzeugnisse, 
die unter Zugrundelegung der vereinbarten Defini- 
tion als nicht aus der Zone stammend gelten, würden 
bei ihrem Übergang aus einem Land der Zone in ein 
anderes Land der Zone in vollem Umfang mit dem 
Außenzoll des Einfuhrlandes belastet werden. 

14. Für die Ursprungsbestimmung sind zwei Krite- 
rien in Aussicht genommen: erstens die Regel vom 
Hundertsatz, nach welcher ein Erzeugnis als aus der 
Zone stammend gelten würde, wenn der Wert seines 
nicht aus der Zone stammenden Rohstoffanteils einen 
bestimmten Prozentsatz seines Endwertes nicht über- 
steigt. Diese Regel würde durch die Einführung einer 
Liste von Grundstoffen ergänzt, die bei der Berech- 
nung der Höhe des FHZ-Anteils an den in der Zone 
mit Hilfe dieser Stoffe hergestellten Erzeugnissen, 
ungeachtet ihres wirklichen Ursprungs (innerhalb 
oder außerhalb der Zone), als aus der Zone stammend 
betrachtet würden; zweitens die Regel der Verarbei- 
tungsverfahren, nach welcher nur bestimmte Ver- 
arbeitungsvorgänge, die an einem gegebenen Er- 
zeugnis in einem Land der Zone durchgeführt wür- 
den, dem in dieser Weise verarbeiteten Erzeugnis 
das Merkmal des FHZ-Ursprungs verleihen würden. 

15. Das Verfahren der LIrsprungsbestimmung wirft 
eine große Anzahl von Problemen auf, z. B.: Würde 
die Regel vom Hundertsatz bedeuten, daß für alle 
Erzeugnisse der gleiche Satz gilt, oder müßte der 
Hundertsatz je nach der Warengattung verschieden 
sein? Würde das Kriterium der Verarbeitungsverfah- 
ren auf den Sektoren, für die es anwendbar wäre, die 
Regel vom Hundertsatz ausschließen oder nicht? Es 
müßte eine Einigung über den oder die Hundertsätze, 
über die Liste der Grundstoffe, über die der Weiter- 
verarbeitungsverfahren usw. erzielt werden. 

16. Es will jedoch scheinen, daß die Begriffsbestim- 
mung des Ursprungs an sich noch keine volle Gewähr 
dafür bietet, daß alle Verlagerungen im Verkehr und 
in der Wirtschaftstätigkeit verhindert werden, es sei 
denn, daß sie zumindest auf einigen Sektoren einen 
außerordentlich restriktiven Charakter erhält und 
somit in ungewöhnlicher Weise das Volumen der 
Erzeugnisse, die unter die Bestimmungen der Frei- 
handelszone fallen, begrenzt. 

17. Die Auffassung der Mitgliedsländer war sowohl 
in bezug auf die Beurteilung der aus solchen Verla- 
gerungen entstehenden Gefahren als auch in bezug 
auf die Mittel und Wege, diesen zu begegnen, ge- 
teilt. 

Mehrere Delegationen vertraten die Auffassung, 
daß man nicht voraussehen könne, welche Verkehrs- 
verlagerungen im einzelnen durch die Anwendung 
der allgemeinen Vorschriften über den Ursprung 
nicht behoben werden können, und daß man infolge- 
dessen nicht im voraus Abhilfemaßnahmen für alle 
nur denkbaren Fälle treffen könne. Sie waren der 


Ansicht, daß, wenn das Abkommen über die Zone 
allgemeine Bestimmungen enthalte, die die Zusam- 
menarbeit und den guten Willen unter den Mitglied- 
staaten gewährleisten, man eine verhältnismäßig 
großzügige Definition des Ursprungs anwenden 
könne, ohne im einzelnen alle evtl, durch Verkehrs- 
verlagerung ausgelösten Fragen zu prüfen. Die Vor- 
schriften über den Ursprung könnten auf Grund der 
gewonnenen Erfahrung geändert werden, um zu ge- 
währleisten, daß der Zonenursprung nur den Erzeug- 
nissen zugebilligt wird, für die vernünftigerweise 
die Zone als Ursprungsland gelten kann. Anderer- 
seits könnte ein „Kodex des guten Verhaltens" ein- 
geführt werden, der die einzelnen Regierungen ver- 
pflichtet, von jeder Maßnahme abzusehen, die geeig- 
net ist, schwerwiegende Verkehrsverlagerungen 
hervorzurufen, da sonst die geschädigten Länder be- 
stimmte Schutzmaßnahmen ergreifen könnten. 

Andere Delegationen meinten, daß man bereits 
im Abkommen bestimmte Maßnahmen vorsehen 
müsse, um von Anfang an alle voraussichtlich ein- 
tretenden Verkehrs Verlagerungen zu vermeiden. 

18. Schließlich bedingt die Bestimmung des Ur- 
sprungs die Schaffung eines wirksamen Verfahrens 
der Bescheinigung und Kontrolle, und einige Länder 
haben befürchtet, daß dieses Verfahren an sich den 
Warenverkehr behindern werde. 

Obwohl die Mitgliedsländer sich über die all- 
gemeine Anwendung des Verfahrens der Ursprungs- 
bestimmung auf der Grundlage der in Abs. 14 ge- 
nannten Kriterien nicht haben einigen können, hat 
eine Zollexpertengruppe auf technischer Ebene um- 
fassende Bestimmungen über die Einzelheiten der 
praktischen Durchführung eines solchen Verfahrens 
aufgestellt. Einige Experten machten zu einigen die- 
ser Bestimmungen Vorbehalte geltend, und gewisse 
Delegationen glauben weiterhin, daß die Überprü- 
fung des Ursprungs in gewissen Fällen auf unüber- 
windliche Schwierigkeiten stoßen würde. Aber die 
von den Zollexperten ausgearbeiteten Regeln könn- 
ten in den Fällen angewandt werden, in denen das 
Verfahren der Ursprungsbestimmung, insbesondere 
bezüglich der Verarbeitungsprozesse, eventuell an- 
genommen würde. 


b) Der Carli-Plan 

19. Um den bisherigen Schwierigkeiten zu begeg- 
nen, wird zur Zeit ein anderes Verfahren, das vom 
italienischen Außenhandelsminister Signor Carli vor- 
geschlagen worden ist, geprüft. Es handelt sich um 
den sog. Carli-Plan, dessen Prüfung eine zweite 
Phase in der Suche nach einer geeigneten Lösung 
darstellt, um die Schwierigkeiten beheben zu kön- 
nen, die dadurch entstehen, daß in den Ländern der 
Zone kein gemeinsamer Außentarif besteht. Signor 
Carli hat vorgeschlagen, den freien Warenverkehr in 
der Zone so lange zu gewährleisten, als die von den 
einzelnen Ländern auf diese Waren angewandten 
Außenzölle sich um eine bestimmte Norm herum auf 
einer bestimmten Bandbreite gruppieren. Es würde 
den Ländern freistehen, Zölle zu erheben, die außer- 
halb dieser Bandbreite liegen, jedoch würden im 
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Warenaustausch zwischen zwei Ländern auf jede 
Ware, bei der die von diesen Ländern angewandten 
Außentarife nicht genügend harmonisiert sind, Aus- 
gleichsabgaben erhoben werden. i 

20. Einer der Vorteile des Carli-Systems besteht 
darin, daß es nach Auffassung mehrerer Länder die 
Möglichkeit bietet, den Förmlichkeiten der Ur- 
sprungsbescheinigung und -kontrolle zumindest in 
ihrer sehr komplizierten Form, die durch das Ver- 
fahren der Ursprungsbestimmung bedingt wäre, zu 
entgehen. 

21. In seiner ursprünglichen Form wirft es jedoch 
eine Reihe von Fragen auf, unter anderen die folgen- 
den: 

dadurch, daß dieses System die Mitgliedsländer der 
Zone zur Harmonisierung ihrer Tarife drängt, ent- 
stehen für einige Länder gewisse Probleme; 

das System birgt die Gefahr in sich, daß die Har- 
monisierung im Sinne einer allgemeinen Erhöhung 
der Zölle der Länder der Zone vorangetrieben 
wird; 

— - es löst das Problem der Verkehrsverlagerungen 
nicht vollständig, namentlich wenn in den Zoll- 
tarifen der Länder der Zone große Unterschiede 
in bezug auf Rohstoffe und Halbfertigwaren 
aufrechterhalten werden; 

— das System kann dazu führen, daß bei Erzeug- 
nissen, die voll und ganz aus der Zone stam- 
men, Abgaben erhoben werden. 

22. Andererseits bringt die Verwirklichung dieses 
Planes Verhandlungen über die Bandbreite, die 
Höhe der Zollnorm, die näheren Einzelheiten über 
die Festsetzung der Ausgleichsabgabe usw. mit sich. 

23. Es sind Untersuchungen durchgeführt worden, 
um den Carli-Plan zu vervollkommnen, seine größe- 
ren Mängel, namentlich einige der im vorstehenden 
Abs. 21 erwähnten, zu beseitigen und die Möglichkei- 
ten für seine praktische Anwendung zu prüfen, damit 
die Formalitäten der Ursprungsbescheinigung und 
-kontrolle möglichst weitgehend vereinfacht werden. 
Hierdurch konnten gewisse Einzelheiten des Carli- 
Planes geklärt und Änderungen festgelegt werden, 
die wenigstens teilweise gewisse Schwierigkeiten 
der ursprünglichen Form dieses Planes ausschalten. 
Es ist jedoch nicht möglich gewesen, bezüglich der 
allgemeinen Anwendung derartiger Regelungen zu 
einer Einigung zu gelangen. 


c) Umorientierung der Arbeiten in bezug auf 
Ursprungsprobleme und Verkehrsverlagerungen 

24. In diesem Stadium der Arbeiten hat man eine 
neue Überprüfung des Gesamtproblems vorgenom- 
men. Dieses besteht darin, Formeln auszuarbeiten, 
die gleichzeitig gestatten, 

— die Erzeugnisse festzulegen, die in den Genuß der 
Zollsenkungen zwischen den Mitgliedsländern im 
Rahmen der Freihandelszone gelangen dürfen, 

— die Risiken der Verlagerungen im Verkehr und in 
der Wirtschaftstätigkeit, die sich aus den Unter- 
schieden zwischen den Zöllen der Mitgliedslän- | 


der gegenüber Ländern außerhalb der Zone erge- 
ben können, abzumildern, wobei zu bemerken 
ist, daß die entsprechenden Zölle im Grundsatz 
Unterschieden in der Wirtschaftsstruktur entspre- 
chen. 

25. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß, 
der unter diesen beiden Gesichtspunkten die Vorteile 
der verschiedenen Lösungen, die bisher als Global- 
lösungen ins Auge gefaßt worden sind, wie auch die 
Kritiken erwogen hat, die jede von ihnen im Rahmen 
der verschiedenen Ausschüsse oder Sachverstän- 
digengruppen, die sich mit ihm zu befassen hatten, 
auslöste, gelangte zu dem Schluß, daß es kein ein- 
faches Verfahren mit allgemeinem Anwendungs- 
bereich gibt, mit dessen Hilfe alle Probleme, die sich 
im Gesamtrahmen des Handelsverkehrs innerhalb 
der Zone ergeben, gelöst werden könnten. 

26. Unter Berücksichtigung dieser Feststellung hat 
der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß seinen 
Arbeiten eine neue Richtung gegeben, indem er be- 
schloß, Formeln festzulegen, die jeder einzelnen 
Warenkategorie unter Berücksichtigung der beson- 
deren Art der auf jedem der Sektoren zu lösenden 
Probleme und des besonderen Charakters der Ge- 
fahr der Verlagerungen im Verkehr und in der Han- 
delstätigkeit, wie sie auf jedem einzelnen Sektor 
besteht, angepaßt sind. 

27. Es sind gegenwärtig „Sektorenuntersuchungen'' 
im Gange. Sie werden auf der Grundlage gewisser 
allgemeiner Konzeptionen, die vom Zwischenstaat- 
lichen Regierungsausschuß angenommen worden 
sind, durchgeführt, nämlich 

a) Die tatsächlichen Gefahren von Verlagerungen 
des Handels und der Wirtschaftstätigkeit, die sich 
aus dem Wegfall des nationalen Zollschutzes im 
intereuropäischen Warenaustausch ergeben, sind 
während der ersten Stufe der Übergangsperiode 
verhältnismäßig unbedeutend, weil auch noch 
während dieser Zeit ein erheblicher Zollschutz 
weiter bestehenbleibt. Es ist trotzdem angebracht, 
daß bereits von Anfang an Regeln festgesetzt 
werden, sowohl um die Erzeugnisse zu bestim- 
men, die in den Genuß der Zollsenkungen gelan- 
gen sollen, wie auch um den Verwaltungen und 
den übrigen Beteiligten die Möglichkeit zu geben, 
zu erfahren, wie diese Probleme später gelöst 
werden. Es ist daher angebracht, im voraus die 
Regeln, die später gelten sollen, festzulegen, 
wenn es auch nicht notwendig ist, im Vertrag alle 
Einzelheiten bezüglich ihrer Anwendung aufzu- 
nehmen. Diese könnten im Laufe der ersten Stufe 
der Übergangsperiode endgültig festgelegt wer- 
den. 

b) In jedem Fall sind bestimmte vorbereitende Maß- 
nahmen in bezug auf Bescheinigungen und Kon- 
trollen notwendig, sei es auch nur, um Transit- 
operationen und einfache Wiederausfuhren zu 
vermeiden. 

c) Der Grundsatz, daß jedes Land und jedes Zoll- 
gebiet die Freiheit besitzt, seine Zölle gegenüber 
dritten Ländern festzusetzen, muß respektiert 
werden. 
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d) Die Verminderung des Unterschiedes zwischen 
den Außenzöllen der Mitgliedsländer insbeson- 
dere in bezug auf Grundstoffe wäre ein wirksames 
Mittel, um teilweise den Gefahren von Verkehrs- 
verlagerungen vorzubeugen. Bemühungen der 
Mitgliedsländer, diese Unterschiede zu beseitigen, 
wären daher erwünscht. In dieser Hinsicht ist das 
Handelsdirektorium der Meinung, daß es ange- 
bracht wäre, daß die Mitgliedsländer im Laufe der 
ersten Jahre der ersten Stufe eine Gegenüber- 
stellung ihrer Außenzolltarife, die sich auf Grund- 
stoffe beziehen, vornehmen, um zu untersuchen, 
in v/elchem Maße sie die Unterschiede, die gegen- 
wärtig zwischen diesen Zöllen bestehen, besei- 
tigen können, ohne auf die grundlegenden Ziele 
der Binnenwirtschaftspolitik eines jeden Landes 
zu verzichten. In dieser Hinsicht ist es klar, daß 
die Festsetzung von Zöllen für Erzeugnisse der 
Liste G durch die Länder der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft von vorrangiger Bedeutung 
ist. Man muß eventuelle Maßnahmen ins Auge 
fassen, um einer Situation gewachsen zu sein, in 
der die Unterschiede in den Tarifen zwischen den 
Mitgliedsländern sogar in bezug auf die Grund- 
stoffe fortbestehen und groß genug sein werden, 
um die Gefahr von Verkehrsverlagerungen her- 
aufzubeschwören. Um diese Schwierigkeiten zu 
beseitigen, kann man an verschiedene Maßnah- 
men denken; Maßnahmen der Verwaltung (mehr 
oder weniger streng gefaßte Ursprungsregeln) 
oder steuerliche Maßnahmen (Ausgleichsteuern). 

e) Man muß jedoch darauf bedacht sein, daß die er- 
laubten Mittel nicht das Maß des zur Vermeidung 
von Verkehrsverlagerungen Notwendigen über- 
schreiten. Die Hindernisse des Handels sollen per 
definitionem in jedem Fall die Erzeugnisse, welche 
in dem Genuß des Zonenursprungs stehen, weni- 
ger drücken als die übrigen, weil sonst die Zone 
ihren Inhalt verlieren würde. Es ist also eine insti- 
tutioneile Kontrolle der von den Mitgliedsländern 
getroffenen Maßnahmen notwendig. 

1) Um die Gefahr von Verkehrsverlagerungen zu 
vermindern und die Lösung der eventuell auftre- 
tenden Fälle zu erleichtern, müßten sich die Mit- 
gliedsländer verpflichten, eine gewisse Anzahl 
von Regeln, die in einem „Kodex des guten Ver- 
haltens" festgelegt sind, zu beachten. 

g) Wie auch die Regeln, die entsprechend den in 
Ziffer 8 oben gemachten Vorschlägen angenom- 
men werden, beschaffen sein mögen, es können 
unvorhergesehene Schwierigkeiten auftreten. Um 
diesen Schwierigkeiten zu begegnen, werden ein 
Klageverfahren wie auch Sicherheitsklauseln, die 
in geeigneter Form in ihrem Geltungsbereich be- 
grenzt werden, vorgesehen werden müssen. 

h) Schließlich müssen dievorzusehendenMaßnahmen 
der Notwendigkeit Rechnung tragen, eine ausrei- 
chende Gegenseitigkeit zwischen den Ländern der 
Zone herzustellen. 

28. Die ersten Arbeiten bezüglich der sektoren- 
weisen Untersuchungen sind von dem Handelsdirek- 
torium durchgeführt worden. Dieses Direktorium 
hat — 


i a) ein Gesamtverzeichnis der Arten der wichtigsten 
Lösungen aufgestellt, die zur Klärung der sich aus 
I Unterschieden zwischen den Tarifsystemen der 
I Mitgliedsländer gegenüber der übrigen Welt er- 
I gebenden Fragen vorgesehen sind, wobei es un- 

! terscheidet zwischen 

j — Lösungen, welche eine Abschwächung der 
I Folgen dieser Tarifunterschiede zum Ziel 

haben; 

— Lösungen, welche mittelbar oder unmittelbar 
eine Abschwächuiig dieser Tarifunterschiede 
selbst bezwecken; 

b) Vorschläge für die Aufstellung eines „Kodex des 
guten Verhaltens" gemacht, der einen Schutz vor 
Verlagerungen des Verkehrs und der Geschäfts- 
I tätigkeit bieten soll, die eine Folge von Tarif- 
’ unterschieden sind, welche erfahrungsgemäß 

j durch die Regeln für die einzelnen Sektoren nicht 

I bereinigt würden; 

I c) die verschiedenen Fälle untersucht, welche wei- 

1 tere Änderungen der Ursprungsregeln rechtfer- 

i • tigen können; 

' d) die Verfahren formuliert, die in bezug auf Ur- 
I sprungsregeln und sich aus Tarifunterschieden 

ergebende Verkehrsverlagerungen vorgesehen 
werden müssen; nämlich Verfahren: 

i) für bilaterale Erörterungen zwischen einem 
Mitgliedsland, welches durch eine Verkehrs- 
verlagerung geschädigt wird, und den am 
meisten interessierten seiner Partner; 

ii) für die Anregung, Prüfung und Billigung von 
Änderungen der ersten Ursprungsregeln, die 

I allgemein für irgendein Erzeugnis gelten; 

; iii) für die Anregung, Prüfung und Billigung be- 
sonderer Anpassungen, welche von einer 
Verkehrsverlagerung geschädigte Länder 
dann vornehmen könnten, wenn eine Ände- 
rung der allgemeinen Regeln nicht notwendig 
wäre oder nicht akzeptiert werden könnte; 

iv) für Bestimmungen, die einem von Verkehrs- 
verlagerungen geschädigten Land während 
des Ablaufs der in obigen Unterabsätzen i), ii) 
und iii) vorgesehenen Verfahren Sofortmaß- 
nahmen gestatten; 

v) für die Zusammenarbeit bei der laufenden 
Handhabung der Zölle für Bestimmungen mit 
dem Ziel, unentschiedene Streitigkeiten oder 
! Einsprüche bezüglich der Behandlung einzel- 

ner Geschäfte zu regeln. 

I 29. Ein Mitglied des Handelsdirektoriums, das der 
; Ansicht war, das Gesamtproblem der auf die Un- 
' gleichheit der Außentarife zurückzuführenden Ver- 
kehrsverlagerungen könne allein mit Hilfe der Ur- 
1 cprungsregeln, des Kodex des guten Verhaltens und 
der vorstehend vorgesehenen Verfahren nicht in be- 
I friedigender Weise gelöst werden, hat vorgeschlagen, 
; daß die Mitgliedsländer außerdem sich mit einem 
„Standstill" der Außentarife, die sie zur Zeit der Un- 
j terzeichnung der Konvention frei festgesetzt hätten, 
einverstanden erklären. Dieser „Standstill" würde be- 
j deuten, daß die Konvention ein Verfahren für Ande- 
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rungen enthalten würde, welche die Mitgliedsländer 
an ihren Außentarifen vornähmen, wobei dieses Ver- 
fahren die Möglichkeit einer Entscheidung durch 
Stimmenmehrheit vorsehen könnte. Andere Mitglie- 
der des Direktoriums haben erklärt, dieser Vorschlag 
laufe dem Grundsatz der Tariffreiheit zuwider, der 
nach ihrer Auffassung in einer Freihandelszone von 
grundlegender Bedeutung sei. Diese Mitglieder haben 
indessen zugegeben, daß die Mitgliedsländer nicht 
die Möglichkeit haben dürften, ihre Tarife zwecks 
Hervorrufung von Störungen innerhalb der Zone 
willkürlich zu ändern; einige von ihnen betonten, 
man müsse zur Umgehung solcher Gefahren einen 
Weg im Sinne der in Abs. 28 Unterabs. b) und d) er- 
wähnten Anregungen suchen. 

30. Bezüglich der „Sektoren" selbst haben die 
Stellvertreter des Handelsdirektoriums im Benehmen 
mit den Experten der Mitgliedsländer die Liste der 
auf den einzelnen Sektoren zu lösenden Probleme 
aufgcstellt und mitgeteilt, Maßnahmen welcher Art 
ihres Erachtens geeignet wären für die Bestimmung 
des Ursprungs und für ausreichende Sicherungen 
gegen schwerwiegende Verlagerungen des Verkehrs 
und der Geschäftstätigkeit. 

3 1 . Schließlich hat das Handelsdirektorium gewisse 
Verfahrensvorschläge für die Fortführung der Ver- 
handlungen über das Problem des Ursprungs und der 
Verkehrsverlagerungen gemacht. Der Zwischenstaat- 
liche Regierungsausschuß hat daraufhin einen Aus- 
schuß für Ursprungsfragen gebildet, dem die Minister 
oder ihre Stellvertreter angehören sollen und der die 
Arbeiten in der Weise fortsetzen soll, daß Beschlüsse 
bezüglich der Ursprungsprobleme und damit zusam- 
menhängender Fragen möglichst bald gefaßt werden 
können. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
ist davon unterrichtet worden, daß die Europäische 
Kommission ihrerseits Expertenkonsultationen in- 
nerhalb der Gemeinschaft durchführe, deren Ergeb- 
nisse unmittelbar dem neuen Ausschuß für Ur- 
sprungsfragen mitgeteilt würden. Außerdem hat die 
Gemeinschaft Vorschläge unterbreitet, nach denen 
ein sich auf den Carli-Plan stützendes Verfahren an- 
gewandt werden soll. Hier handelt es sich um fol- 
gende Vorschläge: 

a) Wenn die Außenzolltarife der Mitgliedsländer 
der Assoziation bei einem bestimmten Erzeugnis 
innerhalb der anerkannten Toleranzspanne lie- 
gen, wird das betreffende Erzeugnis zollfrei zum 
Verkehr unter den Mitgliedsländern der Asso- 
ziation zugelassen. 

b) Falls die Bedingungen unter a) nicht erfüllt wer- 
den, wird eine Ausgleichsabgabe erhoben. 

c) Die Erhebung dieser Abgabe muß vorbehaltlich 
einer Ausnahmeregelung, die nach einem noch 
festzulegenden Verfahren zu gewähren ist, wenn 
keine Verkehrsverlagerungen oder anomale 
Geschäftsverlagerung zu befürchten ist, automa- 
tisch erfolgen und obligatorisch sein. 

d) Eine Ausgleichsabgabe kann ebenfalls für ein Er- 
zeugnis erhoben werden, dessen Zollsätze inner- 
halb der Toleranzspanne liegen, wenn dieses Er- 
zeugnis auf der Grundlage eines Rohstoffes oder 


Halbfabrikats hergestellt wird, dessen Zollsätze 
über die Toleranzspanne hinausgehen. 

e) Der Außentarif der Gemeinschaft müßte mit 
Rücksicht darauf, daß er in ausreichendem Maß 
dem Durchschnittsniveau der Tarife der OEEC- 
Mitgliedsländer entspricht, als Norm gelten, auf 
deren Grundlage die Grenzen festgelegt werden, 
innerhalb deren die Tarife des Einfuhr- und des 
Ausfuhrlandes liegen müssen, damit das betref- 
fende Erzeugnis zum freien Verkehr zugelassen 
wird. 

Die Aushandlung einer anderen Norm, z. B. des 
Durchschnitts der Tarife der 17 Länder, würde zu 
beträchtlichen praktischen Schwierigkeiten füh- 
ren. 

f) Die Breite der Toleranzspanne müßte unter Be- 
rücksichtigung der auf jedem Sektor zu erwarten- 
den Möglichkeiten für Verkehrs- und Geschäfts- 
verlagerungen für jeden Sektor einzeln ausgehan- 
delt werden. 

g) Wenn bei den gleichen Erzeugnissen in dem Ein- 
fuhrland und/oder dem Ausfuhrland Unterschiede 
der Zollbehandlung bestehen, muß man über den 
Ausgangstarif verhandeln, um zu einem „Ver- 
tragstarif" zu gelangen, der die Handelsverbin- 
dungen berücksichtigt, für welche diese unter- 
schiedlichen Zollbehandlungen gelten. 

h) Die Ausgleichsabgaben werden über die Über- 
gangszeit hinaus beibehalten, soweit die Harmo- 
nisierung der Außentarife nicht verwirklicht wird. 

d) Die Koordinierung der Außenhandels- 
und Zollpolitik 

32. Während der Untersuchungen über die Ur- 
sprungsbestimmung sind auch Fragen im Zusammen- 
hang mit der Koordinierung der Außenhandelspoli- 
tik der Länder der Zone angeschnitten worden. Der 
Vorsitzende des Zwischenstaatlichen Regierungs- 
ausschusses hat Vorschläge unterbreitet, die vermei- 
den sollen, daß Mitgliedsländer dadurch benachteiligt 
werden, daß ein anderes Land der Zone gegenüber 
dritten Ländern eine bestimmte Einfuhrpolitik be- 
treibt. Diese Vorschläge sehen Konsultationen auf 
bilateraler Basis zwischen dem geschädigten Land 
und dem Land, welches die zur Last gelegte Handels- 
politik betreibt, vor, ferner, falls diese Konsultationen 
scheitern, Möglichkeiten für eine Beschwerde des 
geschädigten Landes bei den Organen der Zone, und 
schließlich, falls diese Beschwerde erfolglos bleibt, 
geben sie dem geschädigten Land die Möglichkeit, 
Schutzmaßnahmen zu treffen. 

33. Nach Ansicht der EWG ist es wesentlich, daß 
die Länder der Zone ihre Handelspolitik gegenüber 
dritten Ländern koordinieren. Sie legt der Lösung 
dieser Frage eine ebenso große Bedeutung bei wie 
der Lösung der Probleme, die sich aus dem Unter- 
schied der Außentarife ergeben. Die Gemeinschaft 
verbindet mit der Koordinierung der Handelspolitik 
gegenüber außenstehenden Ländern zwei allgemeine 
Ziele: 

— gemäß dem gemeinsamen Interesse zur harmoni- 
schen Entwicklung des Welthandels, dem schritt- 
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weisen Abbau der internationalen Handelsbe- 
schränkungen sowie der stufenweisen Beseitigung 
der Zollschranken beizutragen; 

— zu verhindern, daß die von einem Mitgliedsland 
gehandhabte Einfuhrregelung gegenüber drit- 
ten Ländern die Wettbewerbsbedingungen zwi- 
schen den Unternehmen der Gemeinschaft ver- 
fälschen kann. 

Um dieses Ziel zu erreichen, faßt sie folgendes ins 
Auge: 

— ein elastisches Verfahren für den Informations- 
austausch und die Prüfung der Änderungen der 
Einfuhrverfahren und der Politik auf dem Gebiet 
der Anti-Dumping-Zölle der Mitgliedsländer ge- 
genüber dritten Ländern durch die Organe; 

— ein Verfahren der Beschwerde bei den Organen, 
das den Mitgliedsländern offensteht, die der Auf- 
fassung sind, daß das von einem anderen Mit- 
gliedsland in bezug auf dritte Länder gehand- 
habte Einfuhrverfahren geeignet ist, die Wett- 
bewerbsbedingungen zu verfälschen; 

— die Möglichkeit, daß ein Land Sicherheitsmaß- 
nahmen trifft. 

Die EWG ist schließlich der Auffassung, daß es 
erforderlich sei, das besondere Problem ins Auge zu 
fassen, das sich ergeben würde, wenn ein Mitglied- 
staat der Gemeinschaft mit einem dritten Land bzw. 
mehreren dritten Ländern ein Abkommen aushandeln 
würde, das durch den Geltungsbereich seiner Klau- 
seln, die Allgemeinheit seiner Zielsetzung und die 
Dauer seiner Anwendung die Verfolgung der Ziele 
der Gemeinschaft gefährden könnte. Für diesen Fall 
schlägt sie Konsultationen und gegebenenfalls die 
Möglichkeit vor, daß die anderen Mitglieder sich in 
bezug auf das betreffende Mitgliedsland von den 
Verpflichtungen der Konvention für befreit erklären. 

34. Nach einer Diskussion der Vorschläge der 
EWG, in der besonders die Delegation des Ver- 
einigten Königreichs verschiedene kritische Be- 
merkungeoi vorbrachte, schlug der Präsident des 
Zwischenstaatlichen RegieTungsausschusses den 
Entwurf eines Artikels über die Handelspolitik vor. 
In diesem Entwurf ist das erste, unter Ziffer 33 er- 
wähnte Ziel der EWG (Entwicklung des Welthan- 
dels usw.) aufgenommen und ein zweites Ziel hin- 
zugefügt, d. h. die Festigung der Wirtschaften der 
Mitgliedsländer durch eine engere Verknüpfung 
der sie einigenden Bande. In ihm ist ferner eine in 
regelmäßigen Zeitabständen vorzunehmende Un- 
tersuchung der Ausweitung des Handels der Mit- 
gliedsländer, der zur Erreichung der allgemeinen 
Ziele gemachten Fortschritte durch die Organe, fer- 
ner der Folgen der zu diesem Zweck von den 
Mitgliedsländern verfolgten Handelspolitik vorge- 
sehen. Nach diesem Entwurf kann jedes Mitglieds- 
land die Organe in jedem Augenblick ersuchen, die 
Aspekte der Handelspolitik eines anderen Mit- 
gliedslandes zu untersuchen; alle Mitgliedsländer 
müssen den Organen die Auskünfte erteilen, die 
ihnen diese Untersuchung erleichtern. Schließlich 
enthält dieser Entwurf einen Hinweis auf Verfah- 
ren, die die Verkehrsverlagerungen, das Dumping, 
das die Erzeuger der anderen Mitgliedsländer be- 


nachteiligt, sowie die Konsultations- und Be- 
schwerde verfahren betreffen. 

35. Wie wir in Ziffer 29 gesehen haben, hatte ein 
Mitglied des Handelsdirektoriums bei den Arbei- 
ten über die Definition des Ursprungs vorgeschla- 
gen, die Freiheit der Zonenländer, ihre Zolltarife 
gegenüber den Ländern außerhalb der Zone zu 
ändern, gewissen Beschränkungen zu unterwerfen. 
Der Vertreter Frankreichs im Zwischenstaatlichen 
Regierungsausschuß unterstützte diesen Vorschlag, 
indem er darauf hinwies, daß eine unkontrollierte 
Freiheit auf diesem Gebiet nicht nur dazu führen 
würde, die Ursprungsregeln außer Kraft zu setzen, 
sondern daß diese Freiheit auch dazu führen könnte, 
in jedem Augenblick das Gleichgewicht der gegen- 
seitigen Vorteile aufzuheben, die sich die Länder 
der Zone bei ihrem Eintritt in dieselbe zugestehen 
v/ürden. Die Tatsache, daß ein Land der Zone sei- 
nen Zolltarif gegenüber den außenstehenden Län- 
dern senkt, könnte seine Partner von der Frei- 
handelszone der Absatzmärkte berauben, die dieses 
Land für seine Waren erwarten könnte, und dafür 
hätten sie selbst ihre Grenzen den Ausfuhren die- 
ses Landes geöffnet. Ebenso wie die EWG auf ge- 
genseitigen und dauernden Zollbegünstigungen be- 
ruhe, die sich die Sechs gegenseitig gewährten, 
müsse für Frankreich der Ausschuß der Siebzehn 
auf dauernden, wechselseitigen Zollbegünstigungen 
aufgebaut werden, die sich die Länder der OEEC 
gegenseitig gewähren sollen. Eine vollständige 
Zollfreiheit der Länder der Zone würde dieser Auf- 
fassung zuwiderlaufen. 

36. Der Delogierte des Vereinigten Königreichs 
seinerseits war der Auffassung, daß ein Kodex des 
guten Verhaltens sowie verschiedene Verfahren 
auf dem Gebiet des Ursprungs und der Verkehrs- 
verlagerungen (im Sinne der Vorschläge des Han- 
delsdirektoriums, die unter Ziffer 28 aufgeführt sind) 
alle Garantien geben könnten, die auf dem Ur- 
sprungsgebiet erforderlich seien. Zum Grundsatz 
der Zollfreiheit meinte die Delegation des Vereinig- 
ten Königreichs, daß das Ziel der Freihandelszone 
darin bestünde, daß sich ihre Mitglieder gegenseitig 
freien Zugang zu ihren Märkten, nicht aber bevor- 
zugte Positionen auf diesen Märkten gewährten. 
Sicherlich sei es erforderlich, sich um eine Koordi- 
nierung der Außenhandelspolitik der Länder der 
Zone zu bemühen, aber diese Bemühungen dürften 
nicht dazu führen, das Recht der Mitgliedsländer, 
ihre Außenzolltarife zu ändern, einzuschränken. 
Ferner könnten praktisch die ZoUsenkungen ge- 
genüber dritten Ländern — was von seiten dieser 
Länder zu entsprechenden Zoll Senkungen führen 
würde, an denen alle Länder teilhaben würden — nur 
dann vorgenommen werden, wenn die europäischen 
Industrien in der Lage wären, dem Wettbewerb die- 
ser dritten Länder standzuhalten, so daß die Ab- 
satzmöglichkeiten, die für die europäische Industrie 
auf den Märkten der Zone vorhanden wären, hier- 
durch nicht notwendigerweise berührt würden. 

37. Schließlich einigte sich der Zwischenstaatliche 
Regierungsausschuß dahin, daß es nicht möglich sei, 
zu diesen Problemen abschließend Stellung zu neh- 
men, bevor die Arbeiten des Sonderausschusses 
über Ursprungsfragen beendet seien (s. Ziffer 31). 
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e) Präferenzsysteme 

38. Die EWG machte das Vereinigte Königreich 
auf die Probleme aufmerksam, die ihrer Meinung 
nach durch das Vorhandensein bevorzugter Ab- 
satzmärkte für dieses Land im Rahmen des Empire- 
Präferenzsystems entstünden. Nach Meinung der 
EWG beschwören diese bevorzugten Absatzmärkte 
die Gefahr eines Ungleichgewichts der Wettbe- 
werbsbedingungen herauf und könnten ferner eine 
Verlagerung der Investitionen zur Folge haben. Die 
Gemeinschaft ist daher der Auffassung, daß für 
diese Probleme in ganz bestimmten Fällen geeig- 
nete Lösungen gefunden werden müßten. 

39. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
einigte sich daraufhin, daß die Fragen, die sich ge- 
gebenenfalls aus dem Vorhandensein der Meistbe- 
günstigungssysteme ergäben, so, wie sie sich im 
Laufe der Untersuchungen des Zwischenstaatlichen 
Regierungsausschusses über den Ursprung ergäben, 
untersucht werden müßten (vgl. Ziffer 31 oben). 


ABSCHNITT C. 

Aufhebung der mengenmäßigen 
Beschränkungen 

a) Einfuhrbeschränkungen 

40. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
ist der Auffassung, daß ähnliche Vorschriften, wie 
sie im Vertrag von Rom vorgesehen sind, beschlos- 
sen werden könnten, namentlich 

— die allgemeine Aufhebung der mengenmäßigen 
Einfuhrbeschränkungen am Ende der Übergangs- 
zeit; 

— Einführung eines „Standstill" zu Beginn der ge- 
nannten Übergangszeit; jedoch würde dieser nur 
in bezug auf den in Durchführung der OEEC- 
Beschlüsse vom 14. Januar 1955 erreichten Libe- 
ralisierungsstand (90 V. H.) zur Anwendung ge- 
langen. Nichtsdestoweniger wird diese Bestim- 
mung unterschiedlich ausgelegt: Gewisse Länder 
sind der Auffassung, daß sie den einzelnen Län- 
dern erlaubt, die Liberalisierungsmaßnahmen, 
die sie über 90 v. H. hinaus getroffen hat, rück- 
gig zu machen; andere sind der Auffassung, daß 
die Auslegung dies nicht zuläßt, daß aber die 
über 90 v. H. hinausgehenden Liberalisierungs- 
maßnahmen bei der Berechnung der aufeinan- 
derfolgenden Erhöhungen der noch bestehenden 
Kontingente berücksichtigt werden; 

— Zusammenfassung der Kontingente zu Global- 
kontingenten; 

— Erhöhung der Kontingente gemäß einem be- 
stimmten Hundertsatz (Gesamterhöhung 20 v. H. 
mit einem Mindestsatz von 10 v. H. für jedes 
Kontingent) und im Rahmen einer bestimmten 
Periodizität (grundsätzlich einmal im Jahr, mit 
einer Höchstzahl von 4 Erhöhungen für die erste 
Stufe); 

— hinsichtlich der Kontingente, die niedrig oder 
gleich Null sind, Festsetzung eines Ausgangs- 


kontingents im Verhältnis zur inländischen Pro- 
duktion des in Betracht kommenden Erzeugnis- 
ses; 

— die Verpflichtung, am Ende des zehnten Jahres 
der Übergangszeit Kontingente in einer Höhe 
von mindestens 20 v. H. der inländischen Er- 
zeugung anzuwenden; 

— • Willenserklärung der Länder, die Beschränkun- 
gen schneller abzuschaffen, wenn ihre Lage dies 
zuläßt; Verpflichtung der Mitgliedsländer, die 
Kontingentierung bei Erzeugnissen, für welche 
die Kontingente während zweier aufeinanderfol- 
gender Jahre nicht ausgenutzt worden sind, 
abzuschaffen; 

— aktive Einschaltung der Organe, um die Aus- 
gangskontingente festzulegen, wenn keine in- 
ländische Erzeugung vorhanden ist; — um die 
Liberalisierung eines Erzeugnisses zu beschlie- 
ßen, dessen Kontingente während zweier auf- 
einanderfolgender Jahre nicht völlig ausgenutzt 
sind; — um gegebenenfalls die pflichtmäßige 
jährliche Erhöhung eines Kontingents, des- 
sen Höhe über einem bestimmten Hundert- 
satz der inländischen Erzeugung liegt, unterhalb 
von 10 V. H. zu senken; — um bei der Berech- 
nung der Jahreserhöhung der Kontingente die 
Bedingungen für die Berücksichtigung der auf 
autonomem Wege liberalisierten Erzeugnisse 
festzulegen; — um die Länder zu veranlassen, 
ihre Kontingentierungen rascher zu beseitigen 
und schließlich um gegebenenfalls die Vorschrif- 
ten abzuändern, wenn sie aller Voraussicht nach 
nicht die Möglichkeit für die Gewährleistung 
der schrittweisen Aufhebung der Kontingente 
bieten. 

41. Jedoch bleibt eine Reihe von Fragen für die 

Freihandelszone noch strittig: 

— der Zeitpunkt der Zusammenfassung der Kon- 
tingente zu Globalkontingenten sowie die Frage, 
ob diese unter den 17 Ländern der Zone erfol- 
gen soll oder ob die sechs Länder der Gemein- 
schaft zwei parallele Serien von Globalkontin- 
genten zur Anwendung bringen sollen, die 
untereinander und gegenüber den 1 1 anderen 
Ländern angewandt werden; 

— der bei der Festsetzung der Kontingente, die 
niedrig oder gleich Null sind, zugrunde zu legende 
Satz. Im Rom-Vertrag beträgt dieser Satz 3 v. H. 
Die französische Delegation könnte sich mit 
einer Erhöhung dieser Ziffer nicht einverstanden 
erklären; die österreichische und die dänische 
sind der gleichen Auffassung; 

— die Frage, ob besondere Vorschriften erlassen 
werden sollten, um die Senkung des Satzes zu 
ermöglichen, um welchen die Kontingente von 
Erzeugnissen zu erhöhen sind, deren Zollsätze 
unter einem gewissen Mindestsatz liegen. Die- 
ses Problem ist namentlich von der dänischen 
Delegation aufgeworfen worden; 

— schließlich die Frage, ob die Vorschriften über 
den Ursprung, die vorgesehen sind, um die Er- 
zeugnisse zu bestimmen, die in der Zone für 
eine Zollfreiheit in Frage kommen, auch für die 
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Abschaffung der mengenmäßigen Beschränkun- 
gen zur Anwendung gelangen sollen, oder ob 
hier großzügigere Vorschriften anzuwenden 
sind. Es ist technisch möglich, für die Zölle und 
für die Liberalisierung verschiedene Regeln an- 
zuwenden, und die Mehrzahl der Delegation 
vertritt die Auffassung, daß die für die Libera- 
lisierung und die Handhabung der Kontingente 
vorzusehenden Vorschriften großzügiger sein 
sollten als die für die Zölle. 

Die EWG hat schließlich angekündigt, daß sie 
sich ihre Stellungnahme zu diesen Problemen 
vorbehält und daß sie zu einem späteren Zeit- 
punkt diesbezügliche Vorschläge vorlegen wird. 

b) Mengenmäßige Ausfuhrbeschränkungen 

42. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
war der Auffassung, daß ähnliche Vorschriften wie 
die des Rom-Vertrages eingeführt werden könnten, 
d. h.: 

— das Verbot neuer Ausfuhrbeschränkungen; Aus- 
fuhrbeschränkungen, die zu Beginn der Über- 
gangszeit in Kraft sind, müssen spätestens am 
Ende der ersten Stufe abgeschafft werden; 

— die Mitgliedstaaten erklären sich bereit, diese 
Beschränkungen schneller aufzuheben, falls ihre 
wirtschaftliche Gesamtlage und die Lage des be- 
treffenden Wirtschaftszweiges dies zulassen. 

43. Für die Freihandelszone ist jedoch eine Reihe 
von zusätzlichen Vorschriften vorgeschlagen wor- 
den. 

44. Hierzu gehört einerseits der Grundsatz der 
nichtdiskriminierenden Anwendung der beibehal- 
tenen Beschränkungen. Dieser Punkt ist im Rom- 
Vertrag in einer allgemeinen Bestimmung behan- 
delt. Es ist eine Frage, ob für das Abkommen über 
die Freihandelszone die gleiche allgemeine Bestim- 
mung übernommen oder ob hinsichtlich der Aus- 
fuhrbeschränkungen eine besondere Bestimmung 
vorgesehen werden sollte. 

45. Andererseits hat man die Möglichkeit einer 
ausnahmsweisen Verlängerung der Frist für die 
Aufhebung der Ausfuhrbeschränkungen in der Frei- 
handelszone, einer Verschärfung der noch be- 
stehenden Beschränkungen und der Wiedereinfüh- 
rung von neuen Beschränkungen geprüft. . 

Der Rom-Vertrag enthält diesbezüglich keine 
ausdrücklichen Bestimmungen, die Fälle dieser Art 
können jedoch von Artikel 226 erfaßt werden, der 
sich auf Schutzmaßnahmen bezieht, die ein Mit- 
gliedstaat im Falle von schwerwiegenden Störun- 
gen in einem Wirtschaftszweig treffen darf, oder 
es kann auf sie Artikel 103 angewandt werden, 
falls Schwierigkeiten in der Versorgung mit be- 
stimmten Erzeugnissen auftreten. 

Einige Länder sind der Auffassung, daß für 
die Freihandelszone analoge Bestimmungen zur Er- 
fassung und Lösung der hier aufgeworfenen Fra- 
gen genügen würden. Andere haben sich zugun- 
sten von ausdrücklicheren Regeln ausgesprochen, 
in denen die Gründe, auf die ein Land sich berufen 
kann, um Beschränkungen beizubehalten, zu ver- 
schärfen oder wieder einzuführen, ferner die in sol- 
chen Fällen anzuwendenden Untersuchungs- und 


Begründungsverfahren sowie die Modalitäten der 
Handhabung dieser Beschränkungen usw. im ein- 
zelnen festgelegt werden. Für den Fall, daß dieser 
Weg gewählt wird, sind bereits geeignete Bestim- 
mungen ausgearbeitet worden. 

Schließlich sind andere Mitgliedstaaten der 
Auffassung, daß es im Falle der Verlängerung der 
Frist für die Aufhebung der Beschränkungen vor- 
zuziehen sei, anstatt allgemeine Vorschriften im 
Abkommen niederzulegen, Protokolle in Form von 
Anhängen ins Auge zu fassen, in denen von vorn- 
herein die besonderen Fälle festgelegt würden, in 
denen Abweichungen zulässig wären. 

46. übrigens haben die gegenwärtigen Arbeiten 
über die Ausfuhrbeschränkungen zur generellen 
Konzipierung eines Beschwerdeverfahrens geführt, 
das den Ländern offensteht, die sich auf Grund der 
Anwendung von Ausfuhrbeschränkungen durch ein 
anderes Mitgliedsland der Zone als geschädigt be- 
trachten. Im Rom-Vertrag ist kein besonderes Ver- 
fahren dieser Art für Ausfuhrbeschränkungen fest- 
gelegt. 

47. Schließlich hat die französische Delegation 
vorgeschlagen, daß die Länder, in denen für be- 
stimmte Ausfuhren nach Nichtmitgliedsländern der 
Zone Beschränkungen bestehen, auch die Ausfuhr 
dieser Erzeugnisse nach Mitgliedsländern der Zone 
einer Kontrolle unterwerfen können, um sich zu 
versichern, daß diese Erzeugnisse nicht nach den 
von diesen Beschränkungen betroffenen dritten 
Ländern reexportiert werden. 


c) Ständige Ausnahmen 

48. Es besteht Einverständnis, in das Abkommen 
über die Freihandelszone die im Rom-Vertrag fest- 
gelegten Ausnahmegründe zu übernehmen. Es han- 
delt sich um Gründe der öffentlichen Sittlichkeit, 
Ordnung und Sicherheit, des Schutzes der Gesund- 
heit und des Lebens von Menschen und Tieren, der 
Erhaltung des Pflanzenwuchses, um den Schutz des 
nationalen Kulturgutes von künstlerischem, ge- 
schichtlichem oder archäologischem Wert, oder die 
Sicherung von gewerblichen Schutzrechten. 

Andererseits sind die Auffassungen hinsicht- 
lich der Zweckmäßigkeit, im Abkommen über die 
Freihandelszone andere Ausnahmebegründungen 
vorzusehen, die zwar im GATT, nicht aber im Rom- 
Vertrag enthalten sind, geteilt. Es handelt sich um 
Beschränkungen, die aus Gründen der Erhaltung 
der von einer Erschöpfung bedrohten natürlichen 
Hilfsquellen (wenn solche Maßnahmen zusammen 
mit Erzeugungsbeschränkungen oder Beschränkun- 
gen des inländischen Verbrauchs getroffen werden), 
oder durch die Anwendung von Normen oder Re- 
gelungen betreffend die Klassifizierung, die Kon- 
trolle oder den Verkauf der für den internationa- 
len Handel bestimmten Erzeugnisse gerechtfertigt 
sind oder sich auf Waren beziehen, die in Gefäng- 
nissen hergestellt werden. 

Anträge auf Befreiungen vom Verbot der 
mengenmäßigen Beschränkungen, die aus wäh- 
rungspolitischen Gründen und aus Gründen der 
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nationalen Verteidigung eingeführt werden sollen, 
sind ebenfalls zu überprüfen. 


KAPITEL III 

Landwirtschaft und Fischereiwesen 

49. Die ersten im Rahmen der Arbeitsgruppe 
Nr. 22 des Rats auf dem Gebiet der Landwirtschaft 
und des Fischereiwesens durchgeführten Arbeiten 
waren einerseits von der Erklärung des Vereinig- 
ten Königreichs beherrscht, gemäß welcher die 
Agrarerzeugnisse und Nahrungsmittel von den Be- 
stimmungen für die Freihandelszone ausgeschlos- 
sen werden sollen, und andererseits von der Suche 
nach Formeln für eine Assoziierung mit der EWG, 
durch welche die Diskriminierung unter den Mit- 
gliedsländern der Zone ausgeschlossen würde. Die 
Besprechungen wurden auf einen Versuch der Über- 
tragung der besonderen Bestimmungen des Rom- 
Vertrages über die Landwirtschaft auf einen größe- 
ren Rahmen ausgerichtet. Diese Arbeiten haben 
noch kein Ergebnis erbracht, jedoch ist man zu ge- 
wissen Entwürfen von Lösungen gelangt, insbeson- 
dere für eine koordinierte Agrarpolitik, Mindest- 
preisprogramme usw. 

50. Innerhalb des Zwischenstaatlichen Regie- 
rungsausschusses ist man bei den ersten Bespre- 
chungen der landwirtschaftlichen Probleme von 
einem Dokument des Vereinigten Königreichs aus- 
gegangen, das in Form eines Abkommensentwurfs 
vorgelegt worden ist und dessen wesentliche 
Punkte wir im folgenden wiedergeben: 

a) die schrittweise Koordinierung der Politik der 
Mitgliedstaaten auf dem Agrarsektor, um die 
Produktivität zu steigern und die Erzeugung 
rationell auszuweiten; ferner die Gewährleistung 
eines die Erzeuger zufriedenstellenden Lebens- 
standards; die Schaffung einer annehmbaren 
Stabilität auf dem Markt; 

b) eine diesbezügliche Zusammenarbeit, um den 
innereuropäischen Austausch von Agrarerzeug- 
nissen zu liberalisieren und weiter auszubauen; 
Berücksichtigung der traditionellen Handels- 
ströme einschließlich der Handelsverbindungen 
mit dritten Ländern; Anwendung von Schutz- 
maßnahmen in einer Weise, um schrittweise zu 
einer wirtschaftlicheren inländischen Erzeugung 
und einer Milderung der Anomalien, die das 
freie Spiel des Wettbewerbs behindern, zu ge- 
langen; gemeinsames Streben nach Vermeidung 
übermäßiger Schwankungen in Produktion und 
Handel. 

51. In diesem Dokument wurde eine Reihe von 
konkreten Vorschlägen gemacht: 

— jährliche Untersuchung der Erzeugerpreise und 
des Handelsverkehrs; 

— Gegenüberstellung der Politik der einzelnen 
Mitgliedsländer, um den Regierungen gegen- 
über gutachtliche Äußerungen über die Ausar- 
beitung ihrer Erzeugungsprogramme und über 


die Koordinierung ihrer Politik abgeben zu 
können; 

— Anwendung der mengenmäßigen Beschränkun- 
gen in gerechter und gleichmäßiger Weise und 
Aufstellung eines Programms zur Aufhebung der 
noch in Kraft befindlichen Beschränkungen; 

— Möglichkeit des Abschlusses besonderer Verein- 
barungen bilateraler Art hinsichtlich der Erzeug- 
nisse und Prüfung dieser Vereinbarungen auf 
Antrag aller der Länder, die sich hierdurch ge- 
schädigt glauben; Schiedsgerichtsverfahren, falls 
sich Schwierigkeiten ergeben; 

— Verbot von Subventionen, die sich dahingehend 
auswirken, daß ein Ausfuhrerzeugnis zu einem 
Preis verkauft werden kann, der unter dem In- 
landspreis liegt oder die es einem Land ermög- 
lichen, sich im Exporthandel mit einem bestimm- 
ten Erzeugnis einen größeren Anteil als „recht 
und billig" ist, zu verschaffen; 

• — ein Verfahren, mit dessen Hilfe man die Mög- 
lichkeit bekommt, die Steuer- und Handelsge- 
setzgebung und sonstige Gesetze insoweit zu 
ändern, als dies notwendig ist, um zu verhindern, 
daß diese Gesetze die inländische Erzeugung 
schützen, wenn sie auf Agrarerzeugnisse ange- 
wandt werden; 

— ein Beschwerdeverfahren gegen jede Maßnahme 
(Zölle, Kontingente, Subventionen, Mindestpreis- 
system, Staatsmonopol, innerpolitische oder sani- 
täre Bestimmungen), durch die die Interessen 
eines anderen Landes geschädigt werden; 

— schließlich institutioneile Regelungen. 

52. In dem Dokument des Vereinigten König- 
reichs wurde keinerlei Vorschlag zur Aufhebung der 
Zölle gemacht; dieses Land überließ es denjenigen 
seiner Partner, welche Anhänger der Aufhebung der 
Zölle sind, Vorschläge zu unterbreiten, und das 
Vereinigte Königreich selbst erklärte sich bereit, auf 
diesem Gebiet für sich eine Ausnahmeregelung zu 
beantragen. 

53. In der Besprechung, die der Zwischenstaatliche 
Regierungsausschuß über dieses Dokument geführt 
hat, ist nicht deutlich zutage getreten, in welchen 
Punkten Einverständnis erzielt worden ist und in 
welchen Meinungsverschiedenheiten bestanden; 
hierdurch ist aber den einzelnen Ländern die Gele- 
genheit gegeben worden, ihren Standpunkt zu dem 
Agrarproblem zu präzisieren. 

54. Danach hat die schweizerische Delegation dem 
Zwischenstaatlichen Regierungsausschuß ein Memo- 
randum unterbreitet. In diesem Dokument wird un- 
ter Berücksichtigung der während der vorausgegan- 
genen Besprechungen vertretenen Standpunkte fol- 
gendes festgestellt: 

— die Vereinbarung über die Landwirtschaft inner- 
halb der Zone darf kein Hindernis für die Durch- 
führung des Rom-Vertrages darstellen; 

— zwischen den sechs Staaten der Gemeinschaft 
einerseits und den anderen Mitgliedsländern der 
OEEC andererseits- ist eine Diskriminierung zu 
vermeiden. 
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55. Es wird damit eine Vereinbarung vorgeschla- 
gen, die beispielsweise während der ersten Stufe 
der Übergangszeit gelten soll. Während dieser Zeit 
würden die Vorschriften zum Abbau der Zölle und 
Kontingente, die sich auf den Rom-Vertrag stützen, 
innerhalb der Zone zur Anwendung gelangen, damit 
innerhalb der Zone eine Diskriminierung vermieden 
würde; hierbei wird jedoch unterstellt, daß die Vor- 
schriften des Rom-Vertrages für die sechs Staaten 
der Gemeinschaft gültig bleiben würden. Am Ende 
dieser Zeit würden neue Verhandlungen aufgenom- 
men werden, um die Bedingungen für eine end- 
gültige Vereinbarung festzulegen. 

56. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat 
Ende Juli die Stellung der sechs Staaten der Ge- 
meinschaft zu den Problemen, die sich aus der Ein- 
beziehung der Landwirtschaft in einen Vertrag für 
eine Europäische Wirtschaftsvereinigung (Associa- 
tion Economique Europeenne) ergeben, dargelegt. 
In großen Linien wird folgendes gesagt; 

— Die sechs Staaten wünschen, daß die Bestim- 
mungen bezüglich der Landwirtschaft in einen 
allgemeinen Vertrag aufgenommen werden; sie 
würden sich jedoch auch nicht dem Abschluß 
zweier gesonderter Verträge widersetzen, wenn 
diese beiden Verträge eng miteinander verbun- 
den und voneinander abhängig sind. Vor allem 
müßte die Dauer der Übergangsperiode die glei- 
che sein, und der Übergang von einer Stufe zur 
anderen müßte sich gleichzeitig vollziehen. 

— Der oder die Verträge, über die gegenwärtig ver- 
handelt wird, müßten derart beschaffen sein, daß 
der Inhalt und die Durchführung des Vertrages 
von Rom und besonders die Verwirklichung der 
gemeinsamen Landwirtschaftspolitik der Gemein- 
schaft dadurch nicht abträglich berührt werden. 
Die sechs Staaten haben jedoch anerkannt, daß 
im Rahmen der Vereinigung Vergleiche hinsicht- 
lich der Agrarpolitik aller Länder in der Weise 
vorgesehen werden sollen, daß die von den ein- 
zelnen Staaten getroffenen Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Landwirtschaftspolitik sich gegen- 
seitig beeinflussen können. 

— Hinsichtlich des allgemeinen Inhalts eines Ver- 
trages über die Landwirtschaft müßte dieser 
einerseits die Grundsätze und allgemeinen Ziele, 
die für die ganze Dauer gelten, und andererseits 
gewisse genau festgelegte Verpflichtungen für 
die erste Stufe enthalten. Genaue Verpflichtun- 
gen für die nächsten Stufen müßten vor Ende 
der ersten Stufe festgelegt werden. 

57. Die allgemeinen Ziele eines Vertrages über 
die Landwirtschaft müßten sich mit denen von Arti- 
kel 39 des Rom-Vertrages decken. Es wäre jedoch 
angebracht, das folgende Ziel hinzuzufügen; 

„Eine weitere Liberalisierung und Entwicklung 
des Warenaustausches zwischen den Mitglieds- 
ländern der Vereinigung (Assoziation), um schritt- 
weise einen rationellen Einsatz der landwirt- 
schaftlichen Produktionsfaktoren zu gewährlei- 
sten". 

58. Das von der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft unterbreitete Memorandum enthält außerdem 


konkrete Vorschläge, insbesondere hinsichtlich der 
mit dem Einsetzen der ersten Stufe anzuwenden- 
den Regeln: 

— • Systematische Untersuchungen und Vergleiche 
der von den einzelnen Ländern betriebenen 
Landwirtschaftspolitik, die sich in Anweisungen 
an die vertragschließenden Parteien gemäß noch 
festzusetzenden Regeln, welche durch ein Klage- 
und Schiedsgerichtsverfahren zu ergänzen wären, 
niederschlagen könnten; 

— Status quo auf dem Gebiet der Zölle mit Sen- 
kung gewisser sehr hoher Zölle und Schaffung 
gewisser Zollkontingente mit degressiven Zoll- 
sätzen oder mit dem Wegfall von Zöllen; 

— ein „Standstill" in bezug auf die Kontingente, 
der durch den Abschluß von bilateralen oder 
multilateralen Verträgen ergänzt wird, durch 
welche den Exportländern ein vernünftiges Ex- 
portvolumen garantiert wird; 

— Ausarbeitung eines Programms zur Beseitigung 
aller noch in Kraft befindlichen mengenmäßigen 
Beschränkungen im Rahmen der Ingangsetzung 
einer zwischen den Ländern abgestimmten Land- 
wirtschaftspolitik; 

— periodische Prüfung der Höhe gewisser Erzeu- 
gungssubventionen im Rahmen des Vergleichs 
der von den einzelnen Staaten betriebenen Land- 
wirtschaftspolitik; 

— Schaffung eines Klageverfahrens hinsichtlich der 
Exporthilfen; 

— Möglichkeit, die die Entwicklung des Warenaus- 
tausches durch Abschluß von Verträgen und 
langfristigen Kontrakten für Erzeugnisse, in be- 
zug auf welche einerseits Bestimmungen beste- 
hen, die den Inlandserzeugern den Absatz ihrer 
Erzeugnisse sichern, und die andererseits einge- 
führt werden müssen, gewährleistet; 

— Fertigstellung von Regeln, welche die Abschaf- 
fung der Zölle, die Beseitigung der mengen- 
mäßigen Beschränkungen und die Einstellung der 
Subventionen für Erzeugung und Export im Ein- 
klang mit der Entwicklung einer in sich abge- 
stimmten Landwirtschaftspolitik, die auch die 
Koordinierung der Absatzorganisationen der 
einzelnen Länder umfassen könnten, vor Ab- 
lauf der ersten Stufe gewährleistet würden. 

59. Schließlich ist dem Zwischenstaatlichen Regie- 
rungsausschuß auf seiner Oktobertagung ein neues 
Dokument unterbreitet worden. Es handelt sich um 
eine gemeinsame Note der dänischen, der norwe- 
gischen und der schwedischen Delegation zu der 
Stellungnahme der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft vom Juli. 

In dieser Note wird von den Delegationen der 
skandinavischen Länder zwar bedauert, daß es zur 
Zeit nicht möglich ist, eine multilaterale Vereinba- 
rung über die Landwirtschaft zu treffen, die sich 
weitgehend auf die Grundsätze des Vertrags von 
Rom stützte, jedoch halten diese Delegationen es 
für möglich, im Rahmen einer gleichzeitig multi- 
lateralen und bilateralen Vereinbarung eine befrie- 
digende Lösung zu finden, und sie meinen, daß die 
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Vorschläge der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft eine Verhandlungsgrundlage bilden können. 

Klärungen und Änderungen erscheinen ihnen indes- 
sen notwendig. 

60. Die skandinavischen Länder haben im wesent- 
lichen folgende Ansichten geäußert: 

— Es ist notwendig, die auf dem Gebiet der ge- 
werblichen Wirtschaft und die auf dem Gebiet 
der Landwirtschaft zu treffenden Vereinbarun- 
gen, besonders bezüglich ihres Inkrafttretens und 
der Folge ihrer Stufen, eng miteinander zu ver- 
binden; 

— die Liste der unter die landwirtschaftliche Ver- 
einbarung fallenden Erzeugnisse könnte auf der 
Grundlage der Liste zu Anlage II des Vertrags 
von Rom ausgehandelt werden (wobei beson- 
ders Fische und andere Meereserzeugnisse aus- 
zuklammern wären). Diese Liste könnte später 
durch Beschluß des Rates der Assoziation geän- 
dert werden; 

— die allgemeinen Grundsätze für die fortschrei- 
tende Koordinierung der Landwirtschaftspolitik 
und für die Beseitigung der Hemmnisse im Wa- 
renverkehr sollten in dem Abkommen formuliert 
werden; insbesondere wäre es zweckmäßig, das 
kurzfristige Ziel der Förderung des Warenver- 
kehrs mit dem langfristigen Ziel der Abschaffung 
der mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen 
und der Zölle zu verbinden; 

— das Abkommen sollte Garantien für die Auf- 
rechterhaltung des traditionellen Warenverkehrs 
und für den fortschreitenden Ausbau dieses Ver- 
kehrs enthalten; 

— während der ersten Stufe sollten bilaterale Ab- 
kommen die Einräumung von Einfuhrkontingen- 
ten und Zollkontingenten auf Grund des vorste- 
hend dargelegten Prinzips vorsehen. Die Richt- 
linien für den Abschluß dieser Abkommen wür- 
den in dem multilateralen Abkommen festgelegt: 
bei nichtliberalisierten Erzeugnissen Kontin- 
gente, die anhand des Umfangs der während 
eines früheren Zeitraums durchgeführten Einfuh- 
ren festzusetzen sind. Revidierung dieser Kon- 
tingente, damit die Ausfuhrländer in den Genuß 
der Vorteile des Anstiegs des internen Konsums 
gelangen. Bei liberalisierten oder nichtliberali- 
sierten Erzeugnissen Gewährung von Zollkon- 
tingenten, in deren Rahmen die Zölle gemäß den 
Bestimmungen des Vertrags von Rom fortschrei- 
tend zu senken wären; 

— man müßte nach einer wirksamen Methode der 
vorherigen Bekanntgabe und der Gegenüberstel- 
lung der Produktionsbeihilfen verfahren; 

— • die Länder sollten sich verpflichten, keine Aus- 
fuhrbeihilfen zu gewähren, die geeignet wären, 
den Umfang des Warenverkehrs gegenüber dem- 
jenigen eines als Norm geltenden früheren Zeit- 
raums zu steigern. Ein Programm für die Ab- 
schaffung der Ausfuhrbeihilfen sollte während 
der ersten Stufe aufgestellt werden; 

— ein wirksames institutionelles System sollte ge- 
schaffen werden. 


61. Nach einem neuen Meinungsaustausch über 
die ihm unterbreiteten Vorschläge, besonders die- 
jenigen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der skandinavischen Länder, hat der Zwischen- 
staatliche Regierungsausschuß die Arbeitsgruppe 
Nr. 22 beauftragt, genau die Punkte festzustellen, 
bei denen eine Einigung erzielt werden könnte, und 
ihm diejenigen mitzuteilen, bei denen die Verhand- 
lung fortgesetzt werden müßte. 

62. übrigens haben die norwegische und die 
isländische Delegation je ein Memorandum vorge- 
legt, in dem gefordert wird, daß Fische und Fischerei- 
erzeugnisse anderen und großzügigeren Bestimmun- 
gen unterliegen sollen als die Agrarerzeugnisse. 
Diese Delegationen haben in der Folgezeit ihre Ab- 
sicht zum Ausdruck gebracht, ein neues Memoran- 
dum vorzulegen, in welchem ihre Auffassung prä- 
zisiert wird. Dieses Memorandum soll von der im 
März 1958 gebildeten Sonderarbeitsgruppe geprüft 
werden, die den Auftrag hat, Vorschläge zu unter- 
breiten, die die weitestmögliche Liberalisierung des 
Handels mit diesen Erzeugnissen sicherstellen und 
damit einen Ausbau des Handels mit Fischen und 
Meereserzeugnissen ermöglichen. 


KAPITEL IV 

Die Freizügigkeit, der freie Dienstleistungs- 
und Kapitalverkehr 

ABSCHNITT A. 

Die Arbeitskräfte 

63. Hinsichtlich der Freizügigkeit der Arbeitneh- 
mer und des Rechts der eingewanderten Arbeit- 
nehmer, sich nach bestimmter Zeit in dem betref- 
fenden Aufnahme-Land niederzulassen, hat die ita- 
lienische Delegation mit Unterstützung der griechi- 
schen darauf hingewiesen, daß die Billigung des 
Prinzips dieser Freizügigkeit eine Voraussetzung 
für den Anschluß ihres Landes an die Freihandels- 
zone sei. Die österreichische, dänische, norwegische 
und schweizerische Delegation haben die Probleme 
unterstrichen, die sich für einige Länder aus der 
Anwendung eines solchen Prinzips ergeben dürften. 

64. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß hat 
seinen Vorsitzenden beauftragt, nach Konsultation 
der beteiligten Delegationen Vorschläge über das 
Verfahren zu unterbreiten, das bei der Prüfung der 
die Arbeitskräfte betreffenden Probleme anzuwen- 
den ist. Der Ausschuß hat später beschlossen, daß 
die in bezug auf diese Frage eingeleiteten Ver- 
handlungen unter der Führung des italienischen 
Delegierten wieder aufgenommen werden sollen. 


ABSCHNITT B. 

Das Niederlassungsrecht 

65. Der Rom-Vertrag sieht die schrittweise Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
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heit während der Übergangszeit vor; dies bedeutet 
die Aufnahme und Ausübung selbständiger Tätig- 
keiten sowie die Gründung und Leitung von Unter- 
nehmen, und zwar insbesondere von Gesellschaften 
im Sinne des Vertrages. Eine „StandstilT'-Klausel ver- 
bietet die Anwendung von neuen Beschränkungen; 
die Aufhebung der Beschränkungen erfolgt gemäß 
einem allgemeinen Programm, und schließlich sind 
einige Ausnahmen vorgesehen. 

66. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
hat eine Arbeitsgruppe mit nachstehendem Auf- 
trag gebildet: 

„die Frage zu prüfen, welche Vorschriften über- 
das Niederlassungsrecht von den Mitgliedstaaten 
der Freihandelszone eingeführt werden müßten, 
um den Gesellschaften und Staatsangehörigen 
eines jeden Mitgliedstaates die Möglichkeit zu 
einer wirtschaftlichen Tätigkeit in den Wirt- 
schaftszweigen zu geben, für die die Beschrän- 
kungen des freien Waren- und Dienstleistungs- 
verkehrs zwischen den Mitgliedstaaten aufge- 
hoben werden sollen." 

67. Ganz allgemein wird der Auftrag wie folgt 
ausgelegt: Was den Handel und die Herstellung 
der Waren und Dienstleistungen betrifft, sollen die 
Beschränkungen des Niederlassungsrechts während 
der Übergangszeit schrittweise in den Fällen ab- 
geschafft werden, in denen das Abkommen die Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Austausches 
zwischen den Mitgliedstaaten vorsieht. Diese dür- 
fen auf dem Gebiet des Niederlassungsrechts keine 
Beschränkungen anwenden, die sich mittelbar oder 
unmittelbar dahingehend auswirken, daß sie inlän- 
dischen Unternehmen, die diese Tätigkeit ausüben, 
einen besonderen Schutz bieten. Die Bedingungen 
für die Niederlassung in den Mitgliedsländern 
müssen genau die gleichen sein wie diejenigen, 
welche für ihre eigenen Staatsangehörgen gelten. 

68. In den Vorschlägen an den Zwischenstaat- 
lichen Regierungsausschuß, welche in bezug auf ge- 
wisse Punkte noch den Vorbehalten einiger Dele- 
gationen unterliegen, legt die Arbeitsgruppe die 
wirtschaftlichen Tätigkeiten fest, die in den Genuß 
der Niederlassungsfreiheit gelangen sollen. Diese 
Freiheit soll vorbehaltlich gewisser Bedingungen 
natürlichen Personen, Gesellschaften und sonstigen 
Personenvereinigungen, welche sich gewinnbrin- 
gender gewerblicher Tätigkeit widmen, gewährt 
werden. Die Vorschläge der Arbeitsgruppe umfas- 
sen nicht den Zugang zu unselbständiger Beschäf- 
tigung. In den Vorschlägen ist jedoch keine Bedin- 
gung vorgesehen, durch die Lohn- oder Gehalts- 
empfänger gehindert werden, eine selbständige 
Tätigkeit aufzunehmen. 

69. Für die Fälle, in denen ein Land auf Grund 
von Unterschieden in der Gesetzgebung der einzel- 
nen Länder der Ansicht ist, daß das Gleichgewicht der 
Vorteile, die sich aus den Bestimmungen überdieNie- 
derlassungsfreiheit ergeben, erheblich zum Schaden 
seiner eigenen Staatsangehörigen gestört ist, wird 
ein Beschwerdeverfahren vorgeschlagen. In diesem 
Falle kann sich das Land unter gewissen Bedin- 
gungen weigern, den Staatsangehörigen der Län- 
der, gegen die es diesbezügliche Vorwürfe erhebt, 


eine günstigere Behandlung zu gewähren, als seine 
eigenen Staatsangehörigen im Gebiet dieser Län- 
der genießen. 

70. Die Annahme einer „Standstill"-Klausel, die 
Festsetzung eines Programms vor Ende der ersten 
Stufe der Übergangsperiode und Ausnahmerege- 
lungen aus Gründen der öffentlichen Sicherheit, 
der öffentlichen Ordnung und der öffentlichen Ge- 
sundheit wurden ebenfalls vorgeschlagen. 

Schließlich sollen besondere Ausnahmebe- 
stimmungen in den Vertrag aufgenommen werden, 
die die Aufrechterhaltung von Beschränkungen in 
dem Maße zulassen, wie sie nötig sind, um 

— den Erwerb von Grundstücken und Liegenschaf- 
ten, die lebenswichtige Hilfsquellen für die 
Volkswirtschaft darstellen, durch Ausländer, 

— die Monopolisierung von Produktionselementen 
oder von Märkten auf gewissen Sektoren der 
Volkswirtschaft oder in gewissen Teilen des 
nationalen Hoheitsgebietes durch Ausländer, 

— eine schwere Gleichgewichtsstörung in der so- 
zialen und demographischen Struktur des Landes 

zu verhindern. 

Jedoch muß ein Land, das diese Ausnahme- 
bestimmungen in Anspruch nimmt, sich einer stren- 
gen Kontrolle der Organe der Freihandelszone 
unterwerfen, die in dieser Hinsicht ein-e Entschei* 
dungsbefugnis besitzen. 

71. Bei der Prüfung der von der Arbeitsgruppe 
vorgelegten Artikelentwürfe durch den Zwischen- 
staatlichen Regierungsausschiiß forderten die Mit- 
gliedsländer der EWG: 

— es solle festgeiegt werden, daß die Lohn- und 
Gehaltsempfänger eines Mitgliedslandes, die in 
einem anderen Mitgliedsland ein Beschäfti- 
gungsverhältnis aufgenommen haben, später 
dort bleiben dürfen, um eine selbständige Tätig- 
keit auszuüben; 

— es solle ein besonderes Beschwerdeverfahren 
geschaffen werden, um Meinungsverschiedenhei- 
ten bei der Auslegung der Artikelentwürfe zu 
beseitigen; 

— es solle beim Übergang von der ersten zur zwei- 
ten Stufe der Übergangszeit eine erneute Über- 
prüfung der Bestimmungen vorgenommen wer- 
den. 

Ferner schlugen sie verschiedene Änderungen 
an den Artikelentwürfen vor, besonders die Strei- 
chung der in bezug auf den Erwerb von unbeweg- 
lichem Vermögen, die für die Volkswirtschaft des 
betreffenden Landes lebenswichtige Hilfsquellen 
darstellen, vorgesehene Ausnahmebestimmung. 


ABSCHNITT C. 

Dienstleistungen 

72. Im Rom-Vertrag wird bestimmt, daß die Be- 
schränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs 
während der Übergangszeit gegenüber in der Ge- 
meinschaft ansässigen Angehörigen der Mitglied- 
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Staaten schrittweise abgebaut werden. Die sich aus 
diesen Bestimmungen ergebenden Vorteile können 
auch Angehörigen eines dritten Staates gewährt 
werden, die sich innerhalb der Gemeinschaft nie- 
dergelassen haben. Die wesentlichen Kriterien sind 
zugleich die Nationalität und der Wohnsitz. Das auf 
die . mit dem Kapitalverkehr verbundenen Dienst- 
leistungen der Banken und Versicherungen anzu- 
wendende Verfahren soll mit der schrittweisen Libe- 
ralisierung des Kapitalverkehrs abgestimmt wer- 
den. Durch eine „StandstilL'-Klausel wird die An- 
wendung von neuen Beschränkungen untersagt; an- 
dererseits wird vor Ende der ersten Stufe ein allge- 
meines Programm aufgestellt werden müssen, das 
mit Vorrang diejenigen Dienstleistungen berück- 
sichtigt, welche die Produktionskosten unmittelbar 
beeinflussen oder deren Liberalisierung zur För- 
derung des Warenverkehrs beiträgt. Solange noch 
kein Programm besteht, kann der Rat im Wege 
von Richtlinien gemäß den für die Gemeinschaft 
vorgesehenen Verfahren entscheiden. 

73. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
ist hinsichtlich der folgenden die Freihandelszone 
betreffenden Punkte zu einem Einverständnis ge- 
langt: 

a) die laufenden unsichtbaren Transaktionen sollen 
vor Ablauf der Übergangszeit liberalisiert wer- 
den; 

b) die mit den laufenden Transaktionen verbunde- 
nen Transfers sollen zur gleichen Zeit wie die 
entsprechenden Transaktionen liberalisiert wer- 
den; 

c) die nicht unmittelbar mit Transaktionen verbun- 
denen laufenden Transfers sollen vor Ablauf der 
Übergangszeit liberalisiert werden; 

d) die gewerblichen Kredite mit höchstens einjäh- 
riger Laufzeit sollen als laufende Transaktionen 
betrachtet werden; 

e) die zu einem gegebenen Zeitpunkt noch nicht 
liberalisierten laufenden Transaktionen und 
Transfers sind so großzügig wie möglich zu 
handhaben. 

74. Jede in einem Mitgliedsland ansässige Person 
soll das Recht haben, 

a) in einem anderen Mitgliedsland ansässigen Per- 
sonen Dienstleistungen in einem oder dem an- 
deren der beiden in Rede stehenden Länder oder 
auch anderswo anzubieten; 

b) Dienstleistungen von in einem anderen Mit- 
gliedsland ansässigen Personen in einem oder 
dem anderen der beiden beteiligten Länder oder 
auch anderswo in Anspruch zu nehmen; 

c) über den Devisenmarkt Transfers an in anderen 
Mitgliedsländern ansässige Personen zur Beglei- 
chung von Forderungen, die sich aus Dienstlei- 
stungen gemäß (a) und (b) ergeben, vorzuneh- 
men oder, wenn die Transaktion dies erfordert, 
für den persönlichen Gebrauch der genannten 
Personen Mittel in ein anderes Mitgliedsland zu 
transferieren. 


75. In bezug auf die laufenden Transaktionen und 
die Transfers wird der Anwendung dieser Grund- 
sätze eine eingehende Liste zugrunde gelegt; es han- 
delt sich hierbei um die Liste der OEEC, in der 
einige Positionen, die Kapitalgeschäfte betreffen, 
weggelassen und die Restriktivklausel gestrichen 
sind. Durch den Vertrag werden mit Beginn der 
Übergangszeit die bereits auf Grund des Kodex für 
38 Positionen getroffenen Liberalisierungsmaßnah- 
men bestätigt; und die diesbezüglich von den ein- 
zelnen Ländern gemachten Vorbehalte müssen ge- 
gebenenfalls unter Berücksichtigung eines Aus- 
nahmegenehmigungsverfahrens zurückgenommen 
werden. 

76. Sieben laufende Positionen, die noch nicht 
durch den Kodex der OEEC liberalisiert sind, und 
die besondere Schwierigkeiten bieten (Filme, ver- 
schiedene Gruppen von Versicherungen und Rei- 
severkehr), werden zu Beginn der Übergangsperiode 
nicht liberalisiert. Es werden durch die auf Grund 
des Vertrages errichtete zuständige Stelle Liberali- 
sierungsprogramme aufgestellt, und die in Frage 
kommenden Positionen müssen sodann vor Ablauf 
der Übergangszeit liberalisiert sein. 

77. Hinsichtlich bestimmter Aspekte des See- und 
Luftverkehrs, die zur Zeit von der Konferenz für 
Europäische Zivile Luftfahrt geprüft werden, müs- 
sen noch Entscheidungen getroffen werden. 

78. Es wurde der Grundsatz eines „StandstilP' ge- 
billigt. Das Stichdatum für seine Anwendung wäre 
noch festzulegen. Das Problem der Nichtdiskrimi- 
nierung, das der Ausnahmeregelungen, die Frage 
des Beschwerderechtes und das Problem der Vor- 
behalte werden geprüft, sobald die entsprechenden 
Vorschriften für den Warenverkehr genauer fest- 
gelegt sind. Der Begriff des Niederlassungsrechtes 
im Zusammenhang mit der Liberalisierung der lau- 
fenden Transaktionen und Transfers wird ebenfalls 
untersucht. 


ABSCHNITT D. 

Der Kapitalverkehr 

79. Gemäß dem Rom-Vertrag werden die Be- 
schränkungen des Verkehrs mit Kapital, das Per- 
sonen gehört, die in den Mitgliedstaaten ansässig 
sind, schrittweise in dem Maße aufgehoben, wie 
dies für das reibungslose Funktionieren des Ge- 
meinsamen Marktes notwendig ist. Es werden fer- 
ner alle Diskriminierungen in der Behandlung auf 
Grund der Staatsangehörigkeit oder des Wohnortes 
der Parteien oder des Anlageortes des Kapitals ab- 
geschafft. Der Vertrag sieht die schrittweise Koor- 
dinierung der von den Mitgliedstaaten auf dem Ge- 
biete des Kapitalverkehrs zwischen ihnen und drit- 
ten Ländern verfolgten Politik vor. Der Rat wird 
für die Anwendung dieser Bestimmungen gemäß 
den für die Gemeinschaft vorgesehenen Verfahren 
Richtlinien erlassen. Die mit den Kapitalbewegun- 
gen verbundenen laufenden Zahlungen werden spä- 
testens am Ende der ersten Stufe liberalisiert wer- 
den. Die Mitgliedstaaten werden sich bemühen, 
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keine neue Beschränkung des Kapitalverkehrs und 
der mit diesen Bewegungen verbundenen laufenden 
Zahlungen einzuführen. 

80. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß ist 
hinsichtlich der die Freihandelszone betreffenden 
nachstehenden Punkte zu einem Einverständnis ge- 
langt: 

a) Die Kapitalgeschäfte und Transfers sollen min- 
destens soweit liberalisiert werden, als dies not- 
wendig ist, um jederzeit das reibungslose Funk- 
tionieren der Freihandelszone zu gewährleisten; 

b) die mit den langfristigen direkten Investitionen 
verbundenen Kapitalgeschäfte und Transfers sol- 
len zu Beginn der Übergangsperiode liberalisiert 
werden, abgesehen von Ausnahmefällen, in de- 
nen das betroffene Mitgliedsland der Auffassung 
ist, daß die Transaktionen oder der Transfer seine 
Interessen schädigt; 

c) die Rückführung von nach dem 6. Dezember 
1957 für genehmigte Direkt-Investitionen trans- 
feriertem Kapital soll einschließlich der Kapital- 
gewinne zu Beginn der Übergangsperiode libera- 
lisiert werden; 

d) die Rückführung der nach dem 1. Juli 1950 für 
genehmigte Direkt-Investitionen transferierten 
Kapitalbeträge soll einschließlich der Kapitalge- 
winne bis Ende der Übergangszeit liberalisiert 
werden; 

e) alle zu einem bestimmten Zeitpunkt noch nicht 
liberalisierten Kapitalgeschäfte und Transfers 
sollen so großzügig wie möglich behandelt 
werden. 

Die während der Übergangszeit hinsichtlich der 
Regelung für Direkt-Investitionen [vorstehender 
Absatz (b) und der Rückführung von Kapitalbeträ- 
gen (vorstehende Absätze (c) und (d)] erzielten Fort- 
schritte werden einer nochmaligen Prüfung unter- 
zogen. 

81. Die Anwendung dieser Grundsätze auf den 
Kapitalverkehr macht eine periodische Überprüfung 
erforderlich, da man sich vergewissern muß, ob die 
Geschäfte und Transfers tatsächlich auch so weit 
liberalisiert sind, daß ein gutes Funktionieren der 
Freihandelszone jederzeit gewährleistet ist. Für die 
Aufhebung der Beschränkungen der Rückführung 
von Kapital, das nach dem 1. Juli 1950 zur Ausfüh- 
rung genehmigter Direkt-Investitionen transferiert 
wurde, muß ein Programm aufgestellt werden. 

82. Der Grundsatz eines „StandstilP' ist in dem 
Sinne gebilligt worden, daß die Mitgliedstaaten 
sich bemühen sollen, die zu Beginn der Übergangs- 
zeit in Kraft befindlichen Beschränkungen des Ka- 
pitalverkehrs nicht zu verschärfen. 

83. Es ist ein Bericht ausgearbeitet worden, der 
unter Zugrundelegung der vom Zwischenstaat- 
lidien Regierungsausschuß angenommenen Grund- 
sätze Artikelentwürfe sowohl über die Unsicht- 
baren Transaktionen und die laufenden Transfers 
(siehe Abschnitt C. — oben) als auch über die 
Kapitaloperationen und die damit zusammenhän- 
genden Transfers enthalten wird. 


KAPITEL V 

Der Verkehr 

84. Der Rom-Vertrag sieht eine gemeinsame Ver- 
kehrspolitik mit gemeinsamen Vorschriften für den 
internationalen Verkehr zwischen den Mitglied- 
staaten und für den Transitverkehr vor. Ferner 
werden die Bedingungen für die Zulassung von 
Verkehrsunternehmern zum Verkehr innerhalb 
eines Mitgliedstaates, in dem sie nidit ansässig 
sind, festgelegt. Es werden für die Übergangszeit 
gemeinsame Regeln und Bedingungen aufgestellt. 
Hinsichtlich der besonderen Vorrechte, die inlän- 
dischen Verkehrsunternehmen eingeräumt werden, 
wird ein „StandstilP' eingeführt. Die Diskriminie- 
rung aus Gründen der Staatsangehörigkeit auf dem 
Gebiet der Verkehrstarife und Verkehrsbedingun- 
gen für vergleichbare Leistungen wird abgeschafft. 
Die Frachten und Beförderungsbedingungen dürfen 
nicht derart sein, daß sie Unternehmen bzw. Indu- 
striezweige schützen. Zur Aufrechterhaltung des Le- 
bensstandards und Beschäftigungsniveaus in be- 
stimmten Gebieten und zur Gewährleistung einer 
ausreichenden Auslastung der Verkehrseinrichtun- 
gen sind Sicherungsmaßnahmen in Aussicht genom- 
men. 

85. In der Freihandelszone sind die Binnenver- 
kehrsfragen einer besonderen Prüfung unterzogen 
worden, deren Ergebnis einige vorläufige Vor- 
schläge sind. 

Man hielt es nicht für notwendig, sich auf 
eine gemeinsame Verkehrspolitik festzulegen; in- 
des sollen die Organe der Zone die Aufstellung 
und Anwendung bestimmter gemeinsamer Regeln 
für den internationalen Verkehr auf Binnenwasser- 
wegen, Straßen und Eisenbahnen gewährleisten. 
Die Fortschritte in der Liberalisierung hängen von 
diesen Regeln und der Lösung verschiedener damit 
zusammenhängender Probleme ab. Diese Regeln 
wären mit denen des Gemeinsamen Marktes zu har- 
monisieren. 

Insgesamt ist in bezug auf die nachstehenden 
Punkte Einverständnis erzielt worden; 

a) vor Ende der zweiten Stufe 

— Abschaffung der diskriminierenden Maßnah- 
men, die sich nach dem Ursprungs- oder Be- 
stimmungsland richten und dazu führen, daß 
für den Transport der gleichen Waren auf 
den gleichen Transportwegen innerhalb der 
Zone unterschiedliche Preise gewährt wer- 
den und unterschiedliche Bedingungen gelten; 

b) zu Beginn der zweiten Stufe 

— Abschaffung der Frachten und der Beförde- 
rungsbedingungen, durch die Unternehmen 
der Industriezweige subventioniert bzw. ge- 
schützt werden sollen, soweit nicht von den 
zuständigen Stellen der Zone eine Sonder- 
genehmigung erteilt wird. Diese prüfen von 
sich aus oder auf Antrag eines Mitgliedstaa- 
tes diese Frachten und Beförderungsbedin- 
gungen, und zwar einerseits unter Berück- 
sichtigung der Erfordernisse der regionalen 


53 



Drucksache 958 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Wirtschaftspolitik, der Bedürfnisse der min- 
derentwickelten Gebiete sowie der Probleme 
der durch politische Umstände schwer betrof- 
fenen Gebiete und andererseits im Lichte der 
Auswirkungen dieser Frachten und Beför- 
derungsbedingungen auf den Wettbewerb 
zwischen den einzelnen Verkehrsarten; 

c) die Hilfen, die die Koordinierung des Verkehrs 
erleichtern sollen oder die Entgelte für gewisse 
mit dem Begriff des öffentlichen Dienstes ver- 
bundenen Dienstbarkeiten entsprechen, werden 
als mit dem Abkommen vereinbar betrachtet; 

d) Abgaben oder Gebühren, die ein Verkehrs- 
unternehmen beim Grenzübergang in Rechnung 
stellt, dürfen, soweit es sich nicht um Beförde- 
rungskosten handelt, unter Berücksichtigung der 
tatsächlich entstandenen Kosten eine angemes- 
sene Höhe nicht übersteigen. Die Mitgliedstaa- 
ten werden bemüht sein, diese Kosten schritt- 
weise zu verringern; 

e) die durch das Abkommen vorgesehenen Regeln 
und Bedingungen sollen die wirtschaftliche Lage 
des Verkehrsunternehmens berücksichtigen. 

86. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
hat gefordert, daß die Untersuchung der Bedürf- 
nisse der an der Peripherie gelegenen Gebiete oder 
solcher Wirtschaftsräume, deren Verkehrsstruktur 
infolge von geographischen oder politischen Bedin- 
gungen ungünstig ist, weiter fortgeführt wird. 


KAPITEL VI 

Fragen des Wettbewerbs 


ABSCHNITT A. 

Vorschriften für Unternehmen 

a) Wettbewerbsbeschränkende Geschäftspraktiken 

87. Im Vertrag von Rom wird bestimmt, daß 
einige näher bezeichnete Arten von Vereinbarun- 
gen, Praktiken usw. mit dem Gemeinsamen Markt 
unvereinbar und damit verboten sind. Die dieser- 
art verbotenen Vereinbarungen sind automatisch 
nichtig. Jedoch kann unter bestimmten Umständen 
das Verbot auch von den zuständigen Organen der 
Gemeinschaft ausgesprochen werden. Analoge Be- 
stimmungen bestehen für die Monopole. 

88. Eine Arbeitsgruppe des Zwischenstaatlichen 
Regierungsausschusses sieht für die Freihandels- 
zone die Aufteilung der Lösung des Fragenkom- 
plexes in zwei Phasen vor; zunächst denkt sie an 
eine Versuchsperiode während der ersten Stufe der 
Übergangszeit, an deren Ende die Grundsätze und 
das Verfahren im Lichte der gewonnenen Erfahrun- 
gen in Zusammenarbeit mit der EWG überprüft 
werden. Während dieser ersten Periode soll ent- 
sprechend der Absicht der Arbeitsgruppe anerkannt 
werden, daß bestimmte wettbewerbsbeschränkende 
Geschäftspraktiken einschließlich der Monopole mit 


dem Vertrag über die Errichtung der Freihandels- 
zone in dem Maße unvereinbar sind, wie sie die Ge- 
fahr heraufbeschwören, daß entweder die Vorteile, 
die man aus der Beseitigung oder dem Nichtvor- 
handensein von Zöllen erwarten kann, zunichte ge- 
macht oder in anderer Weise die Ziele der Zone 
vereitelt werden. Die Länder, welche sich in ihren 
Interessen durch solche anomalen oder außerge- 
wöhnlichen Praktiken geschädigt glauben, würden 
das Recht haben, die Organe der Zone anzurufen. 
Diese würden eine Untersuchung einleiten und not- 
wendigenfalls Empfehlungen abgeben, um den be- 
treffenden Praktiken ein Ende zu setzen und den 
angerichteten Schaden zu beseitigen. Wenn diese 
Praktiken fortgesetzt werden, wäre das klagefüh- 
rende Land berechtigt, entweder mit Genehmigung 
der Organe, falls es diese darum ersucht hat, oder, 
wenn die Organe in dieser Angelegenheit innerhalb 
von zwei Monaten keine Entscheidung fällen, von 
sich aus Ausgleichs- und Verhütungsmaßnahmen zu 
treffen. Wenn die Organe zu einem späteren Zeit- 
punkt diese Maßnahmen mißbilligen, muß das 
klageführende Land die von ihm getroffenen Maß- 
nahmen wieder aufheben oder sie entsprechend 
dieser Entscheidung abändern. 

89. Es wird vorgeschlagen, daß die am Ende der 
ersten Stufe der Übergangsperiode durchzuführende 
Prüfung mit dem Ziel einer eventuellen Revision 
der Bestimmungen des Vertrages sich u. a. auf fol- 
gende Punkte richten soll: 

— Bestimmung der wettbewerbsbeschränkenden 
Geschäftspraktiken oder der Unternehmen, die 
eine beherrschende Stellung auf dem Markt ein- 
nehmen, wobei das Organ folgendes klarstellen 
müßte: 

— die Methoden, die geeignet sind, um Informatio- 
nen über die wettbewerbsbeschränkenden Prak- 
tiken oder über marktbeherrschende Unterneh- 
men zu erlangen; 

— das Untersuchungsverfahren; 

— die Frage, ob das Initiativrecht in bezug auf die 
Untersuchungen auf die Institutionen übertragen 
werden soll. 

Ähnliche Prüfungen könnten auch noch später vor- 
genommen werden. 

90. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
hat die von der Arbeitsgruppe vorgelegten Artikel- 
entwürfe unter dem Vorbehalt der Klärung gewis- 
ser Einzelfragen und einer späteren erneuten Über- 
prüfung nach einer Beschlußfassung zur Frage der 
Organe grundsätzlich gebilligt. 


b) öffentliche Unternehmen und gewerbliche 
Monopole 

91. Im Zwischenstaatlichen Regierungsausschuß 
herrscht Einverständnis, daß das Abkommen über 
die Freihandelszone Vorschriften zur Regelung der 
Tätigkeiten von öffentlichen Unternehmen enthal- 
ten muß; diese Vorschriften sollen grundsätzlich 
denjenigen ähnlich sein, die in den Artikeln 37 und 
90 des Rom-Vertrages vorgesehen sind. 
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92. In Artikel 37 wird grundsätzlich bestimmt, 
daß die einzelstaatlichen Monopole mit gewerb- 
lichem Charakter schrittweise so umgestaltet wer- 
den sollen, daß bei Ablauf der Übergangszeit in den 
Versorgungs- und Absatzbedingungen der Aus- 
schluß jeglicher Diskriminierung unter den Staatsan- 
gehörigen der Mitgliedstaaten gewährleistet wird. 
Ferner sehen die Mitgliedstaaten von jeder neuen 
Maßnahme ab, die diesem Prinzip der Nichtdiskri- 
minierung zuwiderläuft oder den Anwendungs- 
bereich der Artikel über die Aufhebung der Zölle 
und mengenmäßigen Beschränkungen unter den Mit- 
gliedstaaten einengt. 

93. In Artikel 90 des Rom-Vertrages wird be- 
stimmt, daß die Mitgliedstaaten, was die öffent- 
lichen Unternehmen und diejenigen Unternehmen 
betrifft, denen sie besondere oder Ausschließlich- 
keitsrechte gewähren, davon absehen, Maßnahmen 
zu treffen oder aufrechtzuerhalten, die den Vor- 
schriften des Vertrages, insbesondere jener Vor- 
schrift, die jegliche aus Gründen der Staatsangehö- 
rigkeit ausgeübte Diskriminierung verbietet, wie 
auch den Wettbewerbsregeln zuwiderlaufen. Jedoch 
darf die Anwendung dieser Regel nicht die Erfüllung 
der den öffentlichen Versorgungsbetrieben und 
Finanzmonopolen übertragenen Sonderaufgaben 
verhindern. 

94. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
hat noch nicht geprüft, ob diese Vorschriften in 
ihrer gegenwärtigen Form in das Abkommen über 
die Freihandelszone aufgenommen werden können 
oder ob sie — und gegebenenfalls in welcher Weise 
— abgeändert werden müssen. 


ABSCHNITT B. 

Dumping 

95. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
ist übereingekommen, daß das Abkommen über die 
Freihandelszone Vorschriften über das Dumping 
enthalten soll. 

Artikel 91 des Rom-Vertrages, in welchem dieser 
Gegenstand behandelt wird, verleiht der Euro- 
päischen Kommission die Vollmacht, die von ihr für 
geeignet erachteten Empfehlungen an die Urheber 
der von ihr festgestellten Dumping-Praktiken zu 
richten. Sie kann die notwendigen Schutzmaßnah- 
men genehmigen, wenn diese Empfehlungen ohne 
Wirkung bleiben. Ferner wird im Rom-Vertrag 
zwecks Abstellung der Dumping-Praktiken be- 
stimmt, daß die aus einem Mitgliedstaat in einen 
anderen Staat ausgeführten Erzeugnisse in das Ho- 
heitsgebiet des ausführenden Staates wieder einge- 
führt werden können, ohne dabei einer Verzollungs- 
pflicht oder einer Beschränkung zu unterliegen, 

96. Im Zwischenstaatlichen Regierungsausschuß 
sind verschiedene Auffassungen vertreten worden: 

— über die Art, wie das Dumping zu definieren ist, 
was im Romvertrag nicht geschehen ist. Man hat 
die Frage gestellt, ob die Definition des GATT 
übernommen oder ob eine neue Definition ge- 
schaffen werden sollte? 


— über die Frage, ob, wie im Rom-Vertrag, eine 
vorherige Genehmigung der Organe der Zone 
einzuholen ist, damit ein Land Antidumping- 
Maßnahmen treffen kann, oder ob man eine 
nachträgliche Billigung der Maßnahmen ins Auge 
fassen sollte. 

Hinsichtlich dieses letzten Punktes waren der 
griechische, der britische und der isländische Dele- 
gierte der Auffassung, daß ein Land das Recht haben 
müsse, unverzüglich Antidumping-Maßnahmen zu 
treffen und später die Begründungen dafür den Or- 
ganen der Zone zu unterbreiten. Der deutsche De- 
legierte meinte, daß vorher von einem objektiven 
Organ eine Genehmigung erteilt werden solle. 

97. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
hat vereinbart, die Prüfung dieser Frage später 
wieder aufzugreifen. 


ABSCHNITT C. 

Staatliche Beihilfen 

98. Für die Freihandelszone ist ein grundsätzliches 
Einverständnis erzielt worden über die Einführung 
von allgemeinen Regeln, die denjenigen des Rom- 
Vertrages ziemlich ähnlich sind. Es handelt sich hier- 
bei um: 

— den Grundsatz, gemäß welchem die staatlichen 
Beihilfen, die den Wettbewerb verfälschen oder 
zu verfälschen drohen, mit der Freihandelszone 
unvereinbar sind; 

— einen Katalog von Maßnahmen, die mit der 
Freihandelszone vereinbar sind; 

— einen Katalog von Maßnahmen, die als mit der 
Freihandelszone vereinbar angesehen werden 
können; 

— eine fortlaufende Überprüfung der bestehenden 
Beihilferegelungen durch die Organe der Zone. 
Hierbei schlagen sie den Mitgliedstaaten zweck- 
dienliche Maßnahmen vor, welche durch die 
fortschreitende Entwicklung und das Funktionie- 
ren der Zone erforderlich werden; 

— Einführung des Rechtes für die Organe zu ent- 
scheiden, daß eine Beihilfe, die mit der Freihan- 
delszone unvereinbar ist oder mißbräuchlich an- 
gewandt wird, nicht mehr gewährt werden darf; 

— die vorherige Zustimmung der Organe der Zone 
bei der Einführung neuer Arten von Beihilfen. 

99. Es ist eine Reihe von zusätzlichen Vorschlä- 
gen gemacht worden: 

— einerseits einige Ergänzungen zu dem Katalog 
der „mit den Zielen der Zone im Einklang ste- 
henden Maßnahmen." Hierunter fallen auch die 
Beihilfen, die unmittelbar den Unternehmen ge- 
währt werden, welche für die nationale Vertei- 
digung arbeiten. Einige Delegierte sind der An- 
sicht, daß diese Frage wie im Rom-Vertrag durch 
eine allgemeine Vorschrift erfaßt werden müßte 
(Art. 223). Das gleiche gilt für die Beihilfen zur 
Förderung der Entwicklungsländer; einige Dele- 
gierte meinen, dieser Punkt müsse im Rahmen 
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der Arbeiten der Gruppe 23 (siehe nachstehen- 
des Kapitel X) geprüft werden; 

— andererseits die zusätzliche Aufstellung eines 
Katalogs von Maßnahmen, die als nicht mit den 
Zielen der Zone vereinbar angesehen werden: 
es würde sich hierbei um die im Anhang des 
OEEC-Beschlusses C(55)6 über die Ausfuhrför- 
derungsmaßnahmen enthaltene Liste handeln, 
die eventuell abgeändert werden müßte. Einige 
Delegationen vertreten die Ansicht, daß dieser 
Katalog von Maßnahmen, die nicht mit den Zie- 
len der Zone vereinbar sind, überflüssig sei, da 
der Beschluß C(55)6 außerhalb des Vertrags über 
die Zone aufrechterhalten werden könne und 
zugleich gültig bleibe, wenn der Rat ihn bestä- 
tige; 

— außerdem die Notifizierung der Beihilfemaßnah- 
men: alle Delegierten würden dieser Klausel zu- 
stimmen und schließlich ein Beschwerdeverfah- 
ren, das einem Mitgliedsland, welches glaubt, 
daß einer seiner Handelspartner eine für sein 
Land schädigende Beihilfe anwendet, gestattet, 
die Organe der Zone anzurufen. Die Delegatio- 
nen sind über die Zweckmäßigkeit dieses Ver- 
fahrens geteilter Meinung. 

100. Es wäre darauf hinzuweisen, daß die Anwen- 
dung der vorstehend erwähnten Regeln schwierige 
institutioneile Fragen aufwirft, deren Prüfung noch 
nicht in Angriff genommen worden ist. 


ABSCHNITT D. 

Harmonisierung der Rechtsvorschriften 

101. Der Rom- Vertrag enthält besondere Bestim- 
mimgen über die Harmonisierung der Rechtsvor- 
schriften, nämlich Artikel 119 und 120 sowie Ab- 
schnitt II Abs. 1 des Protokolls über bestimmte Vor- 
schriften betreffend Frankreich. Jeder Mitgliedstaat 
wird während der ersten Stufe den Grundsatz des 
gleichen Entgelts für Männer und Frauen bei glei- 
cher Arbeit anwenden und in der Folge beibehal- 
ten. Die Mitgliedstaaten werden ferner bestrebt 
sein, die bestehende Gleichwertigkeit der Regelun- 
gen über die bezahlte Freizeit beizubehalten. 
Schließlich sind Bestimmungen vorgesehen, damit 
die Regelung der in Frankreich in Kraft befind- 
lichen 40-Stunden-Wodie sich für dieses Land am 
Ende der ersten Stufe nicht nachteilig auswirkt, 
wenn bis dahin in den anderen Mitgliedstaaten 
eine vergleichbare Regelung des Entgelts für die 
Arbeitszeit über 40 Stunden in der Woche hinaus 
nicht eingeführt worden ist. 

102. Für die Freihandelszone hat der Vorsitzende 
des Zwischenstaatlichen Re gierungsaus Schusses die 
Einführung von Vorschriften vorgeschlagen, die den 
gleichen besonderen Zielen entsprechen dürften. 
Nach diesen Vorschriften könnten die Organe der 
Zone, wenn ein Mitgliedsland geschädigt würde, 
weil ein anderes Mitgliedsland nicht die gleichwer- 
tige Regelung über die bezahlte Freizeit oder nicht 
den Grundsatz des gleichen Entgelts für Männer 
und Frauen bei gleicher Arbeit anwenden würde, 


Empfehlungen an die beteiligten Mitgliedsländer 
richten. Falls diese Empfehlungen ohne Wirkung 
bleiben sollten, so würde das geschädigte Mit- 
gliedsland durch diese Vorschriften das Recht er- 
halten, Ausgleichsmaßnahmen zu treffen. Anderer- 
seits würde Frankreich befugt sein, Schutzmaßnah- 
men ähnlich den im Rom-Vertrag vorgesehenen zu 
treffen, falls die Gleichwertigkeit des Entgelts für 
Überstunden nicht gewährleistet würde. 

103. Während der Prüfung dieser Vorschläge 
durch den Zwischenstaatlichen Regierungsausschuß 
vertraten einige Länder (namentlich Norwegen, 
Portugal, Schweden, die Schweiz) die Ansicht, daß 
es für sie schwierig sein würde, über die vom Vor- 
sitzenden gemachten Vorschläge hinauszugehen. 
Der französische Delegierte meinte seinerseits, daß 
diese Vorschläge offensichtlich ungenügend seien. 

104. Während dieser Besprechung hat der fran- 
zösische Delegierte betont, daß es sich bei den Fra- 
gen der Harmonisierung der Rechtsvorschriften 
nicht nur um besondere Fragen handele, die durch 
die Vorschläge des Vorsitzenden des Zwischen- 
staatlichen Regierungsausschusses erschöpfend be- 
handelt worden seien, sondern auch um solche, die 
das allgemeine Problem der Harmonisierung berüh- 
ren, wie es in den Artikeln 100 bis 102 des Rom- 
Vertrages geregelt wird. Es handelt sich dort um 
allgemeine Vorschriften dieses Vertrages über die 
Harmonisierung. 

105. In den Artikeln 100 bis 102, die das Kapitel 
„Angleichung der Rechtsvorschriften" bilden, wer- 
den die Bedingungen festgelegt, unter denen die 
Gesetzes- und Verwaltungs Vorschriften angeglichen 
werden sollen, die sich unmittelbar auf die Errich- 
tung bzw. das Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes auswirken, namentlich wenn eine Ver- 
schiedenheit dieser Vorschriften die Wettbewerbs- 
bedingungen auf diesem Markt verfälscht. 

106. Später hat die Europäische Wirtschaftsge- 
meinschaft ihren Standpunkt zur Harmonisierung 
der Sozialverhältnisse und zur Annäherung der 
Rechtsvorschriften bekanntgegeben. Sie schlägt vor 

— den Artikel 119 des Vertrags von Rom unver- 
ändert zu übernehmen (Gleichheit der Entloh- 
nung männlicher und weiblicher Arbeitskräfte); 

— den Artikel 120 (bestehende gleiche Wirkung 
der Regelungen für bezahlten Urlaub) unverän- 
dert zu übernehmen und eine besondere Ver- 
pflichtung für den Fall vorzusehen, daß gewisse 
Länder eine Regelung für einen bezahlten Ur- 
laub geringerer Dauer handhaben; 

— die Bestimmungen von Abschnitt II des Proto- 
kolls über gewisse Frankreich betreffende Be- 
stimmungen in den Assoziationsvertrag aufzu- 
nehmen (Entgelt für Uberstimden) ; an die Stelle 
des Beschlusses der Kommission über Schutz- 
maßnahmen würden Maßnahmen der Regierun- 
gen treten, die der nachträglichen Kontrolle des 
Ministerrates unterliegen würden; 

— in den Assoziationsvertrag den Artikeln 100 bis 
102 des Vertrags von Rom gleichwertige Be- 
stimmungen aufzunehmen (Annäherung der 
Rechtsvorschriften); das Verfahren sollte dem 
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institutioneilen Aufbau der Assoziation ange- 
paßt werden. 

107. Im Zwischenstaatlichen Regierungsausschuß 
haben mehrere Delegierte erklärt, die Vorschläge 
der Gemeinschaft könnten schwerlich akzeptiert 
werden, wogegen der französische Delegierte be- 
tonte, sie seien für seine Regierung von Bedeutung. 
Der Ausschuß hat die Europäische Wirtschaftsge- 
meinschaft aufgefordert, bevor sie die Debatte über 
diese Fragen wiederaufnehme, diese Vorschläge 
unter Berücksichtigung der früheren Vorschläge des 
Vorsitzenden des Zwischenstaatlichen Reg.ierungs- 
ausschusses (vgl. obigen Absatz 102) erneut zu prü- 
fen. 


ABSCHNITT E. 

Besondere Wettbewerbsfragen innerhalb der 
Freihandelszone 

108. Sowohl bei den Arbeiten über die Ursprungs- 

bestimmung als auch bei denen über den Carli- 
Plan haben einige Delegationen, namentlich die 
französische, auf die erheblichen Unterschiede hin- 
gewiesen, die auf einigen Sektoren in den natür- 
lichen Wettbewerbsbedingungen bestehen. Andere 
Delegationen, namentlich die norwegische, schwe- 
dische und schweizerische, sind der Ansicht, daß im 
Rahmen einer Freihandelszone kein Anlaß bestehe, 
bestimmten Sektoren einen besonderen Schutz ge- | 
gen die innerhalb dieser Zone bestehende Konkur- | 
renz zu gewähren. j 

109. In den diesbezüglichen Besprechungen ist 
deutlich zutage getreten, daß hier das Hauptpro- 
blem der freie Zugang aller zu den Grundstoffen 
bei gleichen Bedingungen ist. Falls dieses Ziel er- 
reicht werden könnte, wäre es nicht mehr notwen- 
dig, bestimmten Industriezweigen in einigen Län- 
dern besonderen Schutz zu gewähren, abgesehen 
von den Fällen, in denen ernste wirtschaftliche 
Schwierigkeiten auftreten. Diese letztere Möglich- 
keit könnte in den Vorschriften über die Schutz- 
klauseln berücksichtigt werden. Wenn die franzö- 
sische Delegation auch diese allgemeinen Grund- 
sätze billigte, so beharrte sie doch auf dem Stand- 
punkt, daß für einige Wirtschaftssektoren beson- 
dere Maßnahmen erforderlich werden könnten. 

110. Kürzlich hat die Europäische Wirtschaftsge- 
meinschaft betont, das Problem des gleichen Zu- 
gangs zu den Rohstoffen erhebe sich besonders 
auf gewissen Sektoren, auf denen es in geeigneter 
Weise gelöst werden müsse. Nach Ansicht der Ge- 
meinschaft tritt dieses Problem besonders akut 
dann auf, wenn in sämtlichen Mitgliedsländern ein 
Mangel besteht. Sie ist der Ansicht, im FHZ-Ver- 
trag sollte für diesen Fall vorgesehen werden, daß 
die Organe für gewisse Sektoren ein System der ge- 
rechten Verteilung der verfügbaren Mengen und 
Bestimmungen über die eingeräumten Bedingungen 
aufstellen sollten; die Feststellung der Mangellage 
sollte durch einstimmigen Beschluß der Organe er- 
folgen. 

111. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
hat es für notwendig gehalten, daß Bestimmungen 


über den gleichen Zugang zu den Rohstoffen vor- 
gesehen und die sich aus diesem Grundsatz erge- 
benden Probleme vom Zwischenstaatlichen Regie- 
rungsausschuß für Ursprungsfragen (vgl. obigen 
Absatz 31) im Verlauf seiner Sektorenuntersuchun- 
gen geprüft werden. 


ABSCHNITT F. 

Steuerliche Vorschriften 

112. Im Rom-Vertrag (Art. 95) wird der Grund- 
satz aufgestellt, daß die Mitgliedstaaten auf Waren 
aus Mitgliedstaaten weder unmittelbar noch mittel- 
bar höhere inländische Abgaben erheben dürfen, 
als für gleichartige inländische Waren unmittelbar 
oder mittelbar zu entrichten sind. Sie dürfen ferner 
auf Waren aus anderen Mitgliedstaaten keine in- 
ländischen Abgaben erheben, die geeignet sind, an- 
dere Produktionen mittelbar zu schützen. 

113. Wie in vorstehender Ziffer 11 ausgeführt 
wurde, ist das Problem des mittelbaren steuer- 
lichen Schutzes in Zusammenhang mit der Prüfung 
der Finanzzölle aufgeworfen worden. Der Zwi- 
schenstaatliche Regierungsausschuß hatte gebeten, 
den mittelbaren Schutz zu untersuchen, den diese 
Zölle gewähren können, sowie auch die Möglichkeit 
und Zweckmäßigkeit, in der Freihandelszone ähn- 
liche Regeln wie die im Rom-Vertrag festgelegten 
anzuwenden. 

114. Die Sachverständigen, die diese Frage ge- 
prüft haben, haben eine positive Antwort abgege- 
ben; sie vertreten die Auffassung, daß, sofern man 
das normale Spiel des Wettbewerbs gewährleisten 
will, auch für die Zone Vorschriften erlassen wer- 
den können und müssen, die denen des Rom- Ver- 
trages vergleichbar sind. 


KAPITEL VII 

Koordinierung der Wirtschaftspolitik, 
Zahlungsbilanz und Zahlungsmechanismen 

115. Im Rom-Vertrag wird festgestellt, daß wirt- 
schaftspolitische Maßnahmen, die die Kon- 
junktur beeinflussen, für alle Mitgliedstaaten von 
gemeinsamem Interesse sind. Es wird darin die 
Koordinierung der Wirtschaftspolitik im Zusammen- 
hang mit der Zahlungsbilanz befürwortet, die Prü- 
fung der Währungs- und Finanzlage der Mitglied- 
staaten vorgesehen und die Gewährung einer 
gegenseitigen Hilfe bei Zahlungsbilanzschwierig- 
keiten ins Auge gefaßt. 

116. Die Arbeitsgruppe Nr. 17 des Rates der OEEC 
hat in ihrem im Januar 1957 veröffentlichten Bericht 
zugegeben, daß die Volkswirtschaften der Mitglieds- 
länder der Freihandelszone in dem Maße, wie die 
Hindernisse im Handelsverkehr verschwinden, im- 
mer stärker voneinander abhängig werden. Es wird 
somit notwendig, zu einer engeren Koordinierung 
ihrer Wirtschafts- und Finanzpolitik zu gelangen, 
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um die Schwierigkeiten, die zunächst bei der Errich- 
tung und dann im Funktionieren der Freihandels- 
zone auftreten, zu vermeiden. 

117. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
hat Einigkeit darüber erzielt, daß eine enge Zusam- 
menarbeit auf wirtschaftlichem und finanziellem 
Gebiet zwischen den Mitgliedsländern der Zone 
notwendig ist und zu diesem Zweck institutionelle 
Einrichtungen unentbehrlich sind-, er war sich eben- 
falls darin einig, daß die zur Zeit im Rahmen der 
OEEC bestehenden Einrichtungen als Grundlage für 
diesbezügliche Untersuchungen dienen könnten. 

118. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
hat im übrigen den Standpunkt der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zu der Gegenüberstellung 
der Wirtschafts- und Finanzpolitik der einzelnen 
Länder zur Kenntnis genommen; danach soll im 
Rahmen der Zone eine fortschreitende Annäherung 
der Wirtschafts- und Finanzpolitik der einzelnen 
Länder durch ihre ständige Gegenüberstellung an- 
gestrebt werden. Ziel dieser Gegenüberstellung 
wäre es, 

— ein System zu schaffen, welches gewährleistet, 
daß der Wettbewerb in der Zone nicht verfälscht 
wird; 

— in jedem Land die allgemeine Wirtschaftsexpan- 
sion, die Hebung des Beschäftigungsniveaus, die 
Verbesserung der Beschäftigungsbedingungen, 
die Hebung des Lebensstandards, die Stabilität 
der Preise und der Zahlungsbilanz zu intensivie- 
ren und die harmonische Verteilung der Wirt- 
schaftstätigkeit im Sinne der in den einzelnen 
Mitgliedsländern gegebenen Möglichkeiten zu 
fördern, 

119. In seinem Zwischenbericht vom Januar 1958 
über die Auswirkung der Errichtung eines Gemein- 
samen Marktes und einer Freihandelszone auf den 
innereuropäischen Zahlungsverkehr sagte das Direk- 
torium der Europäischen Zahlungsunion folgendes: 

a) um ein zufriedenstellendes Funktionieren des 
Gemeinsamen Marktes und der Freihandelszone 
zu gewährleisten, muß ein geeignetes System 
des multilateralen Zahlungsverkehrs eingeführt 
werden; 

b) die Ausdehnung der Liberalisierung des Handels- 
und Zahlungsverkehrs wird die Gefahren eines 
Ungleichgewichtes in den Zahlungsbilanzen ver- 
größern. In den Mitgliedsländern wird es schwie- 
riger werden, diese Gefahren durch Verwal- 
tungsmaßnahmen, wie beispielsweise die Ver- 
schärfung der mengenmäßigen Beschränkungen 
und die Erhöhung der Zölle, zu beheben; die 
einzelnen Volkswirtschaften werden auf politi- 
sche Veränderungen in den anderen Mitglieds- 
ländern empfindlicher reagieren. Zur Behebung 
dieser Ungleichgewichte sind Währungs- und 
Finanzmaßnahmen von größter Bedeutung; 

c) cs ist somit unerläßlich, daß die Mitgliedstaaten 
ihre Maßnahmen koordinieren und jeder von 
ihnen den Interessen seiner Handelspartner 
Rechnung trägt. 


Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß hat 
grundsätzlich die Stellungnahmen des EZU-Direk- 
toriums gebilligt. 

120. Bei der weiteren Prüfung dieser Fragen hat 
der Vertreter des Vereinigten Königreichs dem Di- 
rektorium Vorschläge unterbreitet, die die folgen- 
den wesentlichen Punkte enthalten: 

a) es wäre angebracht, die EZU so umzugestalten, 
daß sie zugleich in ihrer Höhe begrenzte kurzfri- 
stige automatische Kredite und nicht automa- 
tische mittelfristige Kredite, die nach Ermessen 
der OEEC gewährt werden würden, vergeben 
kann; 

b) diese Kreditfazilitäten würden den Mitgliedern 
nicht gewährt werden, die, ohne die Zustim- 
mung der OEEC einzuholen, nicht die ihnen aus 
dem Abkommen über die Freihandelszone er- 
wachsenden Verpflichtungen erfüllen; 

c) die gegenwärtig für das Inkrafttreten des euro- 
päischen Währungsabkommens geltenden Ver- 
einbarungen würden nicht geändert werden; für 
den Fall, daß dieses Abkommen in Kraft treten 
sollte, würden die Vorschriften über die automa- 
tischen Kredite aufgehoben. 

121. Gegenwärtig liegt dem Zwischenstaatlichen 
Regierungsausschuß ein neuer Bericht des Direkto- 
riums der Europäischen Zahlungsunion zur Prüfung 
vor. Die Untersuchung des Direktoriums hat gezeigt, 
daß es zwei mögliche Verfahren gibt, um das ge- 
genwärtige europäische Zahlungsverfahren an die 
eventuellen Bedürfnisse einer Freihandelszone an- 
zupassen. 

122. Das erste Verfahren stützt sich auf den 
Grundsatz, daß es zwecklos und nicht angebracht ist, 
im voraus die genauen Modalitäten eines Zahlungs- 
und Kreditsystems festzulegen, das allen Eventuali- 
täten, die in der Freihandelszone auftreten können, 
entsprechen würde. In diesen Modalitäten müßte 
den wirklichen Bedürfnissen Rechnung getragen 
werden, die ihrerseits ein Ergebnis der Entwicklung 
des Handelsverkehrs, der unsichtbaren Transaktio- 
nen und der Kapitalbewegungen sowie auch der 
besonderen wirtschaftlichen KonjurTkturbedingun- 
gen in der Gruppe von Ländern sind, die diese neue 
Vereinigung (Association) bilden. Die bei der Schaf- 
fung der Freihandelszone in Kraft befindlichen Zah- 
lungs- und Kreditvereinbarungen müssen also pro- 
gressiv in dem Maße umgestaltet werden, in dem 
ein Bedürfnis dafür auftritt. In der Vergangenheit 
hat die EZU bewiesen, daß sie ein elastisches Organ 
darstellt, welches in der Lage ist, sich an neue Be- 
dingungen anzupassen und besondere Probleme zu 
lösen. Nichts berechtigt zu der Annahme, daß sie im 
Rahmen der Freihandelszone diese Dynamik verlie- 
ren könnte. Die Bestimmungen, die im Vertrag über 
die Freihandelszone dem Zahlungsverkehr gewid- 
met sind, müßten also in allgemeinen Formulierun- 
gen, die sich an den Vertrag von Rom anschließen, 
abgefaßt werden. In diesen Bestimmungen könnte 
vorgesehen werden, daß sich die Vertragsparteien 
verpflichten, alles zu tun, damit die Zahlungen, die 
sich aus dem freien Austausch von Waren und 
Dienstleistungen und Kapitalien ergeben, in metho- 
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discher und wirksamer Form durchgeführt werden 
können. Sie können sich ebenfalls grundsätzlich 
bereit erklären, im Falle, daß eine von ihnen unter 
starken Zahlungsbilanzschwierigkeiten zu leiden 
hätte (siehe Artikel 106 bis 108 des Rom- Vertrags), 
einander beizustehen. Sie könnten den Grundsatz 
anerkennen, daß de Notwendigkeit weiter bestehen- 
bleibt — und daß diese sogar besondere Bedeutung 
annehmen kann — , ihre gesetzlichen Maßnahmen 
aufeinander abzustimmen. Es wird indes die Auf- 
gabe der zustöändigen Organe der Freihandelszone 
sein, unter Berücksichtigung der Umstände zu ent- 
scheiden, in welchem Umfang es notwendig sein 
wird, die institutionellen Einrichtungen des Zah- 
lungsverkehrs abzuändern. 

123. Das zweite Verfahren entspricht in seiner 
Konzeption den in Ziffer 120 oben erwähnten Vor- 
schlägen. Es geht von dem Grundsatz aus, daß ein 
so elastisches System nicht genügend dem Umstand 
Rechnung tragt, daß die Freihandelszone ihren Mit- 
gliedern Verpflichtungen von erheblicher Tragweite 
auferlegt, erhöhte Gefahren von Zahlungsbilanz- 
schwierigkeiten mit sich bringt, weniger Raum für 
Abhilfemaßnahmen auf dem Verwaltungswege läßt 
und die Koordinierung der grundsätzlichen Maß- 
nahmen in höchstem Grade notwendig macht. Es 
steht zu befürchten, daß, wenn nicht genaue insti- 
tutionelle Vorkehrungen getroffen werden, es nicht 
immer möglich sein wird, bei plötzlich auftretenden 
Schwierigkeiten die geeigneten besonderen Maß- 
nahmen mit der gebotenen Geschwindigkeit zu tref- 
fen. Unter diesen Bedingungen erscheint es unerläß- 
lich, daß der Vertrag über die Freihandelszone zu- 
sätzlich zu den Verpflichtungen, die er den Ländern 
auf dem Gebiet des Warenverkehrs und des Han- 
dels auferlegt, ein genau umrissenes System für 
einen gegenseitigen Beistand vorsieht. Dieses Sy- 
stem würde im wesentlichen durch das Bestehen 
eines europäischen Fonds charakterisiert werden, 
der es gestattet, den Ländern, die sich in Zahlungs- 
bilanzschwierigkeiten befinden, mittelfristige Son- 
derkredite zu gewähren. Außerdem würde ein der- 
artiger Zahlungsmechanismus die Mitgliedsländer 
veranlassen und ihnen helfen, ihre Politik aufein- 
ander abzustimmen und ihre wirtschaftliche Lage in 
Ordnung zu bringen, ohne auch nur in einem Punkt 
die allgemeinen Verpflichtungen, die sie im Rahmen 
des Vertrages über die Freihandelszone übernom- 
men haben, zu verletzen. Das System würde also 
nicht eine einfache technische Regelung für den 
internationalen Zahlungsverkehr bedeuten. Es wäre 
vielmehr einer der wesentlichen Mechanismen der 
neuen Wirtschaftsunion und eine erhebliche Erleich- 
terung ihres Funktionierens. Es wurde zum Aus- 
druck gebracht, daß man unter diesen Bedingungen 
das System von vornherein zum mindesten in sei- 
nen großen Linien ausarbeiten und in den Vertrag 
einbauen müßte. 

124. Das Direktorium hat in seinem Bericht auf 
gewisse Rückwirkungen der beiden Verfahren auf 
das gegenwärtige europäische Zahlungssystem hin- 
gewiesen. Es hat ebenfalls die von der griechischen 
Delegation unterbreiteten Vorschläge geprüft. 

125. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
hat den neuen Bericht des Direktoriums der Euro- 


päischen Zahlungsunion zur Kenntnis genommen. 
Er hat ebenfalls die Stellungnahme der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zu diesem Bericht zur 
Kenntnis genommen: die Gemeinschaft ist der An- 
sicht, daß die in obigem Absatz 122 zusammen- 
gefaßten Vorschläge als Arbeitsgrundlage dienen 
sollten. 


KAPITEL VIII 

Schutzklauseln 

126. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
hat noch nicht eingehend die Frage geprüft, welche 
Schutzklauseln in das Abkommen über die Zone 
aufzunehmen sind. Er hat es für notwendig erachtet, 
zunächst in großen Zügen die für die Mitglieds- 
länder der Zone entstehenden Verpflichtungen fest- 
zulegen. 

127. Demgegenüber hatten die Arbeitsgruppen 
Nr. 17 und 21 diese Frage in zahlreichen Besprechun- 
gen behandelt. Sie waren der Auffassung, daß das 
Abkommen über die Zone wie der Rom-Vertrag 
zwei Arten von Schutzklauseln enthalten solle: 

— eine, die sich auf die Zahlungsbilanzschwierig- 
keiten gründet; 

— die zweite, die sich auf die Schwierigkeiten 
gründet, durch die ein bestimmter Wirtschafts- 
sektor betroffen wird. 

128. Der Rom-Vertrag vertraut den Organen der 
Freihandelszone die Aufgabe an, die Maßnahmen 
zu treffen, die sie zur Behebung der in einem Mit- 
gliedsland auftretenden Schwierigkeiten für geeig- 
net halten. Wenn auch diesbezügliche Verfahrens- 
regeln im Vertrag niedergelegt sind, so bleibt doch 
die Beurteilung der in den betreffenden Ländern 
auftretenden Schwierigkeiten sowie die Entschei- 
dung, welche Maßnahmen von diesen Mitgliedslän- 
dern oder von ihren Handelspartnern zu treffen 
sind, den Organen überlassen. 

129. Ohne die Rolle und die Vollmachten der Or- 
gane der Zone zu präjudizieren, hatte sich die 
Gruppe Nr. 21 ebenso wie die Gruppe 17 bemüht, 
das Funktionieren der Schutzklauseln in der Zone 
in seinen letzten Einzelheiten festzulegen; die Art 
der Schwierigkeiten, vor die die Länder gestellt 
werden könnten, die Art der Prüfungen, die sie 
durchzumachen hätten, die Kriterien, durch die die 
Inanspruchnahme der Schutzklauseln gerechtfertigt 
werde, die Gruppen von Maßnahmen, die die Län- 
der eventuell treffen könnten, die zulässige Dauer 
der Inanspruchnahme der Klauseln, Bedingungen 
und Periodizität der Prüfungen durch die Organe, 
Maßnahmen für die Zusammenarbeit (gegenseitiger 
Beistand) unter den Mitgliedsländern, Schutzmaß- 
nahmen, die eventuell von den geschädigten Mit- 
gliedsländern getroffen werden könnten, usw. . . . 

130. Was die auf Zahlungsschwierigkeiten sich 
gründende Schutzklausel betrifft, so war die 
Gruppe 21 zu einem ziemlich allgemeinen Einver- 
ständnis darüber gelangt, welche Vorschriften in- 
nerhalb der Zone gelten sollen. In ihren großen 
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Zügen unterscheiden sie sich nur sehr wenig von 
denen im Rom-Vertrag (Umfang der vorherigen 
Prüfungen, gegenseitiger Beistand usw. . . .). Es ist 
jedoch zu bemerken, daß 

— ■ einseitiges Vorgehen hier wahrscheinlich auf ge- 
ringere Schwierigkeiten stoßen würde als im 
Rom-Vertrag; 

— die Verfahren unter Berücksichtigung der ent- 
sprechenden Vollmachten der Einrichtungen in 
der EWG und in der Zone unterschiedlich sein 
würden. 

Wohlgemerkt, war der gesamte Problemkomplex 
mit der Frage verknüpft, wie das Zahlungssystem 
in der Zone beschaffen sein würde. 

131. In bezug auf die sich auf besondere Schwie- 
rigkeiten in einem Wirtschaftszweig gründende 
Schutzklausel war man sich ferner auch ziemlich all- 
gemein über genauere Vorschriften als die des Rom- 
Vertrages einig geworden, jedoch bestanden Mei- 
nungsverschiedenheiten darüber, ob die Inanspruch- 
nahme der Klauseln einseitigen Charakter haben 
sollte oder nicht, und ferner darüber, welche Auf- 
gabe den Organen zufallen soll. 

Soweit der Zwischenstaatliche Regierungs- 
ausschuß bei verschiedenen Anlässen die Frage der 
Schutzklauseln angeschnitten hat, scheint sich der 
Ausschuß, hinsichtlich der Klausel, welche sich auf 
Schwierigkeiten in einem besonderen Wirtschafts- 
zweig gründet, allmählich zu einer Formel vorzu- 
tasten, die ungefähr der des Rom-Vertrages gleicht 
(siehe Artikel 226). 

132. Es scheint, daß die Prüfung der Schutzklau- 
seln durch den Zwischenstaatlichen Regierungsaus- 
schuß eng mit der Frage des institutioneilen Auf- 
baus der Zone verknüpft sein wird. Der Ausschuß 
muß sich ferner bei dieser Gelegenheit mit der 
Koordinierung der Klausel der Zone und derjeni- 
gen des Rom-Vertrages befassen. Die Gruppe Nr. 21 
hatte bereits darauf hingewiesen, daß das Spiel der 
Regeln der beiden Systeme schwierige Probleme 
aufwerfen würde, deren Lösung, wenn man das 
Auftreten von Unterschieden in der Behandlung 
vermeiden wolle, nur durch eine dauernde Zusam- 
menarbeit zwischen den Mitgliedsländern und den 
Organen der Zone herbeigeführt werden könne. 
Praktisch können diese Unterschiede, die man sich 
dadurch zu verringern bemüht, daß die anderen 
Mitgliedsländer der OEEC mit der EWG assoziiert 
würden, ohne Zweifel bei einer normalen Anwen- 
dung der Vorschriften für die Beseitigung der Hin- 
dernisse im Handel innerhalb der Zone reduziert 
werden. Falls aber keine geeigneten Lösungen ge- 
funden werden, könnten diese Unterschiede wieder 
auftauchen, wenn Schutzklauseln in Anspruch ge- 
nommen werden. Die Arbeitsgruppe Nr. 21 hatte 
festgestellt, daß, selbst wenn die Grundvorschriften 
der zwei Verträge auch gleich seien, ihre Anwen- 
dung zu unterschiedlichen Lösungen führen könnte, 
weil die beiden Gruppen unterschiedlich zusammen- 
gesetzt seien. Die Arbeitsgruppe kam daher zu dem 
Ergebnis, daß es nicht nur nötig sei, bei Ausarbei- 
tung der Regeln des Abkommens über die Zone auf 
dem Gebiet der Schutzklauseln die Unterschiede 


gegenüber dem Rom-Vertrag zu vermeiden. Es sei 
ferner unerläßlich, durch geeignete und zweckdien- 
liche Mittel der Zusammenarbeit dafür zu sorgen, 
daß die Durchführung in einer koordinierten Weise 
erfolge. 

133. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat 
im Oktober 1958 ihren Standpunkt bezüglich der 
Fälle, für die ihres Erachtens Schutzklauseln vorge- 
sehen werden sollten, bekanntgegeben. Sie sieht 
solche Klauseln für folgende Fälle vor: 

— Zahlungsbilanzschwierigkeiten; die Klauseln der 
Zone sollten denjenigen in Artikel 108 und 109 
des Vertrages von Rom entsprechen; damit diese 
Klauseln möglichst wenig in Anspruch genom- 
men werden, sollten ebenfalls Bestimmungen 
über eine gegenseitige Hilfeleistung vorgesehen 
werden; 

— besondere Störungen: der FHZ-Vertrag sollte 
eine Schutzklausel für die gleichen Fälle, wie sie 
in Artikel 226 des Vertrages von Rom vorge- 
sehen sind, enthalten; 

— ■ Dumping: eine Schutzklausel sollte für Fälle in- 
nerhalb der Zone angewandter Dumping-Prak- 
tiken vorgesehen werden; 

— sonstige Fälle: man müßte ebenfalls eine Schutz- 
klausel für Verlagerungen des Verkehrs und 
der Geschäftstätigkeit vorsehen, insbesondere 
für die sich aus Unterschieden der Handels- und 
Tarifpolitik der Mitgliedsländer der Assoziation 
ergebenden Schwierigkeiten (vgl. obigen Ab- 
satz 33). 

134. Die Frage der Abstimmungsregeln für die 
Verfahren bei einer Inanspruchnahme der Schutz- 
klauseln wird zusammen mit den institutioneilen 
Fragen in dem nachfolgenden Kapitel XII behan- 
delt. 


KAPITEL IX 

Sozialfonds und Investitionsbank 

135. Durch den Rom- Vertrag ist ein europäischer 
Sozialfonds geschaffen worden, dessen Aufgabe es 
ist, die Beschäftigungsmöglichkeiten und die ört- 
liche und berufliche Freizügigkeit der Arbeitskräfte 
innerhalb der Gemeinschaft zu fördern. Im Ver- 
tragswerk ist ferner die Gründung einer europä- 
ischen Investitionsbank vorgesehen, deren Zweck 
es ist, im Interesse der Gemeinschaft zu einer aus- 
gewogenen und reibungslosen Entwicklung des Ge- 
meinsamen Marktes beizutragen. 

136. Da keine Delegation im Rahmen der Prü- 
fung bezüglich des allgemeinen organisatorischen 
Rahmens der Zone die Schaffung von Einrichtungen 
dieser Art vorgeschlagen hat, hat der Zwischen- 
staatliche Regierungsausschuß beschlossen, diese 
Frage noch offenzulassen und auf sie in einem 
späteren Stadium zurückzukommen. 

137. Jedoch werden gegenwärtig im Rahmen der 
Untersuchung der Entwicklungsländer einige Vor- 
schläge dieser Art geprüft (siehe nachstehendes 
Kapitel X). 
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KAPITEL X 

Entwicklungsländer 

138. Einige Länder haben erklärt, daß ihre wirt- 
schaftliche Entwicklung es ihnen nicht erlauben 
werde, von Anfang an voll und ganz den allgemeinen 
Verpflichtungen nachzukommen, die der Anschluß 
an eine Freihandelszone wahrscheinlich mit sich 
bringen werde. Die Arbeitsgruppe Nr. 23 des Rates 
ist im März 1957 gebildet worden, um zu prüfen, 
unter welchen Bedingungen diese Länder sich an 
der Freihandelszone beteiligen oder mit ihr assozi- 
iert werden können. Vier Länder, Griechenland, 
Island, Irland und die Türkei haben um die Prüfung 
ihres Falles durch diese Arbeitsgruppe gebeten. 

139. Der Einfachheit halber lassen sich die von 
diesen Ländern vorgelegten Anträge wie folgt auf- 
gliedern: 

a) diesen Ländern würden Ausnahmen von den all- 
gemeinen Verpflichtungen hinsichtlich des Ab- 
baus der für den Warenverkehr geltenden 
Schutzmaßnahmen gewährt werden; 

b) es müßte ihnen eine finanzielle Hilfe zur Ver- 
fügung gestellt werden, um die Entwicklung ihrer 
Wirtschaft und deren Anpassung an die sich aus 
der Errichtung der Freihandelszone ergebenden 
Verhältnisse zu erleichtern; 

c) es müßten zufriedenstellende Vereinbarungen 
getroffen werden, um den Austausch der Agrar- 
erzeugnisse zu erhöhen. 

140. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
hat anerkannt, daß besondere Maßnahmen notwen- 
dig seien, um die minderentwickelten Länder der 
Freihandelszone zu unterstützen, und daß insbeson- 
dere diesen Ländern grundsätzlich gestattet werden 
müsse, in ihrem Bereich während einer längeren 
Zeit, als dies den anderen Mitgliedsländern erlaubt 
wird, Schutzmaßnahmen aufrechtzuerhalten. Der 
Ausschuß hat daher den Auftrag der Arbeitsgruppe 
bestätigt und im einzelnen erläutert, indem er sie 
aufgefordert hat, 

a) die Art, Dauer und Modalitäten der Anwendung 
der Befreiungen von den die Zölle, mengen- 
mäßigen Beschränkungen und unsichtbaren 
Dienstleistungen betreffenden allgemeinen Ver- 
pflichtungen zu studieren und 

b) die hinsichtlich der finanziellen Beihilfe gemach- 
ten Vorschläge, etc. zu prüfen. 

141. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
hat im übrigen die Arbeitsgruppe Nr. 23 beauftragt, 
im Benehmen mit der Arbeitsgruppe Nr. 22 das Pro- 
blem des landwirtschaftlichen Warenverkehrs zu 
untersuchen, der für die Entwicklungsländer von 
besonderem Interesse ist. 

142. Die Arbeitsgruppe hat zunächst, d. h. im Som- 
mer und Herbst 1957, die besondere Lage eines 
jeden der vier Länder eingehend geprüft. Sodann 
haben die vier interessierten Länder eine gemein- 
same Note unterbreitet, in welcher die Errichtung 
einer europäischen Kommission für Entwicklung 
und Anpassung sowie einer Investitionsbank ge- 


fordert wird. Ferner haben drei unter ihnen (Grie- 
chenland, Irland und die Türkei) eine gemeinsame 
Formel für die Ausnahmeregelungen vorgeschlagen; 
die isländische Regierung hat sich diesem Vorschlag 
nicht angeschlossen, da ihr endgültiger Standpunkt 
in bezug auf den Abbau der Schutzmaßnahmen von 
den Vereinbarungen abhängt, die hinsichtlich des 
Fischhandels getroffen werden. Schließlich haben 
die griechische und die türkische Delegation auf 
Ersuchen der Arbeitsgruppe eine gemeinsame Note 
über die Sonderregeln vorgelegt, die von den ande- 
ren Ländern der Zone bei gewissen landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen anzuwenden sind. 


A. Finanzielle Aspekte 

143. In der gemeinsamen Note der vier Länder 
wird die Errichtung von zwei getrennten Organen 
in Aussicht genommen: 

a) eine europäische Kommission für Entwicklung 
und Anpassung müßte geschaffen werden, um in 
den Entwicklungsländern eine beschleunigte 
wirtschaftliche Expansion zu unterstützen und 
zu fördern, die es ihnen so schnell wie möglich 
gestattet, ihre Einnahmen zu heben und die 
Vollbeschäftigung herzustellen, Bedingungen, 
die diese Länder für unbedingt notwendig er- 
achten, um ihren Verpflichtungen aus der Frei- 
handelszone voll und ganz nachkommen zu 
können. Diese Kommission würde den einzelnen 
Regierungen Darlehen auf nicht gewerblicher 
Grundlage zu außergewöhnlichen Bedingungen 
(20 Jahre bei einem Zinssatz von 2 bis 3 v. H.) 
gewähren, um Investitionen für wirtschaftliche 
Infrastrukturvorhaben (Straßen, Brücken etc.) 
und landwirtschaftliche und industrielle Vor- 
haben von nationaler Bedeutung zu finanzieren. 
Sie würde ferner einerseits den Regierungen, 
um ihnen die Möglichkeit zu geben, Arbeits- 
kräfte umzusetzen und ihnen eine Umschulung 
zuteil werden zu lassen, andererseits den Indu- 
strien zur Erleichterung ihrer Anpassung ver- 
lorene Zuschüsse gewähren. Die notwendigen 
Mittel würden vor allem durch offizielle Beiträge 
der am höchsten entwickelten Mitgliedsländer, 
aber auch durch vorübergehende kurzfristige 
Anleihen aufgebracht werden, die auf dem 
Markt aufgenommen würden. 

b) Es würde eine Investitionsbank errichtet wer- 
den, um namentlich in den minderentwickelten 
Ländern den öffentlichen und privaten Unter- 
nehmungen nach den gewerblichen Methoden, 
jedoch ohne Gewinnabsicht, mittelfristige und 
langfristige Darlehen zu gewähren und zu garan- 
tieren. Diese Bank würde mit hinreichendem 
Kapital ausgestattet werden; sie könnte auf dem 
Markt Anleihen aufnehmen und sich an Zeich- 
nerstaaten mit der Bitte um Gewährung von 
Krediten wenden. 

144. Ferner hat die griechische Delegation gebeten, 
daß die Regierungen der höher entwickelten Mit- 
gliedsländer bestimmte steuerliche und sonstige 
Maßnahmen einschließlich Garantien einführen, um 
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die Verbringung von Privatkapital in die Entwick- 
lungsländer zu fördern. 

145. Die Frage der finanziellen Unterstützung, die 
den unterentwickelten Ländern zu gewähren ist, um 
ihnen den Beitritt zur Freihandelszone zu erleich- 
tern, ist seit Beginn des Jahres von einer Sachver- 
ständigengruppe (bestehend aus den Herren Philippe 
Lamor, Viniero Marsan, Paul Rossy und Matthias 
Schmitt), die vom Präsidenten nach Einholung eines 
Gutachtens des Direktoriums der EZU bestellt 
wurde, geprüft worden. 

146. In ihrem Bericht ist die Arbeitsgruppe nach 
einer Prüfung der Probleme, denen sich die Volks- 
wirtschaften der weniger entwickelten Länder der 
Freihandelszone gegenübersehen, zu dem Schluß 
gelangt, daß ihre Beteiligung an der Zone eine 
Erhöhung der Kapitalbedürfnisse nach sich ziehen 
würde, ohne daß man meinen könnte, daß die spon- 
tanen Kapitalbewegungen ausreichen würden, um 
diesen Bedürfnissen zu genügen. Nachdem der Be- 
richt die Wichtigkeit der eigenen Bemühungen der 
betreffenden Länder wie auch die Wichtigkeit einer 
ausreichenden Inanspruchnahme der Mittel der be- 
stehenden internationalen Finanzinstitute unter- 
strichen hat, gelangt er zu dem Schluß, daß eine 
finanzielle Unterstützung dieser Länder notwendig 
erscheint. Diese finanzielle Unterstützung sollte den 
weniger entwickelten Ländern bei der Durchführung 
von Projekten helfen, die man in drei Gruppen ein- 
teilen kann: 

a) öffentliche und ähnliche Investitionen in wirt- 
schaftlichen Infrastrukturvorhaben, die nur über 
einen weiten Zeitraum gesehen rentabel sind; 

b) unmittelbar produktive Investitionen; 

c) Umstellung von Unternehmen und Umsetzung 
von Arbeitskräften. 

Die Sachverständigengruppe schlägt vor, ein ein- 
ziges Institut zu schaffen, das die zur Durchführung 
dieser Projekte notwendige finanzielle Hilfe ver- 
walten und bereitstellen soll. Dieses Institut müßte 
eine weitgehende administrative und finanzielle 
Autonomie besitzen und unter der Kontrolle des 
obersten politischen Organs der Zone tätig sein. Es 
sollte über ein Kapital verfügen, das von den Mit- 
gliedsländern gezeichnet würde und von dem wäh- 
rend der ersten Jahre des Funktionierens der Zone 
wahrscheinlich ein Drittel tatsächlich eingezahlt 
werden müßte. Die Sachverständigen glaubten nicht, 
daß es ihnen möglich sei, etwas über die Höhe des 
notwendigen Kapitals auszusagen, aber sie sind der 
Ansicht, daß es unter Zugrundelegung des während 
eines Zeitraumes von 5 Jahren wahrscheinlich auf- 
tretenden Bedarfs festgelegt werden müßte. Die 
Mittel, mit denen das Institut eingreifen würde, um 
die wirtschaftliche Entwicklung der Empfängerlän- 
der zu beschleunigen, müßten in jedem Fall an die 
Art der Projekte angepaßt sein. Soweit es sich um 
Infrastruktur-Investitionen handelt, würde das In- 
stitut im wesentlichen langfristige Darlehen gewäh- 
ren, bei denen die Bedingungen hinsichtlich der 
Zinshöhe, der Tilgungszeiten und des Beginns der 
Tilgung besonders günstig wären. In bezug auf un- 


mittelbar produktive Investitionen würde es sich 
das Institut nicht in gleichem Maße angelegen sein 
lassen, die notwendigen Mittel bereitzustellen, es 
würde vielmehr die internationale Finanzierung 
dieser Projekte erleichtern, indem es eine Garantie- 
funktion und eine Mittlerrolle zwischen den Finanz- 
märkten der Welt und Europas und den weniger 
entwickelten Ländern übernehmen würde. Auf die- 
sem Gebiet könnte das Institut verschiedene Tech- 
niken anwenden, wie beispielsweise ein Tätig- 
werden in Zusammenarbeit mit den bestehenden 
Spezialinstituten der einzelnen Länder auf dem Ge- 
biet der Ausfuhrkredite, der Rediskontierungs- und 
Lombardgeschäfte, ferner Zinsvergütungen, die 
Übernahme des Schuldendienstes während einer 
Gnadenfrist und die Übernahme von Beteiligungen. 
Das Institut würde bei der Durchführung der von 
den weniger entwickelten Ländern vorgelegten Pro- 
jekte nur nach einer strengen Prüfung der Projekte 
selbst und nachdem es festgestellt hat, daß sie mit 
dem allgemeinen Entwicklungsprogramm der betref- 
fenden Länder im Einklang stehen, Beistand ge- 
währen. 

147. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
hat von den Vorschlägen der Sachverständigen 
Kenntnis erhalten und wurde vom Präsidenten der 
Arbeitsgruppe über den gegenwärtigen Stand der 
diesbezüglichen Arbeiten im Rahmen dieser Gruppe 
informiert. Er hat festgestellt, daß diese Vorschläge 
eine wertvolle Grundlage für neue Studien bilden, 
und hat die Arbeitsgruppe aufgefordert, die Prüfung 
der durch die Finanzhilfe an unterentwickelte Län- 
der aufgeworfenen Probleme und der detaillierten 
institutioneilen Maßnahmen, die diese Hilfe erfor- 
derlich macht, fortzusetzen. 

148. Man hat daraufhin festgestellt, daß innerhalb 
der Arbeitsgruppe über den Grundsatz einer finan- 
ziellen Hilfe an die weniger entwickelten Länder, 
um ihnen die Beteiligung an der Zone zu ermög- 
lichen, weitgehend Übereinstimmung besteht. Es hat 
sich jedoch ergeben, daß gewisse Delegationen der 
Ansicht waren, daß diese Hilfe in einem anderen 
Rahmen und unter Zugrundelegung anderer Moda- 
litäten gewährt werden könnte, als sie im Bericht 
der Sachverständigen vorgesehen sind. Eine Dele- 
gation hat in dieser Hinsicht genauere Vorschläge 
formuliert. Mehrere Delegationen waren der An- 
sicht, daß die eben erwähnten Vorschläge eine geeig- 
nete Grundlage für die Lösung des Problems dar- 
stellen, während andere Delegationen die Vor- 
schläge der Sachverständigen vorzogen. Die als 
Alternativen zu den von den Sachverständigen vor- 
gelegten Vorschläge können wie folgt zusammen- 
gefaßt werden: 

a) Alle Länder, die sich an der Freihandelszone be- 
teiligen, werden sich bemühen, den weniger ent- 
wickelten Ländern zu helfen. Der Umfang der 
finanziellen Hilfe für einen bestimmten Zeitraum 
wird in dem Vertrag über die Freihandelszone 
festgelegt; Beiträge der Regierungen, die nach 
einem vorher im Vertrag festgelegten Quoten- 
system festgesetzt werden, sollen die Quelle 
dieser Hilfe sein. Schließlich soll im Vertrag be- 
stimmt werden, welche Länder ein Anrecht auf 
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diese Hilfe haben und nach welchen allgemeinen 
Grundsätzen sie gewährt werden soll; 

b) Zu den einzelnen Projekten, für die eine Finanz- 
hilfe bereitgestellt werden soll, würden Investi- 
tionen in wirtschaftlichen Infrastrukturprojekten 
und unmittelbar produktive Investitionen sowie 
ferner soziale Infrastrukturvorhaben gehören, 
jedoch nicht Hilfen, die zu dem Zweck gewährt 
werden, die Umstellung von Unternehmen im 
Sinne des Sozialfonds der EWG zu erleichtern. 
Die Bedingungen bezüglich der Zinsen und der 
Tilgungen würden in jedem einzelnen Fall ge- 
sondert festgelegt werden. 

c) Die Beurteilung der Projekte und die Festlegung 
der Bedingungen für die Hilfe für jedes einzelne 
Projekt würden im Rahmen der Organe der Frei- 
handelszone einem Direktorium übertragen wer- 
den, das sich aus Vertretern der einzelnen 
Staaten zusammensetzt. Die Agenten, die die 
Finanzoperationen durchführen und überwachen, 
wären die Banken der einzelnen Länder oder die 
sonstigen bereits bestehenden Geldinstitute; in- 
folgedessen wäre es nicht nötig, ein neues 
Institut mit Rechtspersönlichkeit zu schaffen. 

Außerdem könnten die Länder über diese 
Finanzhilfe hinaus den weniger entwickelten 
Ländern den Zugang zu den internationalen 
Finanzmärkten mittels Garantien erleichtern, bei 
deren Gewähreng das Direktorium als Vermitt- 
ler auftreten würde. 


B. Ausnahmeregelungen 

149. Die von den Delegationen Griechenlands, 
Irlands und der Türkei gemeinsam beantragten Aus- 
nahmeregelungen sind des öfteren Gegenstand eines 
Gedankenaustauschs innerhalb der Arbeitsgruppe 
gewesen. Die von diesen Ländern Anfang 1958 
unterbreitete gemeinsame Lösung läßt sich wie folgt 
zusammenfassen: 

a) Alle Zölle werden spätestens bis zum Ende des 
30. Jahres nach Inkrafttreten der Freihandels- 
zone abgeschafft. Während der ersten 10 Jahre 
würden die in Frage stehenden Länder von je- 
der automatischen Verpflichtung hinsichtlich der 
Herabsetzung der Zollsätze befreit, jedoch wür- 
den im ersten und achten Jahre die über 50 v. H. 
des Warenwertes liegenden Zölle gegenüber 
dem jeweils vorher geltenden Satz um 5 v. H. 
gesenkt werden. Während der folgenden 
20 Jahre werden sie entweder jährlich um 5 v. H. 
oder während der ersten 10 Jahre (alle 2 Jahre) 
um 5 V. H. und während der weiteren 10 Jahre 
alle 2 Jahre um 15 v. H. herabgesetzt. 

b) Während der 30 Jahre dieser verlängerten Über- 
gangszeit würden die in Frage stehenden Län- 
der, ohne vorher ihre Partner davon zu unter- 
richten, das Recht haben, neue Zölle zu erheben 
bzw. die bestehenden zu erhöhen, um die Neu- 
einrichtung von Industriezweigen oder die Er- 
haltung bzw. den Ausbau von bereits bestehen- 
den zu fördern. Die neuen oder erhöhten Zölle 


dürften in diesem Falle 50 v. H. des Warenwer- 
tes bzw. den in anderen Mitgliedstaaten ange- 
wandten Höchstzollsatz (mit Ausnahme der drei 
in Frage stehenden Länder) nicht übersteigen, 
soweit dieser Höchstzollsatz über 50 v. H. liegt. 
Die in dieser Weise berichtigten Zölle sollen im 
Laufe von 10 Jahren nicht Gegenstand einer 
automatischen Senkung sein, dies gilt jedoch 
mit der Maßgabe, daß am Ende des 30. Jahres 
nach Errichtung der Freihandelszone alle Zölle 
abgeschafft würden. 

c) Die beteiligten Länder würden während des 
Zeitraumes von 30 Jahren das Recht zur Auf- 
rechterhaltung der Ausfuhrkontrollen behalten, 
und eine geeignete Ausnahmeklausel würde 
ihnen auch für die Folgezeit, beispielsweise im 
Falle einer Rohstoffknappheit, gestatten, diese 
Kontrollen anzuwenden. 

d) Die in Betracht kommenden Länder würden be- 
rechtigt sein, ohne vorherige Konsultierung 
Antidumping-Maßnahmen zu ergreifen. 

e) Hinsichtlich der mengenmäßigen Einfuhrbe- 
schränkungen wird kein Vorschlag unterbreitet, 
bevor die allgemeinen Bestimmungen zur Lö- 
sung dieser Frage angenommen sind. 

150. Besprechungen der die Zollfragen betreffen- 
den Aspekte der gemeinsam von den Delegationen 
Griechenlands, Irlands und der Türkei unterbreite- 
ten Formeln haben gezeigt, daß die Mitglieder der 
Arbeitsgruppe im allgemeinen bereit waren, be- 
sondere Regeln zugunsten der weniger entwickel- 
ten Länder anzunehmen. Aber sie betrachteten die 
in der gemeinsamen Formel niedergelegten Forde- 
rungen als übertrieben, und zwar insofern, als es 
sich um die Dauer der Übergangszeit von 30 Jahren, 
ferner um die Dauer der zu Anfang zu gewähren- 
den Gnadenfrist von 10 Jahren und um das einsei- 
tige Recht handelt, neue Zölle einzuführen oder die 
bestehenden Zölle zu erhöhen. In Verfolg dieser 
Besprechungen hat der Vorsitzende der Arbeits- 
gruppe eine Reihe von Vorschlägen gemacht, die 
dem Zweck dienen, die beiden unterschiedlichen 
Gesichtspunkte auf einen Nenner zu bringen. 

151. Die Vorschläge des Vorsitzenden der Ar- 
beitsgruppe können wie folgt zusammengefaßt wer- 
den: 

a) Die Übergangsperiode für die weniger entwik- 
kelten Länder soll doppelt so lang sein wie die 
für die anderen Länder vorgesehene. Sie teilt 
sich in 3 Stufen. Die erste Stufe wird doppelt so 
lang sein wie bei den „entwickelten" Ländern, 
sie darf jedoch im Höchstfälle 10 Jahre dauern. 
Der Rest der Übergangszeit wird in zwei gleich- 
lange Stufen eingeteilt. 

b) Während der ersten Stufe werden zwei Zoll- 
senkungen durchgeführt, die erste nach Ablauf 
des ersten Jahres und die zweite nach Ablauf 
des sechsten Jahres, und zwar so, daß bei jeder 
der Senkungen die Gesamtzolleinnahmen um 
5 V. H. vermindert werden. Während jeder der 
Senkungen werden alle Zölle, die über 50 v. H. 
liegen, um mindestens 5 v. H. gesenkt. Im Laufe 
der zweiten und dritten Stufe werden alle Zölle 
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jährlich in gleichmäßiger Weise gesenkt, so daß 
sie am Ende der dritten Stufe völlig wegfallen. 
Die Finanzzölle werden den allgemeinen Be- 
stimmungen des Vertrages unterworfen. 

c) Während der Übergangsperiode dürfen neue 
Zölle nicht eingeführt werden, noch dürfen die 
bestehenden Zölle erhöht werden, es sei denn, 
daß der Nachweis geführt wird, daß diese Maß- 
nahmen zur Förderung eines bestimmten Indu- 
striezweiges notwendig sind. Die neuen Zölle 
oder die erhöhten Zölle dürfen 50 v. FI. des 
Wertes der Ware oder den höchsten Satz, der in 
dem betreffenden Zeitpunkt von einem „ent- 
wickelten" Land erhoben wird, nicht überstei- 
gen, falls dieser mehr als 50 v. H. des Waren- 
wertes beträgt. Diese Maßnahmen können im 
Verlaufe der ersten Stufe einseitig getroffen 
werden, im Verlaufe der zweiten Stufe nach 
Notifizierung der Organisation und während der 
dritten Stufe nur mit vorheriger Genehmigung 
der Organisation. In jedem Falle müssen aus- 
gleichende Senkungen bei anderen Zöllen vor- 
genommen werden, so daß der Gesamtbetrag der 
Zolleinnahmen sich nicht erhöht. 

d) Periodische Prüfungen der Lage der weniger 
entwickelten Länder, bei denen die Möglichkeit 
ins Auge gefaßt wird, die Senkung der Handels- 
schranken zu beschleunigen, finden in der Mitte 
jeder Stufe statt. Die von der Organisation im 
Verlaufe dieser Prüfungen gemachten Empfeh- 
lungen müssen von den betreffenden Ländern 
angenommen werden. 

152. Diese Vorschläge sind vom Präsidenten der 
Arbeitsgruppe dem Zwischenstaatlichen Regierungs- 
ausschuß vorgelegt worden, der dieserhalb einen 
Meinungsaustausch durchgeführt hat. Der Zwi- 
schenstaatliche Regierungsausschuß hat, nachdem 
er zu diesen Vorschlägen allgemein seine Zustim- 
mung gegeben hat, die Arbeitsgruppe aufgefordert, 
ihre Prüfung fortzusetzen und zu genaueren For- 
mulierungen zu gelangen, wobei er jedoch an- 
erkennt, daß die endgültige Form dieser Vor- 
schläge notwendigerweise von den allgemeinen 
Bestimmungen abhängt, die für die Gesamtheit der 
in der Zone bestehenden Probleme beschlossen 
werden. 

153. In Ausführung dieses Auftrages hat die Ar- 
beitsgruppe eine Prüfung der Vorschläge ihres Prä- 
sidenten vorgenommen. Die Erörterungen haben 
ergeben, daß die anfänglichen Unterschiede in den 
Auffassungen sich erheblich vermindert haben, 
aber es war doch nicht möglich, hinsichtlich der Ge- 
samtheit der angesprochenen Punkte zu einer Über- 
einstimmung zu gelangen. Es wurden neue Vor- 
schläge gemacht, die hauptsächlich darauf abzielten, 
die Übergangsperiode unbedingt auf 30 Jahre fest- 
zulegen, die erste Stufe auf 5 Jahre zu verkürzen, 
wobei die Möglichkeit offengelassen wurde, sie 
nach einer von den Organen vorgenommenen Prü- 
fung zu verlängern, stärkere Senkungen während 
der ersten Stufe vorzunehmen, die Möglichkeit, 
neue Zölle einzuführen oder die bereits bestehen- 
den zu erhöhen, schärferen Bestimmungen zu unter- 
werfen und insbesondere, daß in keinem Falle ein- 


seitige Maßnahmen der betreffenden Länder ge- 
stattet werden sollen. Die Delegationen der weniger 
entwickelten Länder haben diese Vorschläge mit 
Ausnahme dessen, der sich auf die Übergangs- 
periode bezieht, die unwiderruflich auf 30 Jahre 
festgelegt werden soll, als unannehmbar betrachtet 
und haben gegenteilige Vorschläge vorgelegt. Die 
Arbeitsgruppe hat festgestellt, daß es ihr nicht 
möglich ist, auf diesem Gebiet weitere Fortschritte 
zu machen, insbesondere weil einerseits hinsichtlich 
der allgemeinen Bestimmungen über die Freihan- 
delszone noch Ungewißheit herrscht und anderer- 
seits, weil in bezug auf die finanzielle Hilfe noch 
eine Reihe von Problemen zu lösen ist. 

154. Die Arbeitsgruppe hat über die Beseitigung 
der mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen bisher 
nur Vorbesprechungen geführt. Es ist bisher kedn 
gemeinsamer und in die Einzelheiten gehender 
Vorschlag zur Lösung dieser Frage von den Ent- 
wicklungsländern gemacht worden. Die gemein- 
same Note der Delegationen Griechenlands, Ir- 
lands und der Türkei enthielt einige Vorschläge für 
allgemeine Regeln: Globalisierung sämtlicher gel- 
tenden Kontingente; das Recht zur Verstärkung der 
mengenmäßigen Beschränkungen; vollständige Be- 
seitigung der Einfuhrkontingente bei Ablauf der 
verlängerten Übergangszeit. Die irländische Dele- 
gation hat in einem Memorandum, das die Arbeits- 
gruppe noch nicht geprüft hat, zum Ausdruck ge- 
bracht, daß sie bereit sei, der Anwendung der fol- 
genden Grundsätze während einer verlängerten 
Übergangszeit zuzustimmen: 

a) Von dem Anlaufen der Freihandelszone an soll 
ein „Standstill" hinsichtlich der Einrichtung 
neuer Kontingente eingeführt und eine Globali- 
sierung der bereits bestehenden Kontingente 
vorgenommen werden. 

b) Im Verlaufe der ersten und zweiten verlänger- 
ten Stufe sollen die Entwicklungsländer das 
Redit behalten, die bestehenden Kontingente zu 
vermindern. 

c) Bei Ablauf der zweiten verlängerten Stufe soll 
jedes Kontingent mindestens 10 v. H. der In- 
landsproduktion betragen, danach wird jedes 
Kontingent jährlich unter Anwendung eines be- 
stimmten Prozentsatzes erhöht. 

d) Am Ende der verlängerten Übergangsperiode 
sollen alle Kontingente abgeschafft werden. Es 
besteht jedoch keine automatische Verpflichtung 
dieser Art während der ersten beiden Stufen. In 
dem Maße, in dem die Mengenbeschränkungen 
während der ersten beiden Stufen abgeschafft 
werden, würde ein unbegrenztes Recht zur Ein- 
führung neuer Zölle bestehen. 

Die türkische Delegation hat angesichts der 
besonderen Lage der Türkei und ihrer speziiellen 
Verpflichtungen gegenüber der OEEC einige Einzel- 
vorschläge unterbreitet. Die griechische Delegation 
hat erklärt, ihre Regierung könne sich mit der Kon- 
solidierung der zur Zeit von Griechenland ange- 
wandten Liberalisierungsmaßnahmen nicht einver- 
standen erklären. Schließlich hat die isländische 
Delegation mitgeteilt, daß es ihr unmöglich sei. 
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heute schon einen Zeitplan für die Beseitigung der 
mengenmäßigen Beschränkungen aufzustellen, und 
daß die Ausnahmegenehmigungen infolgedessen für 
einen unbestimmten Zeitraum gelten müßten. 

155. Von Anfang an haben die weniger entwik- 
kelten Länder Ersuchen um Ausnahmeregelungen zu 
den allgemeinen Bestimmungen der Freihandels- 
zone auf mehreren anderen Gebieten als dem der 
Zölle und der mengenmäßigen Beschränkungen ge- 
stellt. Diese Ersuchen sind von der Arbeitsgruppe 
im Laufe des Frühjahrs und des Sommers 1957 be- 
sprochen worden, und die Ergebnisse dieser Bespre- 
chungen wurden in zwei Berichten, die der Präsi- 
dent der Arbeitsgruppe dem Präsidenten des Rates 
zugeleitet hat, zusammengefaßt. Später hat der 
Zwischenstaatliche Regierungsausschuß die Arbeits- 
gruppe aufgefordert, den Charakter, die Dauer und 
die Anwendungsmodalitäten der den weniger ent- 
wickelten Ländern einzuräumenden Ausnahmen 
von den allgemeinen Verpflichtungen zu unter- 
suchen. 

156. Die Arbeitsgruppe hat sich später dieser 
Frage auf Grund einer Note des Sekretariats, in der 
die Forderungen der beteiligten Länder zusammen- 
gefaßt und der allgemeine Stand der Arbeiten in 
bezug auf die Errichtung der Freihandelszone dar- 
gelegt wurde, von neuem zugewandt. Beratungen 
innerhalb der Arbeitsgruppe haben gezeigt, daß ge- 
wisse Delegationen der Ansicht sind, daß es nebeh 
dem Problem der Zollsenkungen und der mengen- 
mäßigen Einfuhrbeschränkungen von vornherein 
keine Rechtfertigung für Ausnahmeregelungen zu- 
gunsten der weniger entwickelten Länder gibt. 
Diese Delegationen haben jedoch zum Ausdruck ge- 
bracht, daß sie bereit seien, jedes besondere Er- 
suchen, das von diesen Ländern vorgelegt wird, 
unter Berücksichtigung der allgemeinen wirtschaft- 
lichen Bedingungen, in denen sich die Länder be- 
finden, zu prüfen. Das gegenwärtig ins Auge ge- 
faßte Verfahren besteht darin, daß die weniger ent- 
wickelten Länder der Arbeitsgruppe Anträge auf Aus* 
nahmeregelungen in den Fällen vorlegen, in denen 
sie diese für notwendig halten, und ihre Anträge 
gleichzeitig begründen. Ein Memorandum bezüglich 
der Liberalisierung der unsichtbaren Transaktionen, 
der mengenmäßigen Beschränkungen und des Nie- 
derlassungsrechts ist bereits in diesem Sinne von 
der türkischen Delegation vorgelegt worden. Die 
Delegation von Irland hat ebenfalls Memoranden 
unterbreitet, in denen sie auf dem Gebiet der un- 
sichtbaren Transaktionen gewisse Ausnahmerege- 
lungen hinsichtlich der Versicherungen beantragt 
und um eine besondere Behandlung in bezug auf 
das Niederlassungsrecht bittet. Das Sekretariat hat 
ein Schriftstück ausgearbeitet, in dem sämtliche 
Anträge zusammengefaßt werden, die auf diesem 
Gebiet von Entwicklungsländern dn Form von 
Memoranden oder aber während der Sitzungen der 
Arbeitsgruppe gestellt worden sind. 

157. Die beteiligten Länder haben darauf hinge- 
wiesen, daß ihre Anträge hinsichtlich der finanziel- 
len Vereinbarungen, der Ausnahmeregelungen und 
des Handels mit Agrarerzeugnissen als ein Ganzes 
betrachtet werden müssen und keine dieser Fragen 


Gegenstand einer gesonderten Vereinbarung sein 
kann. 


KAPITEL XI 

Assoziierte Gebiete 

158. Der Rom-Vertrag enthält eine Abmachung 
über die Assoziierung der überseeischen Länder und 
Gebiete mit der EWG. In diesem Zusammenhang er- 
gibt sich die Frage, ob die mit bestimmten Ländern 
der Zone assoziierten überseeischen Gebiete in die 
Zone einbezogen werden sollen oder nicht. 

159. Einige Länder haben ihren Ausschluß aus der 
Zone vorgeschlagen. Kein Land hat bisher um seine 
Einbeziehung gebeten. Jedoch ist der Zwischenstaat- 
liche Regierungsausschuß zu dem Schluß gelangt, 
daß diese Frage erst endgültig angeschnitten werden 
könnte, nachdem einige andere Fragen sorgfältig 
geprüft seien. Es ist beispielsweise notwendig, die 
Fragen institutionellen Charakters, die sich im Falle 
von Portugal ergeben, näher zu untersuchen. Eben- 
falls könnte es sein, daß bestimmte Gebiete auf 
Grund ihrer besonders engen wirtschaftlichen Bin- 
dungen zu den Ländern, denen sie angeschlossen 
sind, in die Zone einbezogen werden müssen. 

160. Der Ausschuß ist daher übereingekommen, 
nicht a priori über die Einbeziehung bzw. den Aus- 
schluß der assoziierten Gebiete zu entscheiden, son- 
dern zunächst einmal über diese Frage eine Unter- 
suchung anzustellen. 


KAPITEL XII 

Die Organe 

161. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
hat die Frage, welche Organe die Freihandelszone 
besitzen soll, lediglich in einer allgemeinen Bespre- 
chung behandelt. Es scheint hierbei ein ziemlich all- 
gemeines Einverständnis über die nachstehenden 
Grundsätze erzielt worden zu sein: 

— die Organe der Zone würden im Rahmen der 
OEEC errichtet werden; 

— das höchste Organ würde ein Ministerrat sein, 
dem ein Rat der Ministerstellvertreter zur Seite 
stehen würde; 

— ein Verwaltungsorgan, das sich aus hohen Be- 
amten zusammensetzen würde und die laufenden 
Verwaltungsaufgaben der Zone zu erledigen 
sowie die Ratsbeschlüsse vorzubereiten hätte; 

— in einigen besonders bezeichneten Fällen, die 
ausdrücklich im Vertrag definiert werden 
müßten, könnte bei Ratsbeschlüssen Einstimmig- 
keit gefordert werden. 

162. Es bleiben noch viele Fragen offen, wie bei- 
spielsweise die folgenden: 

a) Die Zusammensetzung und der Zuständigkeits- 
bereich des Verwaltungsorgans: kämen hierfür 
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Personen in Frage, die unabhängig sind und 
einen internationalen Status haben, wie dies bei 
der Kommission der Europäischen Wirtschaftsge- 
meischaft der Fall ist, oder persönlich ernannte 
hohe Beamte der einzelnen Staaten, wie dies bei- 
spielsweise bei den Mitgliedern des gegenwär- 
tigen EZU-Direktoriums oder des Handelsdirek- 
toriums der Fall ist? Wie groß würde ihre Zahl 
sein? Welches rotierende System der Amtsfolge 
wäre eventuell einzuführen? Würde dieses 
Organ bestimmte selbständige Entscheidungs- 
vollmachten haben, oder dürften die Entschei- 
dungen immer nur vom Rat getroffen werden? 
Einige Delegationen vertreten die Auffassung, 
daß alle Mitgliedsländer der Zone das Recht 
haben müssen, an der Beschlußfassung teilzu- 
nehmen. 

b) Könnte die Zahl der Fälle, bei denen die Mehr- 
heitsregel gelten würde, durch im Abkommen 
festgelegte Bestimmungen schrittweise in dem 
Maße erhöht werden, wie die Zone an Festig- 
keit zunimmt und sich der Zusammenhalt unter 
ihren Mitgliedern enger gestaltet? 

163. Andererseits sieht der Rom-Vertrag die Er- 
richtung eines rechtsprechenden Organs, eines Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses, eines Währungsaus- 
schusses und einer parlamentarischen Versammlung 
vor. Müßte man für die Freihandelszone ähnliche 
Organe vorsehen? Diese Fragen sind vom Zwi- 
schenstaatlichen Regierungsausschuß noch nicht be- 
handelt worden, jedoch vertreten einige Delegatio- 
nen die Auffassung, daß ein rechtsprechendes Organ 
zu schaffen wäre. 

164. Schließlich wäre noch die Frage der Koordi- 
nierung zwischen den Organen der EWG und denen 
der Zone zu prüfen. 

165. Zu diesen institutionellen Problemen hat die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft später ihren 
Standpunkt mitgeteilt: 

a) Organe 

Die Gemeinschaft ist der Ansicht, für die 
Europäische Wirtschaftsassoziation könnten Organe 
errichtet werden, die den zur Zeit bei der OEEC 
bestehenden entsprechen würden; es wäre vorzu- 
sehen: 

— ein Rat, dem ein Sekretariat zur Seite stehen 
würde und der entweder auf Ministerebene oder 
auf der Ebene ^ der Ständigen Vertreter tagen 
würde. Die Europäische Wirtschaftskommission 
müßte in diesem Rat vertreten sein. Das Pro- 
blem müßte in bezug auf die Hohe Behörde der 
EGKS und die Euratom-Kommission in entspre- 
chender Weise gelöst werden; 

— ein oder mehrere Direktorien als sachlich und 
unabhängig tätige Organe, die beauftragt sind, 
begründete Gutachten abzugeben, und Be- 
schlüsse nur auf Grund eines ausdrücklichen 
Auftrags fassen. 

Die Frage, ob ein Gerichtshof notwendig wäre, 
könnte erst entschieden werden, wenn der endgül- 
tige Vertrag festliegt. 


b) Verfahren der Beschlußfassung 

Zu der Frage des Verfahrens der Beschlußfas- 
sung im Rat ist die Gemeinschaft der Ansicht, daß 
zunächst aus praktischen Erwägungen nach der Ein- 
stimmigkeitsregel verfahren werden muß. Im Ver- 
lauf der Übergangszeit — besonders beim Übergang 
von der ersten zur zweiten Stufe — wird man je- 
doch zu prüfen haben, ob und in welchem Umfang 
tür die Zukunft Mehrheitsbeschlüsse vorzusehen 
wären. 

c) Das Auftreten der EWG-Länder im Rahmen 
der Organe 

Die Gemeinschaft gedenkt innerhalb der Asso- 
ziation als Einheit aufzutreten. Die Haltung, welche 
ihre Mitglieder zu den Problemen der Assoziatior 
einnehmen, wird nach einem internen Gemein- 
schaftsverfahren festgelegt, das sich auf die Be- 
stimmungen des Vertrags von Rom stützt. 

166. Die von der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft vorgeschlagene Einstimmigkeitsregel für 
Beschlußfassungen [vgl. Absatz 165b)] würde eben- 
falls für die Schutzklauseln gelten, in bezug auf 
welche die Mitgliedsländer nach Ansicht der Ge- 
meinschaft die Möglichkeit haben müssen, sie ein- 
seitig einzuführen. Eine nachträgliche Kontrolle 
durch den Rat der Assoziation wäre jedoch vor- 
gesehen. Dieser würde einstimmig darüber entschei- 
den, ob die von einem Mitgliedsland getroffenen 
Schutzmaßnahmen nicht gerechtfertigt sind, soweit 
das Verfahren der Beschlußfassung über die betref- 
fende Schutzklausel nicht im Laufe der Übergangs- 
zeit geändert worden ist. 

167. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
hat die Vorschläge der Gemeinschaft bezüglich der 
Organe [vgl. Absatz 165 a)] allgemein gebilligt. Be- 
züglich des vorgeschlagenen Verfahrens für die Be- 
schlußfassung ist der Ausschuß übereingekommen, 
daß Beschlüsse einstimmig gefaßt werden müssen, 
wenn es sich um wichtige Fragen wie z. B. die zu 
übernehmenden neuen Verpflichtungen handelt. 
Meinungsverschiedenheiten sind jedoch bei der 
Frage aufgetaucht, ob eine einstimmige Beschluß- 
fassung bei Verfahren bezüglich der Inanspruch- 
nahme der Schutzklauseln zweckmäßig ist. Beson- 
ders die Delegation des Vereinigten Königreichs 
teilte mit, sie halte es für wesentlich, daß Beschlüsse 
hierüber mit qualifizierter Stimmenmehrheit gefaßt 
würden. Ähnliche Meinungsverschiedenheiten be- 
stehen noch zu der Frage, ob Schutzmaßnahmen 
einseitig von einem Mitgliedsland mit nachträglicher 
Billigung durch die Organe eingeführt werden 
könnten oder ob für die Einführung dieser Maß- 
nahmen allgemein eine vorherige Zustimmung er- 
forderlich sei. Die Delegation des Vereinigten Kö- 
nigreichs setzte sich stark für die letztere Lösung 
ein. Bezüglich der Schutzmaßnahmen bei Zahlungs- 
bilanzschwierigkeifen hat der Zwischenstaatliche 
Regierungsausschuß allgemein zugegeben, daß ein 
Mitgliedsland sie einführen und die Organe um ihre 
nachträgliche Billigung ersuchen könne. 

168. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
hat beschlossen, die Prüfung der noch offenen in- 
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stitutionellen Probleme zu einem späteren Zeitpunkt 
wiederaufzunehmen. 


KAPITEL XIII 

Die Regelung für Kohle und Stahl 

169. Der Rom-Vertrag regelt nicht die mit Kohle 
und Stahl zusammenhängenden Fragen, da sich bei 
den sechs Staaten die Regelung für diese Erzeug- 
nisse aus dem Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl ergibt. 

170. Für die Freihandelszone hat der Zwischen- 
staatliche Regierungsausschuß vereinbart, Kohle 
und Stahl mit Hilfe besonderer Vorschriften in die 
Freihandelszone einzubeziehen, wobei die sich auf 
dem Kohle- und Stahlsektor ergebenden beson- 
deren Probleme berücksichtigt werden müßten. In 
bezug auf die zuletzt genannte Erwägung wäre in 
Betracht zu ziehen, daß die Gemeinschaft bereits 
seit mehreren Jahren besteht, daß ihre Übergangs- 
zeit bereits abgelaufen ist und daß ihre institutio- 
nellen Vorschriften Sondercharakter haben. 

171. Eine Arbeitsgruppe, der auch Vertreter der 
Hohen Behörde angehören, prüft gegenwärtig die 
Frage, welche Regelung in der Zone für Kohle 
und Stahl gelten soll. Sie prüft namentlich die Vor- 
schriften über die Beseitigung der Hindernisse im 
Handel (Zölle, mengenmäßige Beschränkungen), 
Wettbewerbsregeln (Doppelpreise), Zugang zu den 
Versorgungsquellen (Mangel- oder Uberschußlage, 
Ausfuhr- oder Einfuhrbeschränkungen usw.), Regie- 
rungsbeihilfen, Preisfestsetzungs- und Kontrollsy- 
steme, Verkehrsfragen usw. 

172. Die Arbeiten haben ein Stadium erreicht, in 
dem die Arbeitsgruppe beschlossen hat, ihren Be- 
richt an den Zwischenstaatlichen Regierungsaus- 
schuß abzufassen und ihn auf ihrer nächsten Sit- 
zung zu prüfen. Dieser Bericht soll im Einklang mit 
den allgemeinen Ideen, die die verschiedenen In- 
stanzen, die mit den Vorbereitungsarbeiten für die 
Freihandelszone beauftragt waren, entwickelt haben, 
bezüglich der besonderen Regeln, die auf dem 
Kohle- und Stahlsektor anzuwenden sind, konkrete 
Vorschläge enthalten. 

173. Die Arbeitsgruppe konnte grundsätzlich zwi- 
schen zwei Lösungen wählen, um zur Assoziation 
zwischen den Mitgliedsländern der EGKS und den 
übrigen Mitgliedsländern der Zone zu gelangen: 

— entweder einfach die Anwendung der EGKS- 
Regeln innerhalb der ganzen Zone 

— oder Aufstellung von Regeln für eine solche 
Assoziation unter möglichst weitgehender Be- 
rücksichtigung der Tatsache, daß die EGKS eine 
Einheit ist, für die eigene Gesetze gelten. 

174. Die Arbeitsgruppe hat einstimmig anerkannt, 
daß die erstere Lösung nicht annehmbar ist. Bezüg- 
lich der letzteren haben sich einige Länder dafür 
ausgesprochen, höchstens die allgemeinen Regeln 
der Freihandelszone mit möglichst wenigen Sonder- 
regeln anzuwenden. Andere Länder meinten dem- 


gegenüber, man müsse nach zusätzlichen Regeln 
suchen, welche mit Hilfe von Klauseln, die unmittel- 
bar die Ausschaltung jeglicher Preisdiskriminierung 
und die Abschwächung der Marktschwankungen 
zum Ziel hätten, den Ausgleich der Vorteile zwi- 
schen Verbraucher- und Erzeugerländern gewähr- 
leisteten. 

175. Ein Protokollentwurf für Kohle und Stahl ist 
ausgearbeitet worden. Der Entwurf enthält Alter- 
nativwortlaute, welche den beiden im vorigen Ab- 
satz zum Ausdruck gebrachten Vorstellungen ent- 
sprechen. Die Arbeitsgruppe hatte noch keine 
Gelegenheit, sich zu diesem Punkt zu äußern. 


KAPITEL XIV 

Regelung für Kernbrennstoffe und 
Reaktorausrüstungen 

176. Grundsätzlich unterliegen die Kernbrenn- 
stoffe und Reaktorausrüstungen im Rahmen der 
sechs Staaten der Gemeinschaft auf wirtschaftlichem 
Gebiet den Regeln der EWG, sofern gemäß den 
Bestimmungen der Artikel 92 bis 100 des Vertrages 
über die EURATOM-Behörde keine diesbezüglichen 
Sondervorschriften erlassen werden. Diese Sonder- 
vorschriften sind geeignet, auf diesem Gebiet einen 
schnelleren Abbau der Hinderisse im Handel als 
den durch den Vertrag des Gemeinsamen Marktes 
vorgesehenen zu fördern. 

177. Für die Freihandelszone hat der Zwischen- 
staatliche Regierungsausschuß vereinbart, diese 
Stoffe in die Freihandelszone einzubeziehen und die 
innereuropäischen Hindernisse für deren Austausch 
schneller zu beseitigen, als durch die allgemeinen 
Vorschriften für die Freihandelszone vorgesehen ist. 

178. Bereits im Juli 1956 hatte der Rat der OEEC 
— ■ einen „Standstill" für die Behinderungen des 

Handels (mengenmäßige Einfuhr- und Ausfuhr- 
beschränkungen, Zollsätze usw.) erlassen, der 
auf Kernbrennstoffe und Reaktorausrüstungen 
angewandt werden sollte; 

— beschlossen, alle Maßnahmen zu studieren, die 
geeignet sind, den innereuropäischen Handel mit 
diesen Erzeugnissen so vollständig wie möglich 
zu liberalisieren. 

179. Die in bezug auf diese Frage durchgeführten 
Arbeiten konnten bisher noch nicht zu positiven 
Ergebnissen führen. Sie sind unter Berücksichtigung 
der neuen vom Zwischenstaatlichen Regierungs- 
ausschuß und von einer gemischten Arbeitsgruppe, 
die sich aus dem Handeisdirektorium und dem 
Direktorium für Atomenergie zusammensetzt, ge- 
troffenen grundsätzlichen Entscheidungen wieder- 
aufgenommen worden. 

180. Nach Prüfung des Berichtes dieser Arbeits- 
gruppe unterbreitet das Handelsdirektorium dem 
Zwischenstaatlichen Regierungsausschuß in bezug 
auf jede der drei Gruppen, in welche die Kernstoffe 
und die Ausrüstungen für die Kernenergie eingeteilt 
wurden, folgende Vorschläge: 
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a) Mineralien, Rohstoffe und Spezialspaltstoffe 

(Liste A^) 

— Abschaffung der Zölle zwischen den Mit- 
gliedsländern mit Wirkung vom 1. Januar 
1959; 

— Empfehlung an die Mitgliedsländer, unterein- 
ander auf Mengenbeschränkungen bei der 
Ein- und Ausfuhr zu verzichten (die Vorrechte 
der Versorgungsbehörde der EURATOM 
werden als eine Anwendung des Staatshan- 
dels betrachtet); 

b) Sonstiges Material und besondere Ausrüstungen 

für Atomenergie (Liste A^) 

— Beseitigung der Zölle zwischen den Mitglieds- 
ländern mit Wirkung vom 1 Januar 1959 
unter der Voraussetzung, daß ein geeignetes 
Verfahren ausgearbeitet und gemeinsam be- 
schlossen wird, um allfällige Verkehrsver- 
lagerungen, die sich aus Disparitäten zwi- 
schen den dritten Ländern gegenüber ange- 
wandten Zolltarifen ergeben können, zu 
vermeiden; 

— Beseitigung der mengenmäßigen Ein- und 
Ausfuhrbeschränkungen mit Wirkung vom 
1. Januar 1959; 

c) Erzeugnisse, die sowohl bei der Erzeugung von 

Kernenergie als auch für andetre Zwecke ver- 
wendet werden können (Liste B) 

— Verpflichtung der sechs Staaten der Gemein- 
schaft, ihre Partner der OEEC zu konsultieren, 
falls sie bei einem bestimmten Erzeugnis die 
vorzeitige Anwendung eines gemeinsamen 


Außentarifs und damit die Abschaffung der 
Zölle untereinander ins Auge fassen sollten. 
Um zu einer gleichzeitigen Abschaffung der 
Zölle zwischen den 17 Staaten zu gelangen, 
müßten sich die Staaten, welche nicht Mit- 
glieder des EURATOM sind, in diesem Falle 
bemühen, ein gemeinsames Verfahren auszu- 
arbeiten, das es ermöglicht, Verkehrsverlage- 
rungen zu verhindern. 

— Erneute Überprüfung dieser Liste, um die Er- 
zeugnisse herauszunehmen, für welche bestimmte 
Länder im gegenwärtigen Zeitpunkt eine Beseiti- 
gung der mengenmäßigen Ein- und Ausfuhrbe- 
schränkungen nicht ins Auge fassen können; im 
Hinblick auf die anderen Erzeugnisse: Beseiti- 
gung dieser Beschränkungen zum 1. Januar 1959. 

— Empfehlung, in Zusammenarbeit mit dem 
EURATOM alle Anstrengungen zu machen, um 
in kürzester Frist zu einer Beseitigung der 
Handelsbeschränkungen für eine möglichst große 
Anzahl von Erzeugnissen der Gruppe B zu ge- 
langen. 

181. Gleichzeitig hat das Direktorium für Kern- 
energie den Bericht der Arbeitsgruppe (vgl. Absatz 
179) mit seiner Stellungnahme an den Zwischen- 
staatlichen Regierungsausschuß gesandt. 

182. Der Zwischenstaatliche Regierungsausschuß 
hat zur Kenntnis genommen, daß die meisten Län- 
der, die nicht Mitglieder der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft sind, die Vorschläge des Han- 
delsdirektoriums (vgl. Absatz 180) allgemein 
annehmen. Er hat beschlossen, die Prüfung der 
Frage wiederaufzunehmen, sobald die Gemeinschaft 
ihren Standpunkt zu diesen Vorschlägen festgelegt 
habe. 
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Erstes Memorandum 

der Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
an den Ministerrat der Gemeinschaft 
auf Grund der Entscheidung vom 3. Dezember 1958 
über die Probleme einer Europäischen Wirtschaftsassoziation 
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Einleitung 

1. Die Verhandlungen, die zunächst im Minister- 
rat der OEEC und anschließend im Regierungsaus- 
schuß über die Bildung einer Freihandelszone ge- 
führt wurden, sind am 15. November 1958 unter- 
brochen worden. 

Am 3. Dezember 1958 hat der Ministerrat der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft auf seiner 
Tagung in Brüssel folgende Entschließung angenom- 
men: 

„Der Rat, 

In dem Bestreben, die Bemühungen zur Schaf- 
fung einer multilateralen Assoziation zwi- 
schen der EWG und den übrigen OEEC-Län- 
dern fortzusetzen, 

Nach Feststellung, daß die im Laufe der Ver- 
handlungen aufgetretenen Schwierigkeiten 
neue Untersuchungen und neue Fühlungnah- 
men erfordern, 

Bittet die Kommission, die Probleme und ihre 
Lösungsmöglichkeiten — unter Berücksichti- 
gung der bereits abgeschlossenen oder laufen- 
den Arbeiten — eingehend zu prüfen. 

Bei der Durchführung dieser Aufgabe hat die 
Kommission mit den sechs Mitgliedsregierun- 
gen der EWG eine ständige Fühlungnahme 
aufrechtzuerhalten. 

Der Rat bittet die Kommission, ihm bis zum 
1. März 1959 über die Haltung zu berichten, 
die von den Mitgliedstaaten eingenommen 
werden könnte. 

Nach Genehmigung dieses Berichtes durch den 
Rat wird dieser über das anzuwendende Ver- 
fahren entscheiden. Es kann insbesondere vor- 
gesehen werden, daß die Kommission offiziell 
mit anderen Regierungen Fühlung aufnimmt, 
um diese Angelegenheit mit ihnen zu prüfen." 

A. Untersuchung der Lage 

2. Die Kommission glaubt, daß es notwendig ist, 
zunächst die Gründe für das Scheitern der voraus- 
gegangenen Verhandlungen zu untersuchen, wenn 
man nicht in Kürze wieder auf die gleichen Schwie- 
rigkeiten stoßen will. 

Seit Beginn ihrer Tätigkeit im Januar 1958 hat 
die Kommission wiederholt ernste Zweifel an den 
Erfolgsaussichten einer Konferenz geäußert, die so 
verschiedene Staaten mit so unterschiedlichen In- 
teressen wie die siebzehn Mitgliedstaaten der OEEC 
in einer gemeinsamen Verhandlung vereinigt. 

Im Vergleich zu den grundsätzlichen Meinungs- 
verschiedenheiten, die die Pariser Verhandlungen 
in eine Sackgasse geführt haben, hat diese Bemer- 
kung jedoch nur untergeordnete Bedeutung. 

Die Verhandlungen gingen von mehreren 
Mißverständnissen aus, die zu Beginn vielleicht teil- 
weise unbemerkt blieben und deren sich auch die im 
Entstehen begriffene Gemeinschaft erst nach und 
nach bewußt wurde. Im Verlauf der Verhandlungen 
traten sie dann immer klarer zutage. 


3. Die Staaten der Gemeinschaft vertraten im 
allgemeinen die Auffassung, daß die völlige Besei- 
tigung der Handelsbeschränkungen nur in Verbin- 
dung mit einer gewissen Harmonisierung der inne- 
ren und äußeren Wirtschaftspolitik möglich sei. Die 
elf anderen Mitgliedstaaten der OEEC waren dage- 
gen im allgemeinen der Meinung, daß die Freihan- 
delszone auch ohne eine im einzelnen festgelegte 
Verpflichtung zur Harmonisierung zu verwirklichen 
sei. 

4. Schon hinsichtlich der Grundkonzeption der zu 
schaffenden Organisation zeigten sich sehr verschie- 
dene Ansichten. Für die einen sollte die Freihandels- 
zone hauptsächlich dem Ziel dienen, die mit dem 
EWG-Vertrag eingeleitete engere Zusammenarbeit 
auf ganz Europa auszudehnen. Die anderen da- 
gegen sahen in der Ausdehnung der innerhalb 
der Gemeinschaft gewährten wirtschaftlichen Vor- 
teile auf alle OEEC-Länder in erster Linie den Auf- 
takt zu einem allgemeinen weltwirtschaftlichen Libe- 
ralismus. 

5. Schließlich dürfen — nach Ansicht der elf nicht 
zur Gemeinschaft gehörenden europäischen Staaten 
— die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und ihre 
Partner in keiner Hinsicht unterschiedlich behandelt 
werden. So dürfen weder bei den Zöllen noch bei 
den Kontingenten Unterschiede zwischen den sieb- 
zehn Partnerländern gemacht werden. Jede Maß- 
nahme, die solche Unterschiede zur Folge hätte, 
wird von ihnen als „Diskriminierung" bezeichnet 
und von vornherein verurteilt. 

Demgegenüber sind die Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft der Auffassung, daß sie mit der Grün- 
dung ihrer Gemeinschaft — die mit Anstrengungen 
und Opfern verbunden war und ihnen neue Rege- 
lungen und besondere Belastungen auferlegt hat — 
eine Verbindung miteinander eingegangen sind, die 
sie berechtigt, sich gegenseitig anders zu behandeln 
als dritte Länder. Zugleich erkennen sie jedoch an, 
daß ihre Gemeinschaft für den einen oder anderen 
ihrer Partner bestimmte Probleme aufwirft, und sie 
sind bereit, sich gemeinsam mit den elf anderen 
Ländern um praktische Lösungen für eine Zusam- 
menarbeit zu bemühen. 

So wird also einerseits jede Diskriminierung 
zwischen den siebzehn Partnerstaaten der OEEC 
verurteilt, während man andererseits die Legitimi- 
tät des Gemeinsamen Marktes verteidigt, zugleich 
jedoch bereit ist, ihn mit einer liberalen Politik zu 
verbinden. 

6. Es ist erklärlich, daß derart grundlegende 
Meinungsverschiedenheiten die Verhandlungen in 
eine Sackgasse geführt haben. Auch ist es nicht 
verwunderlich, daß sie in ganz Europa, sowohl bei 
den Regierungen als auch in den Parlamenten, in 
der Presse und in privaten Kreisen lebhafte und 
zuweilen leidenschaftliche Erörterungen hervor- 
riefen, welche die öffentliche Meinung seit über 
einem Jahr mehr beunruhigt haben, als es erfor- 
derlich und wünschenswert wäre. 

7. Es besteht überdies eine Schwierigkeit, die mit 
der Gemeinschaft selber zusammenhängt. Sie ergibt 
sich aus der Tatsache, daß die Frage einer engen 


71 



Drucksache 958 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Assoziierung mit den elf europäischen Ländern sich 
so frühzeitig nach Gründung der Gemeinschaft ge- 
stellt hat. Die Gemeinschaft befindet sich noch in 
ihren Anfängen, und die Übergangszeit hat gerade 
erst begonnen. Der gemeinsame Außenzoll ■ — die 
Grundlage für die Handelsbeziehungen mit der 
übrigen Welt — ist noch nicht vollständig aufge- 
stellt. Die gemeinsame Handelspolitik der sechs 
Staaten ist in ihren Anfängen. Die Gemeinschaft 
hat deshalb noch nicht das Maß an Bewegungs- 
freiheit, das sie nach jahrelanger Zusammenarbeit 
besitzen würde. Es ist ihr auch nur schwer möglich, 
nicht über Dinge besorgt zu sein, die ihrer Ent- 
wicklung schaden oder sogar ihre Existenz gefähr- 
den könnten. Diese Bedenken werden sich zweifel- 
los geben, wenn die Gemeinschaft .erst im Voll- 
besitz ihrer Mittel ist. Sie könnte dann größere 
Risiken auf sich nehmen. Was heute nur schwer zu 
verwirklichen ist, wäre morgen vielleicht eher 
möglich. 


B. Standpunkt der Sechs 

Wenn man nach den Grundlagen für ein Über- 
einkommen sucht, muß man sich zunächst die Situa- 
tion der beteiligten Partner möglichst klar vor 
Augen führen. 

Das Vorgehen der Gemeinschaft beruht zu- 
gleich auf rechtlichen, wirtschaftlichen und politi- 
schen Grundlagen. 

Rechtliche Grundlage 

8. In der allgemeinen europäischen Auseinander- 
setzung über die „Diskriminierung“, die durch das 
Inkrafttreten des EWG-Vertrages angeblich ver- 
ursacht worden ist, hat die Gemeinschaft sich nur 
sehr schwer mit der Behauptung abfinden können, 
sie habe etwas geschaffen, was den bestehenden 
Verpflichtungen widerspricht. 

Hinsichtlich der Verpflichtungen im welt- 
weiten Rahmen entspricht die Gemeinschaft den 
Regeln des GATT, insbesondere dem Artikel XXIV, 
der die Bildung von Zollunionen ausdrücklich ge- 
stattet. 

Unter dem europäischen Aspekt wiederum 
können die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft nicht 
anerkennen, daß der Gemeinsame Markt ©ine Dis- 
kriminierung, d. h. eine ungerechtfertigte unter- 
schiedliche Behandlung der anderen Mitgliedstaaten 
der OEEC bewirkt. Die Rechtslage ist in dieser 
Hinsicht eindeutig. Sie ergibt sich aus Art. 5 der 
Pariser Konvention von 1948 und Art. 8 des Libe- 
ralisierungskodex der OEEC, die wie folgt lauten: 

Artikel 5 der Pariser Konventiop 

„Die vertragschließenden Parteien kommen über- 
ein, ihre wirtschaftlichen Verbindungen auf jede 
Art und Weise zu stärken, die die Ziele dieses 
Abkommens nach ihrer Ansicht fördern würden. 
Sie werden weiterhin Zollunionen oder ähnliche 
Einrichtungen, wie zum Beispiel Freihandelsge- 
biete, in Erwägung ziehen, deren Bildung einen 
Weg zur Erreichung dieser Ziele darstellen 


könnte. Diejenigen vertragschließenden Mächte, 
die der Bildung von Zollunionen bereits grund- 
sätzlich zugestimmt haben, werden die Errichtung 
solcher Unionen nach Maßgabe der Verhältnisse 
so schnell wie möglich herbeiführen.“ 

Artikel 8 des Kodex der Liberalisierung 

„Zwei oder mehrere Mitgliedsländer, die durch 
ein besonderes Zoll- oder Währungssystem mit- 
einander verbunden sind, können untereinander, 
zusätzlich zu den Maßnahmen zur Liberalisierung 
des Handels nach Art. 2, noch weitere derartige 
Maßnahmen ergreifen, die sie nicht auf die übri- 
gen Mitgliedsländer auszudehnen brauchen. Mit- 
gliedsländer, die durch ein System dieser Art ver- 
bunden sind, haben dies der Organisation anzu- 
zeigen." 

Darüber hinaus wäre es auch nur schwer ver- 
ständlich, warum der Gemeinsame Markt als uner- 
laubt gelten sollte, während die Benelux-Union, die 
ebenfalls eine Zollunion darstellt, ohne Schwierig- 
keiten akzeptiert wurde und die Pläne für einen 
Gemeinsamen Markt der nordischen Länder anschei- 
nend gleichfalls keinen grundsätzlichen Einwänden 
begegnen. 

Wirtschaftliche Grundlage 

9. Der Gemeinsame Markt setzt sich nicht ledig- 
lich den Abbau der zwischenstaatlichen Handels- 
schranken oder die Schaffung eines größeren Mark- 
tes zum Ziel. Er will vielmehr in Westeuropa eine 
umfassende Wirtschaftseinheit von wirklich schöp- 
ferischer Dynamik schaffen. 

Der Abbau der Zollschranken und Kontin- 
gente, die Aufstellung der Wettbewerbsregeln und 
die Einführung einer gemeinsamen Handelspolitik 
sind in Wahrheit nur Mittel zum Zweck. Das Ziel 
ist eine kraftvolle Wirtschaftseinheit, die in der 
Lage ist, das europäische Wirtschaftspotential 
schnell zu vergrößern und den sozialen Wohlstand 
zu heben. Europa soll wieder instand gesetzt wer- 
den, seinen vollen Einfluß auszuüben und erneut 
ein Pfeiler der freien Welt und ein wesentlicher 
Faktor bei der Unterstützung der Entwicklungslän- 
der zu werden. Deswegen und nicht etwa nur, um 
den Beginn ihrer Entwicklung zu schützen, muß die 
Gemeinschaft sich ihre Eigenart und ihre schöpfe- 
rische Kraft bewahren, und darum kann sie auch 
nicht zulassen — wie die Entschließung des Euro- 
päischen Parlaments vom 27. Juni es sagt — , „daß 
sie in einer größeren Gesamtheit aufgeht, in der sie 
um die Früchte der gegenwärtigen wirtschaftlichen 
und politischen Integration gebracht würde“. 

Es wäre nicht einzusehen, warum man in der 
OEEC — unter Berufung auf den falsch verstande- 
nen Grundsatz der Nichtdiskriminierung — auch 
nur einen Augenblick ein Hindernis für eine der- 
artige Entwicklung hätte sehen sollen. Käme es 
jemals dahin, dann verwandelte man die OEEC — 
nachdem sie jahrelang ein Element des Fortschritts 
war, indem sie die veralteten bilateralen Verfah- 
rensweisen durch Methoden multilateraler Zusam- 
menarbeit ersetzte — in einen Hemmschuh und ein 
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Hindernis für jede fortschrittliche Entwicklung in 
Europa. Das können ihre Begründer nicht im Sinne 
gehabt haben, und das ist gewiß nicht die Mei- 
nung ihrer heutigen Leiter. 

Politische Grundlage 

10. Schließlich beruht die Gemeinschaft der Sechs 
auch auf einer politischen Idee. Die Gemeinschaft 
soll, wie es in der Präambel des EWG-Vertrages 
heißt, „die Grundlagen für einen immer engeren 
Zusammenschluß der europäischen Völker schaffen". 
Hierzu begründet der Vertrag ein System von Ver- 
fahren und Einrichtungen, die ein wohlausgewo- 
genes Gleichgewicht zwischen den einzelstaatlichen 
und den gemeinsamen Faktoren herstellen. Die 
Möglichkeit für eine spätere politische Weiterent- 
wicklung bleibt durchaus offen. Das gemeinsame 
Werk beruht also nicht nur auf handelspolitischen 
oder selbst wirtschaftspolitischen Vorstellungen, 
sondern ist unbestreitbar auch Mittel und Ausdruck 
einer grundlegenden politischen Idee. 

Damit ist gesagt, daß die Sechs nicht daran 
denken können, auf dieses Werk zu verzichten. 


C. Der Standpunkt der Elf 

11. Die Kommission erhebt keinen Anspruch dar- 
auf, der in erster Linie berufene Interpret der wirt- 
schaftlichen oder politischen Konzeption der elf 
Partnerländer zu sein. Sie hat sich jedoch bemüht, 
deren Argumentation mit allem gebührenden Ernst 
zu erwägen. 

Die Gemeinschaft mag zwar das Recht auf 
ihrer Seite haben, wurde von einzelnen Sprechern 
der Elf erklärt; es ist durchaus möglich, daß ihr Vor- 
haben rechtlich zulässig ist. Es gibt jedoch Dinge, 
die zwar legal sein mögen, aber dennoch der poli- 
tischen Vernunft widersprechen. Europa ist im Be- 
griff, seine Einheit aufzubauen. Sie ist notwendig, 
wenn es den ihm zukommenden Platz in der Welt 
einnehmen soll, und es hat zur Zeit sogar eine sehr 
wichtige Rolle zu spielen. Alles, was eine Teilung 
Europas zur Folge hätte, ist deshalb verderblich. 
Wenn die Gemeinschaft Europa durch ihr Vorgehen 
in zwei Wirtschaftsblöcke aufspaltet und sich nicht 
bemüht, diesen Bruch in irgendeiner Form zu ver- 
hindern, dann wird sie die europäische Solidarität 
zunächst auf wirtschaftlichem, bald und unausweich- 
lich aber auch auf politischem Gebiet aufgelöst 
haben. 

Dieser Gesichtspunkt läßt sich nicht einfach 
von der Hand weisen. Er verdient eine sehr ernst- 
hafte Überlegung. Er verlangt, daß sich sämtliche 
Beteiligten einschließlich der Gemeinschaft nach 
Kräften darum bemühen, derartig verhängnisvolle 
Folgen zu vermeiden. Daraus folgt jedoch noch kei- 
neswegs, daß die bisherigen Vorschläge für die 
Überbrückung der Meinungsunterschiede zwischen 
der Gemeinschaft und ihren Partnern beiden Teilen 
gerecht werden oder wirtschaftlich gesund sind, 
oder daß sie genügend berücksichtigt haben, welche 


grundlegende Bedeutung die Entwicklung der Ge- 
meinschaft für die Stärke Europas hat. 

12. Ferner machen die Elf, nicht ohne den An- 
schein einer gewisen Berechtigung, geltend, daß die 
Hoffnungen, die man in ihnen erweckt habe, nicht 
erfült worden seien. Bei den Verhandlungen über 
den Vertrag von Rom haben sie vorausgesehen, 
welche Folgen dieses Beginnen haben würde. Sie 
haben deshalb als Ergänzung die Bildung einer 
Freihandelszone gefordert. Hierum hat man sich seit 
dem Juli 1956 auch bemüht. Als die Elf nach Unter- 
zeichnung des Vertrages erneute Vorstellungen 
erhoben, bat man sie um Geduld, um das Rafifizie- 
rungsverfahren nicht zu erschweren. Man trug ihren 
Befürchtungen im Oktober 1957 in der OEEC durch 
die Bestätigung der vorgenannten Absicht und durch 
die Einsetzung eines Verfahrens Rechnung, Dieses 
Verfahren hat keine Ergebnisse gezeitigt. Es ist 
daher nicht verwunderlich, daß die Elf den Eindruck 
gewannen, man habe sie hingehalten. 

Diese Vorgeschichte muß man sich vergegen- 
wärtigen, wenn man verstehen will, welchen Hoff- 
nungen die europäischen Partner der Gemeinschaft 
sich hingegeben haben, und warum das drohende 
Scheitern der Verhandlungen so heftige Reaktionen 
hervorgerufen hat. 

13. Schließlich zeigen die Elf eine echte Beun- 
ruhigung über die wirtschaftlichen Folgen, die sich 
aus dem Inkrafttreten des Vertrages von Rom für 
ihre Wirtschaft ergeben können. 

Die Bildung der Gemeinschaft mit ihrem be- 
trächtlichen Gewicht, das Entstehen eines starken, 
durch eine besondere Solidarität verbundenen Staa- 
tenblocks im Herzen Europas kann ihrer Ansicht nach 
schwerwiegende Probleme für die Randstaaten auf- 
werfen. 

Diese Klagen sind zwar insoweit leicht über- 
trieben, als sie Ereignissen vorgreifen, deren Ein- 
tritt noch aussteht. Sie sind aber der Ausdruck einer 
schon heute bestehenden echten Beunruhigung, die 
man als gegeben hinnehmen und berücksichtigen 
muß. 

Die Gemeinschaft muß diese Reaktionen sehr 
aufmerksam verfolgen; sie muß suchen, sie zu ver- 
stehen und ihnen durch eine entsprechende Politik 
Rechnung tragen. Es ist nicht ausgeschlossen, daß 
einige der heute geäußerten Befürchtungen sich 
künftig als begründet erweisen werden. Die Ge- 
meinschaft muß aber bereit sein, sie zu berück- 
sichtigen und die Maßnahmen zu ergreifen, die ge- 
gebenenfalls erforderlich werden könnten. 


D. Die Auffassung der Kommission 

Die Schlußfolgerungen, zu denen die Kom- 
mission auf Grund ihrer ersten Untersuchungen und 
Fühlungnahmen gelangt ist, werden weiter unten 
dargelegt. Aber es ist vielleicht nicht unangebracht, 
schon hier einige allgemeine Überlegungen zu ent- 
wickeln, von denen sie sich bei ihrer Arbeit hat 
leiten lassen. 
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Es muß eine multilaterale Lösung gesucht werden 

14. Bilaterale Gespräche oder gar Verhandlungen 
können sich als erforderlich, vielleicht sogar als un- 
erläßlich erweisen, um die Ansichten über die all- 
gemeinen Fragen einander anzunähern oder um 
bestimmte Einzelfragen zu lösen; das angestrebte 
allgemeine Abkommen aber muß so weit wie mög- 
lich multilateral sein. Die Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft haben ihre Absichten vor kurzem in 
Rom und in Brüssel sowie in Bad Kreuznach und 
danach erneut in der oben wiedergegebenen Ent- 
schließung des Ministerrates vom 3. Dezember 1958 
in diesem Sinne bekundet. Uber diesen Punkt kön- 
nen weder Zweifel noch Unklarheiten mehr be- 
stehen. 

Die Tätigkeit der OEEC muß erhalten und wenn 
möglich intensiviert werden 

15. Der Europäische Wirtschaftsrat ist seit 10 Jah- 
ren der Rahmen, in dem sich die siebzehn europä- 
ischen Partner begegnen und in dem sie Zusammen- 
arbeiten. Er kann auf dem Gebiet der Liberalisie- 
rung des Handels eine beachtliche Leistung für sich 
in Anspruch nehmen. Es ist durchaus natürlich, daß 
die Elf an dieser Form der Zusammenarbeit hängen, 
die ihren Möglichkeiten und ihrer Verschieden- 
artigkeit entspricht. Die Gemeinschaft hat keinen 
Anlaß, einen anderen Rahmen für ihre Beziehungen 
zu ihren europäischen Partnern zu suchen. Wenn das 
Auftreten der Gemeinschaft Auftakt und Anstoß zu 
einer erneuten Bemühung um die Liberalisierung 
des Warenverkehrs in Europa war, so ist nicht ein- 
zusehen, warum dieses Ziel nicht innerhalb der 
OEEC verfolgt werden sollte. Auch könnten der 
OEEC neue Aufgaben übertragen werden. Die Er- 
richtung des Gemeinsamen Marktes bedeutet keine 
Schwächung der Organisation der Siebzehn; sie 
wird vielmehr ihre Entwicklung fördern. 

Die weltwirtschaftlichen Aspekte müssen 
mitberücksichtigt werden 

16. Die Gemeinschaft repräsentiert eine wirt- 
schaftliche Macht, deren Verantwortung sich auf 
die gesamte Weltwirtschaft erstreckt. Die durch ihr 
Entstehen hervorgerufenen Probleme lassen sich 
nicht auf den europäischen Raum beschränken; sie 
zeigen sich überall in der Welt. Es wäre wenig 
sinnvoll, eine europäische Lösung zu erarbeiten, 
deren Elemente im weltweiten Rahmen im GATT 
schon morgen wieder zerstört werden könnten. 
Hierauf ist weiter unten näher einzugehen. 

Die Lösungen müssen liberal ausgerichtet sein 

17. Mehr als einmal hat die Kommission im Laufe 
des letzten Jahres durch ihren Präsidenten, vor 
allem vor dem Europäischen Parlament, ihre Ab- 
sicht erklärt, eine liberale Wirtschaftspolitik zu 
treiben. Der ganze Vertrag, von der Präambel bis 
zu der in den Schlußbestimmungen enthaltenen 
Erklärung über die Zusammenarbeit mit den Mit- 
gliedstaaten internationaler Organisationen zeigt, 
daß dies der Wunsch seiner Verfasser und die 
Grundlage ihrer Einigung war. Die Kommission hält 
es für unmöglich, daß die Gemeinschaft eine protek- 


tionistische oder autarkische Haltung einnehmei 
wird und vertritt die Auffassung, daß die Gemein- 
schaft mit der Tat beweisen muß, daß sie gegen- 
über ihren Partnern in Europa und in der Welt eine 
weitgehend liberale Politik zu führen gedenkt. 

Die Lösungen müssen evolutionär sein 

18. Die Kommission glaubt nicht, daß es möglich 
sein wird, im ersten Anlauf zur Formulierung end- 
gültiger und vollkommener Regeln für eine Zusam- 
menarbeit zu gelangen. Sie meint vielmehr, daß die 
erhofften Ergebnisse sich nur Schritt um Schritt er- 
zielen lassen, daß die Herstellung eines Überein- 
kommens durch ein derartiges Vorgehen erleichtert 
würde und daß demzufolge Lösungen erarbeitet 
werden müssen, die es erlauben, eine immer bessere 
Organisation der europäischen und der Weltwirt- 
schaft zu entwickeln. 

Man muß sich um praktische Lösungen bemühen 

19. Wie die Kommission feststellen muß, hat der 
große ideologische Streit über die Diskriminierung 
einen fast theologischen Charakter angenommen, 
wobei die Beteiligten aus so tief eingewurzelten 
Gründen an ihren Überzeugungen festhalten, daß 
sie sich von den Argumenten der anderen Seite 
kaum mehr beeindrucken lassen. 

Unter diesen Umständen hält die Kommission 
es für besser, den Boden doktrinärer Streitigkeiter 
zu verlassen und einen weniger anspruchsvollen, 
aber mehr pragmatischen Standpunkt zu beziehen. 
Es gilt, einen praktischen Kompromiß zu finden, 
der es den sich gegenüberstehenden Gruppen er- 
laubt, in Frieden zusammenzuleben. Soweit eine 
solche Lösung sich nicht sofort erreichen läßt, müs- 
sen Lösungen für eine übergangsfrist geschaffen 
werden, während der in Ruhe und ohne Zeitdruck 
nach den Grundlagen für eine endgültige Lösung ge- 
sucht werden kann. Die bedeutende Arbeit, die be- 
reits geleistet worden ist, wird es erleichtern, eine 
soldhe Lösung zu suchen. 


I. Die Gegebenheiten des Problems 

A, Der Standpunkt der europäischen 
Nichtmitgliedstaaten der Gemeinschaft 

20. Nach der Ansicht, die von den Verfassern des 
Vertrages von Rom stets vertreten wurde, wird die 
wirtschaftliche Expansion • — ■ als eine Folge der Be- 
gründung und Entwicklung der Gemeinschaft — den 
Handel ihrer europäischen Nachbarländer in weit 
höherem Maße wachsen lassen, als die Präferenz, 
die die Mitgliedstaaten sich untereinander gewährt 
haben, ihn vermindern könnte. Das Beispiel der 
Benelux-Union, die den Binnenhandel der Zollunion 
sehr erheblich ausgeweitet hat, ohne den Außen- 
handel schrumpfen zu lassen, ist in dieser Hinsicht 
ermutigend. Die Europäische Wirtschaftsgemein- 
schaft ist vor allem eine große Unternehmung zur 
wirtschaftlichen Expansion, die nicht nur ihren Mit- 
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gliedern, sondern allen ihren Partnern und in erster 
Linie ihren europäischen Partnern Vorteile bringen 
soll. 

Dennoch ist es nicht ausgeschlossen, daß diese 
optimistische Voraussage sich in einigen Regionen 
oder in einigen Wirtschaftszweigen nicht vollstän- 
dig bewahrheiten wird. Auch darf die Reihenfolge, 
in der die verschiedenen Faktoren wirksam werden 
könnten, nicht übersehen werden. Während die Elf 
befürchten, daß die Entwicklung des Binnenhandels 
der Gemeinschaft schon jetzt zu Störungen ihres 
Handelsaustausches führen wird, kann die erwar- 
tete Expansion sich erst in der Zukunft zeigen. 

21. Darüber hinaus kann die Steigerung der Pro- 
duktivität im Inneren der Gemeinschaft, die eines 
der wesentlichen Ziele des Gemeinsamen Marktes 
ist, Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit 
haben, und zwar nicht, wie im vorhergehenden 
Falle, auf den Binnenmarkt der Sechs, sondern auf 
dritten, vor allem außereuropäischen Märkten. 
Manche Länder dürften in bezug auf derartige lang- 
fristige Entwicklungen besonders empfindlich sein. 

B. Die unterschiedliche Lage der Elf 

Die Besorgnisse sind nicht nur deshalb unter- 
schiedlich, weil vom Gemeinsamen Markt notwen- 
digerweise Auswirkungen verschiedenster Art zu 
erwarten sind. Es darf nicht vergessen werden, daß 
die Lage der europäischen Länder gegenüber der 
Gemeinschaft schon selbst sehr unterschiedlich ist. 

22. In erster Linie ist an die besondere Lage der 
in Entwicklung begriffenen europäischen Länder, 
wie Griechenland, Irland, (Island), die Türkei — und 
in einem gewissen Maße Portugal — zu erinnern. 
Die Notwendigkeit, ihr durch besondere Vorkeh- 
rungen Rechnung zu tragen, wird im Grundsatz an- 
erkannt. Indessen betrifft die Verschiedenartigkeit 
der Lage nicht allein den Stand der wirtschaftlichen 
Entwicklung. 

23. Die Länder der Elfer-Gruppe sind in sehr un- 
terschiedlichem Maße von ihrem Außenhandel ab- 
hängig. Norwegen, Island, Irland, Dänemark und 
die Schweiz exportieren 20 bis 25 v. H. ihres Brutto- 
nationalproduktes, Großbritannien 16,2 v. H., Por- 
tugal 15,5 v. H., Griechenland 13 v. H. und die 
Türkei nur 4 v. H. (vergleiche Tabelle I im Anhang). 

Die am internationalen Handel am stärksten 
beteiligten Länder sind gleichzeitig diejenigen, die 
den größten Anteil ihrer Ausfuhr im Gemeinsamen 
Markt absetzen (siehe Tabelle II im Anhang). Ge- 
wisse, am Rande des Gemeinsamen Marktes gele- 
gene Länder sind in ihren Ausfuhren sehr weitge- 
hend vom Gemeinsamen Markt abhängig. Österreich 
setzt 50 V, H. seiner Ausfuhren in der Gemeinschaft 
ab, die Schweiz fast 40 v. H. und Dänemark mehr 
als 30v. H., während der Anteil der Gemeinschaft 
am Absatz Großbritanniens nur etwa 14 v. H. be- 
trägt. 

24. Wenn man diese beiden Faktoren berücksich- 
tigt, so ergibt sich, daß die am meisten an einer 
Wirtschaftsintegration mit dem Gemeinsamen Markt 
interessierten Länder Österreich und die Schweiz 


sind, die geographisch vom Gebiet des Gemeinsa- 
men Marktes nahezu umschlossen werden. Ihnen 
folgen Dänemark und die anderen skandinavischen 
Staaten, sodann Island und Griechenland, deren 
Ausfuhr aus Agrarprodukten besteht. Danach kom- 
men Großbritannien, Portugal und die Türkei. 

25. Außerdem zeigen die Länder der Elfer-Gruppe 
auch Unterschiede in der Zusammensetzung ihrer 
Ausfuhren. 

Dänemark, Island und die weniger entwickel- 
ten Länder Irland, Portugal, Griechenland und die 
Türkei führen vorwiegend Agrarprodukte aus. 

Zudem sind die Ausfuhren der Industrieländer 
dieser Gruppe mit Ausnahme der Großbritanniens 
sehr spezialisiert. Papiermassen und Metalle machen 
den wesentlichen Teil der industriellen Ausfuhr 
Österreichs; die gleichen Erzeugnisse sowie der 
Schiffbau bilden den Hauptbestandteil der indu- 
striellen Ausfuhr Schwedens und Norwegens. Dem- 
gegenüber ist die Zusammensetzung der Ausfuhr 
Großbritanniens vielfältig; die Schweiz nimmt eine 
Mittelstellung ein (siehe Tabelle III im Anhang). 

26. Schließlich befindet sich Großbritannien inner- 
halb dieser Gruppe in einer ganz besonderen Lage, 
weil seine Zollpolitik durch die Präferenz- Abkom- 
men mit dem Commonwealth gebunden ist. 

27. Der vorstehend dargestellte Sachverhalt führt 
zu folgenden Schlüssen: 

— ■ Infolge der Verschiedenartigkeit der wirtschaft- 
lichen Beziehungen innerhalb Europas sind die 
Besorgnisse der Elf tatsächlich von ziemlich un- 
terschiedlicher Natur und Tragweite. 

— Wie sich ferner aus den bisher durchgeführten 
Sektorenprüfungen ergeben hat, ist das Pro- 
blem der vollkommenen Beseitigung der Han- 
delsschranken — von einem gewissen Grad des 
Abbaus an — mit der Frage verbunden, inwie- 
weit die Staaten bereit sind, sich zur Harmoni- 
sierung zu verpflichten. Die aufgeführten Unter- 
schiede können nicht ohne Auswirkung auf die 
Haltung bleiben, die von Ländern der Elfer- 
Gruppe hinsichtlich der Wirtschafts- und Han- 
delspolitik sowie der Angleichung der Zolltarife 
eingenommen werden dürfte. Es ist verständlich, 
daß Großbritannien nur geringe Neigung zeigt, 
seine Freiheit auf diesem Gebiet für einen Ab- 
satzmarkt aufzugeben, der nur 14,6 v.H. seiner 
Ausfuhr und 2,3 v. H. seines Bruttonationalpro- 
duktes aufnimmt (gegen 45 v. H. in das Gebiet 
des Sterling-Blocks und 16 v. H. in die Dollar- 
zone). 

— Allgemeiner gesprochen kann man — bei einem 
wie auch immer gearteten Bemühen um die Ver- 
stärkung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
in Europa — die außereuropäischen Aspekte der 
Zoll- und Handelspolitik der europäischen Staa- 
ten nicht unberücksichtigt lassen. Bei einigen 
Staaten liegt der Schwerpunkt des Handels in 
Europa, für andere dürfen die außereuropäischen 
Aspekte als vorherrschend gelten. 
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C. Außereuropäische Faktoren des Problems 
Weder die Sechs noch die Siebzehn sind isoliert 

28. Jede Betrachtung der handeis- und wirtschafts- 
politischen Folgen, die sich aus der Bildung des Ge- 
meinsamen Marktes ergeben, muß berücksichtigen, 
daß weder die Gemeinschaft der Sechs noch eine 
mögliche größere Einheit von siebzehn europäischen 
Staaten isoliert in der Welt dasteht. 

Die Verhandlungen über die Bildung einer 
Freihandelszone haben bereits gezeigt, wie heikel 
das Problem der auswärtigen Beziehungen einer 
Europäischen Assoziation zu siebzehn ist. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß jedes Ab- 
kommen zwischen der Gemeinschaft und ihren elf 
Partnern in der OEEC auf weltweiter Ebene, also 
namentlich im GATT, erörtert werden müßte, so wie 
dies auch für die EWG selbst der Fall ist. Es ist so- 
gar denkbar, daß die Verschiebung des herkömm- 
lichen Gleichgewichts der Zollsysteme, die durch 
die Bildung des Gemeinsamen Marktes ausgelöst 
wurde, infolge eines Abkommens zu siebzehn noch 
wesentlich vergrößert würde. Eine allgemeine Um- 
gestaltung der Zölle dürfte die natürliche Folge sein. 
Die europäischen Länder müssen sich darauf gefaßt 
machen, daß ihnen gegenüber im Rahmen des GATT 
um so gewichtigere und weitergehende Forderungen 
erhoben werden, je größere Zoll- und Kontingents- 
zugeständnisse sie sich gegenseitig gewähren. 

Wenn die Gemeinschaft also nicht in zahllose, 
ungeordnet ablaufende Verhandlungen hineinge- 
zogen werden will, die zwar einzeln geführt wer- 
den, deren Ergebnisse sich jedoch kumulieren und 
die insgesamt keiner Kontrolle unterliegen sowie 
den besonderen Bedürfnissen des Gemeinsamen 
Marktes nicht Rechnung tragen würden, so muß sie 
ihre Wirtschaftsbeziehungen zu den elf übrigen 
Ländern der OEEC und zu allen dritten Ländern 
gleichzeitig einer Prüfung unterziehen. 

Beziehungen der Gemeinschaft zu den dritten 
Ländern 

29. Unter den zur Zeit am stärksten interessierten 
Ländern (denen z. B., deren Ausfuhren in die Ge- 
meinschaft 5 V. H. bis 30 v. H. ihres Bruttonational- 
produkts und 30 V. H. bis 60 v. H. ihrer Gesamtaus- 
fuhren ausmachen) befinden sich außer Österreich, 
der Schweiz, Dänemark und Schweden, die schon 
bei Erwähnung der europäischen Länder genannt 
wurden, der Irak, Ghana, Syrien, el Salvador, Costa- 
Rica und Haiti, zu denen noch Marokko hinzuzu- 
fügen ist. Ihnen folgen mit niedrigeren Hundertsät- 
zen andere europäische Länder, wie Island, Norwe- 
gen, Griechenland und die Türkei, aber auch andere 
außereuropäische Länder, wie Chile, Kenya, Uganda, 
Nikaragua, Argentinien usw. (vgl. Tabelle IV im 
Anhang). 

Diese Aufzählung soll nur Beispiele geben 
und ist nicht erschöpfend. Sie erlaubt es nur, deut- 
lich zu machen, daß die Bildung des Gemeinsamen 
Marktes kein ausschließlich europäisches Problem 
ist, sondern daß sie mindestens in ebenso hohem 
Maße die Belange dritter Länder berührt, die in 


ihrer Mehrzahl wenig oder unzureichend entwik- 
kelt sind. 

Gleichgewicht zwischen Industrieländern und Ent- 
wicklungsländern 

30. Die Herstellung eines Gleichgewichts zwischen 
den Industrieländern und den sogenannten Ent- 
wicklungsländern ist nicht nur vom Standpunkt der 
Gemeinschaft her gesehen, sondern auch unter all- 
gemeineren Gesichtspunkten eine Notwendigkeit. 

Die heutige Welt umfaßt in der Mehrzahl 
Länder, deren Fähigkeit, mit eigenen Mitteln eine 
befriedigende Entwicklung ihrer Volkswirtschaften 
zu erreichen, als zweifelhaft gelten muß (siehe Ta- 
belle V im Anhang). 

Die Möglichkeit, durch die Beseitigung der 
Handelsschranken ein weltwirtschaftliches Gleich- 
gewicht herzustellen, ist nur dann gegeben, wenn 
gleichzeitig mit der Einführung des Freihandels eine 
zielstrebige und solidarische Entwicklungspolitik 
betrieben wird. Erfahrungsgemäß birgt der Freihan- 
del die Kräfte zur Überwindung größerer Entwick- 
lungsunterschiede nicht in sich selbst. Er kann man- 
gels besonderer Maßnahmen sogar dazu führen, daß 
der Unterschied zwischen reichen und armen Län- 
dern sich weiter vergrößert. Diese Erfahrung wird 
durch einen Vergleich der Entwicklung des Sozial- 
produktes und des Außenhandels der Länder in 
den letzten Jahren bestätigt (vergleiche Tabellen VI 
und VII im Anhang). 

In der freien Welt sind die Entwicklungsländer 
mit Abstand das größte wirtschaftliche Problem. Die 
besondere Aktivität der Sowjetunion auf diesem Ge- 
biet hat den politischen Aspekt dieses Problems 
mehr und mehr hervortreten lassen. Die Gemein- 
schaft kann daher nicht umhin, insoweit den Anteil 
der Verantwortung zu übernehmen, der ihr auf 
Grund der Stellung zufällt, die sie nunmehr in der 
Weltwirtschaft einnimmt. 

Die Lage der Gemeinschaft in der Weltwirtschaft 
Die Verantwortung der großen Industriemächte 

31. Während der internationale Handel bisher 
von den Vereinigten Staaten von Amerika maßge- 
bend beeinflußt wurde, denen an zweiter Stelle, 
aber mit fühlbarem Abstand, Großbritannien folgte, 
ist durch den Vertrag von Rom eine dritte große 
Einheit entstanden, deren Außenhandelsvolumen 
dem der Vereinigten Staaten nahezu gleichkommt. 

Im Jahre 1957 bestritten die Vereinigten Staa- 
ten 17,6 V. H., die Gemeinschaft 17,4 v. H. und Eng- 
land ll,2v. H. des Welthandels, zusammen also 
46 V. H. (den Handel der Gemeinschaftsländer un- 
tereinander nicht eingerechnet). Auf dem Sektor der 
Rohstoffe, der für die weniger entwickelten Länder 
von unmittelbarem Interesse ist, lag der Anteil der 
Gemeinschaft im Jahre 1957 bei 33 v. H. 

Es ist klar, daß der Gemeinschaft aus dieser 
Stellung eine besondere Verantwortung für die har- 
monische Entwicklung der Weltwirtschaft erwächst, 
der sie in enger Zusammenarbeit mit den Vereinig- 
ten Staaten und England, den anderen beiden hoch- 
industrialisierten Wirtschaftsgebilden, gerecht wer- 
den muß. 
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D. Ist die Konzeption der Freihandelszone, wie sie 
den Pariser Verhandlungen zugrunde gelegen hat, 
geeignet, die oben dargelegten Probleme zu lösen? 

Der rechtliche Rahmen und der wirtschaftliche 
Gehalt 

32. Die bisherigen, auf der Grundlage der briti- 
schen Vorschläge geführten Verhandlungen beru- 
hen auf dem rechtlichen Rahmen des Artikels XXIV 
des GATT, der die Bildung einer Freihandelszone 
vorsieht und zuläßt. 

Es hat sich gezeigt, daß ein Verfahren, welches 
eine zu eng ausgelegte Rechtsnorm und nicht ein 
wirtschaftliches Ziel zur Verhandlungsgrundlage 
macht, zu einer Quelle von Schwierigkeiten bei der 
Bestimmung eines konkreten Vertragsinhaltes wer- 
den kann. 

Der freie Warenaustausch und seine Bedingungen 

33. Es läßt sich nur dann hoffen, das Ziel des 
freien Warenaustauschs zu erreichen, wenn gewisse 
Voraussetzungen erfüllt sind: 

Zum ersten ist ein vollständiger Abbau der 
Zölle und Kontingente schwer vorstellbar, solange 
keine hinreichende Gewähr dafür gegeben ist, daß 
der Wettbewerb nicht durch Kartelle und Monopole, 
Dumpingpraktiken, staatliche Beihilfen und spezi- 
fische Verzerrungen fühlbar verfälscht wird. 

Zum anderen dürften die Staaten sich nicht 
bereit finden, die Handelsbeschränkungen für be- 
stimmte Waren zu beseitigen, solange die Liberali- 
sierung nicht umfassend genug ist, um ein hinrei- 
chendes Gleichgewicht der Vor- und Nachteile zu 
gewährleisten. Damit sind vor allem die Probleme 
der Freizügigkeit der Arbeitskräfte und der Aus- 
weitung des Austausches landwirtschaftlicher Er- 
zeugnisse angesprochen. 

Zum dritten ist es unrealistisch, an einen 
vollständigen Abbau der Zölle und Kontingente zu 
denken, solange nicht eine ausreichende Koordinie- 
rung der Konjunkturpolitik Gewähr dafür bietet, 
daß der bei der Liberalisierung erreichte Stand auch 
gehalten werden kann. 

Zum vierten erscheint es erforderlich, daß ein 
weitgehender Abbau der Zollschranken und der 
Kontingente zwischen hochentwickelten Ländern 
einerseits und Entwicklungsländern andererseits 
von einer aktiven gemeinsamen Entwicklungspolitik 
begleitet ist. Die Erfahrung zeigt ja tatsächlich, daß 
der freie Warenaustausch allein noch nicht zum 
Ausgleich des Niveauunterschieds der verschiede- 
nen Entwicklungsgrade führt. 

Fünftens schließlich kann nur dann an eine 
weitgehende Beseitigung der Handelshemmnisse 
gedacht werden, wenn der sich aus der Ein- und 
Ausfuhr ergebende Wettbewerb nicht durch Unter- 
schiede in den Außentarifen und in der Handels- 
politik der beteiligten Staaten fühlbar verfälscht 
wird. 

Ein besonderes Problem stellt sich in bezug 
auf die Länder mit niedrigem Lebensstandard und 
niedrigen Löhnen, die ihre Erzeugnisse zu anomal 


niedrigen Preisen anbieten können, sowie in bezug 
auf die Länder mit einer Staatswirtschaft, deren 
Preise sich nicht im freien Wettbewerb bilden, son- 
dern durch das Außenhandelsmonopol willkürlich 
festgesetzt werden. 

34. Um dieses Problem zu lösen, hat man ein 
sehr komplexes System der Ursprungsdefinition 
und Ursprungskontrolle entworfen. Jedes derartige 
System begegnet indessen gewissen Bedenken. Ein- 
mal läßt es sich nicht vermeiden, daß die Frei- 
handelszone um so mehr Präferenzcharakter an- 
nimmt, je strenger der Ursprung definiert wird. 
Zum anderen treten in allen Fällen, in denen ein 
Teil bestimmter Waren aus zoneneigenen, ein 
anderer Teil dagegen aus zonenfremden Bestand- 
teilen hergestellt wird, gewisse Probleme auf, die 
durch kein System der Ursprungskontrolle und auch 
nicht durch ein System von Ausgleichs ab gaben zu 
lösen sind. Denn auch das letzte erfaßt allenfalls die 
Ausfuhren des durch die Zollunterschiede bevor- 
zugten Landes in das Zollgebiet des benachteilig- 
ten Landes, kann jedoch dem Problem des Wett- 
bewerbs der beiden Länder auf den Märkten der 
übrigen Mitgliedstaaten der Freihandelszone nicht 
gerecht werden. So verhält es sich insbesondere in 
den Fällen, in denen eine Substitution der für den 
inneren Verbrauch eines Landes bestimmten Waren 
durch eingeführte Waren mit dem Ergebnis erfolgt, 
daß die einheimische Produktion für die Ausfuhr 
in andere Länder frei wird. 

35. Lehnt man also ein sehr strenges System der 
Ursprungskontrolle ab, weil es den Handel eher 
hemmen als die Liberalisierung fördern würde, 
dann bleiben im Grunde nur zwei voll befriedigende 
Systeme des multilateralen Handels ohne Zölle 
und Kontingente übrig: die Zollunion (oder richtiger 
die Wirtschaftsunion), die allen Mitgliedern die 
gleichen Versorgungsbedingungen sichert, und der 
weltweite Freihandel, der dieselbe Gleichberechti- 
gung gewährleistet. Alles, was dazwischen liegt, 
bleibt zwangsläufig Stückwerk. Für eine Freihan- 
delszone gilt deshalb, daß sie nur in dem Maße 
annehmbar wird, in dem sie sich entweder in eine 
zunehmende Liberalisierung des Welthandels ein- 
fügen läßt — - und damit darauf verzichtet, eine 
europäische Wirtschaftssolidarität im eigentlichen 
Sinne zu stärken — oder aber sich dem Vorbild 
einer Zollunion nähert. 

36. Zwischen der Aufhebung der Zölle und Kon- 
tingente und dem Ausmaß, in dem die fünf vor- 
erwähnten Bedingungen erfüllt werden, besteht 
eine gewisse Beziehung. Diese Beziehung, die auch 
die Grundlage des Gemeinsamen Marktes ist, wird 
um so enger, je weiter man im Abbau der Handels- 
hemmnisse fortschreitet. 


37. Da das eigentliche Problem darin liegt, die 
Beziehungen zwischen dem Europa der Sechs und 
dem Europa der Siebzehn so abzustimmen, daß das 
Europa der Sechs sich mit der ihm innewohnenden 
Dynamik entwickeln kann, ohne daß dadurch Stö- 
rungen in das Europa der Siebzehn hineingetragen 
werden, muß man den Fragenkomplex in einen 
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größeren Rahmen stellen und elastischere Mechanis- 
men vorsehen, um gleichzeitig auf weltweiter wie 
auch auf europäischer Ebene ein neues wirtschaft- 
liches Gleichgewicht zu finden. 

Diese beiden Aspekte der gestellten Aufgabe 
lassen sich nicht voneinander trennen. 

Die Lösung der europäischen Probleme wird 
den Interessen und der Verantwortung Europas nur 
dann entsprechen, wenn sie mit einer Politik auf 
weltweiter Ebene in Einklang gesetzt wird. Ebenso 
kann eine Politik im weltweiten Rahmen nicht ge- 
plant werden, ohne daß die Solidarität eigenster 
Art, durch die die europäischen Völker verbunden 
sind, eine besondere Berücksichtigung fände. 

Diese Bemühung muß sich im Rahmen der be- 
stehenden europäischen und weltweiten internatio- 
nalen Organisationen vollziehen, und zwar derart, 
daß diese gestärkt werden. Schließlich muß auch die 
Gemeinschaft selbst zu einem festeren Zusammen- 
hang und zur Stärkung ihrer eigenen Entwicklung 
gelangen, damit sie ihre Funktion als Antriebskraft 
auf diesen verschiedenen Ebenen erfüllen kann. 


11. Die Politik der Gemeinschaft 

38. Wie schon dargelegt, müssen hinfort drei 
große wirtschaftliche Einheiten als Antriebskräfte 
der Wirtschaft in der freien Welt angesehen wer- 
den: die Vereinigten Staaten, Großbritannien und 
die Gemeinschaft. Ihre Verantwortung macht im 
Interesse aller ein abgestimmtes Handeln erfor- 
derlich. 

Im Lichte dieser Erkenntnis muß auch die Ge- 
meinschaft ihre eigene Politik auf weltweiter Ebene 
sehen. Eine Anzahl von Fragen, denen sie gegen- 
übergestellt ist, stellt sich auch ihren hauptsäch- 
lichen Partnern. Diese Fragen sind zugleich höchst 
konkret und von sehr großer Tragweite. So ist es 
beispielsweise mit der Haltung gegenüber den Län- 
dern des Ostblocks, mit der Hilfe für die Entwick- 
lungsländer, mit der Verstärkung der Wettbewerbs- 
regeln des GATT, mit den Maßnahmen, die in bezug 
auf Industrien in Betracht gezogen werden können, 
die auf der Grundlage besonders niedriger Löhne 
arbeiten. Es muß das gemeinsame Ziel sein, ein 
unterschiedliches Vorgehen in all diesen Fragen zu 
vermeiden und zu abgestimmten Stellungnahmen 
zu gelangen, die dem Willen der freien Welt, ein 
Gleichgewicht herzustellen und eine wirtschaftliche 
Expansion zu sichern, entsprechen. Unabhängig von 
den einzelnen Verfahrensvorschlägen, die weiter 
unten entwickelt werden, ist eine Zusammenarbeit 
auf dieser Ebene schon jetzt möglich und wünschens- 
wert. 

Handelspolitik 

39. Die allgemeinen Grundsätze für die Handels- 
politik der Gemeinschaft sind im Vertrage von Rom, 
insbesondere in den Artikeln 18 und 110, nieder- 
gelegt. 

Artikel 18 ; „Die Mitgliedstaaten sind bereit, 
zur Entwicklung des zwischenstaatlichen Handels 
und zum Abbau der Handelsschranken durch den 


Abschluß von Abkommen beizutragen, die auf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit und zum gemeinsa- 
men Nutzen die Senkung der Zollsätze unter die 
allgemeine Höhe zum Ziel haben, die auf Grund der 
Errichtung der Zollunion statthaft wäre". 

Artikel 110 : „Durch die Schaffung einer Zoll- 
union beabsichtigen die Mitgliedstaaten, im ge- 
meinsamen Interesse zur harmonischen Entwick- 
lung des Welthandels, zur schrittweisen Beseitigung 
der Beschränkungen im internationalen Handels- 
verkehr und zum Abbau der Zollschranken beizu- 
tragen. 

Bei der gemeinsamen Handelspolitik werden 
die günstigen Auswirkungen berücksichtigt, welche 
die Abschaffung der Zölle zwischen den Mitglied- 
staaten auf die Steigerung der Wettbewerbsfähig- 
keit der Unternehmen dieser Staaten haben kann". 

Von diesen Grundsätzen muß die allgemeine 
Politik der Gemeinschaft ausgehen. 

Die Politik auf dem Gebiet der mengenmäßigen 
Beschränkungen 

40. Die allgemeine Politik der EWG auf dem Ge- 
biet der Kontingente gründet sich auf Artikel 110; 
sie muß also die fortschreitende Beseitigung der 
Kontingente einschließen. 

Im Rahmen dieser Zielsetzung hat sie sowohl 
die Bestimmungen der OEEC als auch Artikel 11 
und 12 des GATT zu berücksichtigen. 

41. Im übrigen muß die Politik der Gemeinschaft 
in der Frage der mengenmäßigen Beschränkungen 
darauf gerichtet sein, die Liberalisierungsmaßnah- 
men einheitlich zu gestalten; so sollten die Unter- 
schiede in der Behandlung zwischen den Ländern 
der OEEC und der Dollarzone soweit als möglich 
vermindert werden. Artikel 111 Abs. 5 des Ver- 
trages von Rom bestimmt: „Die Mitgliedstaaten set- 
zen sich das Ziel, ihre Liberalisierungslisten gegen- 
über dritten Ländern oder Gruppen von dritten Län- 
dern auf einem möglichst hohen Stand unterein- 
ander zu vereinheitlichen. Die Kommission unter- 
breitet den Mitgliedstaaten alle hierfür geeigneten 
Empfehlungen. Beseitigen oder verringern die Mit- 
gliedstaaten ihre mengenmäßigen Beschränkungen 
gegenüber dritten Ländern, so sind sie verpflich- 
tet, die Kommission hiervon vorher zu unterrichten 
und den anderen Mitgliedstaaten die gleiche Be- 
handlung zu gewähren." Diese Aufgabe gewinnt 
angesichts der kürzlich zur Wiederherstellung der 
Konvertibilität ergriffenen Maßnahmen noch an Ge- 
wicht und Dringlichkeit, allerdings unter einem 
neuen Gesichtspunkt: mit der Vereinheitlichung der 
Liberalisierungsmaßnahmen innerhalb der Mitglied- 
staaten muß eine Annäherung ihres Liberalisie- 
rungsstandes gegenüber dritten Ländern Hand in 
Hand gehen. 

42. Die Ausnahmeregelung, die der OEEC hin- 
sichtlich der Vorschriften über die mengenmäßigen 
Beschränkungen im Welthandel bisher stillschwei- 
gend gewährt wurde, wäre auch unter diesem 
neuen Aspekt zu beurteilen. Doch bleibt zu berück- 
sichtigen, daß die Bemühungen um einen Abbau der 
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Kontingente gerade im Rahmen der OEEC am wei- 
testen vorangetrieben worden sind, und die Ge- 
meinschaft und ihre elf europäischen Partner soll- 
ten bemüht sein, sich zunächst im Rahmen dieser 
Organisation über eine gemeinsame Haltung auf 
allgemeinerer Ebene zu verständigen. 

Zollpolitik 

a) Grundsätze 

43. Entsprechend der durch Artikel 18 und 110 
des Vertrages von Rom bestimmten Zielsetzung, im 
Interesse einer harmonischen Entwicklung des 
Welthandels zum Abbau der Zollschranken beizu- 
tragen, muß die Gemeinschaft sich im Rahmen des 
GATT tatkräftig und aufgeschlossen an allen Ver- 
handlungen über Zollsenkungen beteiligen. 

b) Verfahrensgrundsätze 

44. Vor der Untersuchung des konkreten Inhalts, 
den eine Initiative der Sechs haben könnte, ist es 
angebracht, einige verhandlungstechnische Fragen 
klarzustellen; 

In den beiden nächsten Jahren dürften fol- 
gende Tarifverhandlungen aufgenommen werden: 

— multilaterale Verhandlungen über eine neue all- 
gemeine Senkung der Zollsätze (Dillon), 

— Verhandlungen, zu denen die Mitgliedstaaten 
der EWG nach Artikel XXIV Ziff. 6 verpflich- 
tet sind, 

— Verhandlungen nach Artikel XXVIII (Zurück- 
nahme der Konzessionen), 

— Verhandlungen mit dritten Ländern, die dem 
GATT beitreten wollen. 

Soweit es von der Gemeinschaft abhängt, soll- 
ten alle diese Verhandlungen zusammengefaßt wer- 
den, allein schon, um deutlich werden zu lassen, 
daß der Gemeinsame Markt nunmehr ein wirt- 
schafts- und zollpolitisches Ganzes bildet, zugleich 
aber auch, um zu unterstreichen, daß derartige Ver- 
handlungen von jetzt an auf der Grundlage der Be- 
stimmungen von Artikel 111 des Vertrages zu füh- 
ren sind. 

Es ist die Grundregel für Tarifverhandlungen, 
daß jedes Land über die einzelne Ware jeweils mit 
dem Land verhandelt, das Hauptlieferant dieser 
Ware ist. Auch insoweit sollte bekräftigt und deut- 
lich gemacht werden, daß die Europäische Wirt- 
schaftsgemeinschaft ein wirtschaftliches Ganzes dar- 
stellt, in dem der Warenverkehr der sechs Mitglied- 
staaten zusammengenommen berücksichtigt wird, 
wenn es gilt zu bestimmen, mit welchem Lande die 
Verhandlungen zu führen sind. Dies würde zur Folge 
haben, daß die dritten Länder über zahlreiche Wa- 
ren mit der Gemeinschaft als ihrem Hauptlieferan- 
ten oder Hauptabnehmer zu verhandeln hätten. 

45. Die Konsolidierung niedriger Zollsätze oder 
der zollfreien Einfuhr muß im Prinzip als ein Zuge- 
ständis gelten, daß einer größeren Senkung hoher 
Zollsätze oder der Beseitigung von Vorzugszöllen 
gleichwertig ist. 


Diese Regeln sind für die Gemeinschaft von 
besonderem Interesse, weil sie auf der Grundlage 
der Konsolidierung der Zollsätze unseres gemein- 
samen Außentarifs einen größeren Verhandlungs- 
spielraum ermöglichen. Jedes Zugeständnis der 
sechs EWG-Länder ist natürlich für die dritten Län- 
der von größter Bedeutung, da es für einen Markt 
von 160 Millionen Menschen gilt; auf der anderen 
Seite müßten die meisten Sätze des gemeinsamen 
Außentarifs, namentlich für Rohstoffe und Halbfer- 
tigwaren, künftig auf einem niedrigen Niveau 
liegen. 

c) Konkrete Maßnahmen 

46. Die Politik der Gemeinschaft sollte zunächst 
darin bestehen, die Vorschläge des amerikanischen 
Staatssekretärs Dillon anzunehmen, sich anschlie- 
ßend an den Verhandlungen in einem positiven und 
liberalen Geist zu beteiligen und diesen Verhand- 
lungen den Antrieb zu geben, dessen es bedarf, um 
alle Möglichkeiten auszuschöpfen. Unter der Vor- 
aussetzung, daß die genannten verfahrenstechni- 
schen Grundlagen angenommen werden, sollte in 
diesen Verhandlungen außer der Gegenseitigkeit 
keine weitere Bedingung gestellt werden. 

47. Es ließe sich- auch daran denken, bei den Zoll- 
senkungen über die Dillon-Vorschläge hinauszu- 
gehen. Dies hängt vor allem von den konkreten 
Verhandlungsergebnissen ab. 

Sobald die Verhandlungsergebnisse sich beur- 
teilen lassen, sollte die Gemeinschaft im Einver- 
nehmen mit ihren Partnerstaaten in der OEEC prü- 
fen, welcher Vorschlag für eine weitere Zollsenkung 
im GATT eingebracht werden sollte oder könnte. 

48. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, daß wei- 
terreichende Zollsenkungen auf Weltebene nur un- 
ter bestimmten Voraussetzungen möglich wären, die 
über die bloßen herkömmlichen Regeln der Gegen- 
seitigkeit hinausgehen. 

So sollte die Gemeinschaft betonen, daß zu- 
sätzliche Zollsenkungen größeren Umfangs grund- 
sätzlich nur möglich sind, wenn die Mitgliedstaaten 
des GATT sich bereit finden, anzuerkennen, daß 
eine solche Politik die Erfüllung einer Anzahl han- 
dels- und wirtschaftspolitischer Bedingungen voraus- 
setzt. Insbesondere wären eine Überprüfung und 
Verstärkung der Wettbewerbsregeln des GATT und 
die schrittweise Einführung einer weltweiten Kon- 
junkturpolitik in Betracht zu ziehen. 

Landwirtschaft 

49. Um der gemeinsamen Landwirtschaftspolitik 
zu einem Erfolg zu verhelfen, ist es, wie die Ent- 
schließung von Stresa erklärt, erforderlich, „die Han- 
delsbeziehungen und die vertraglichen politischen 
und wirtschaftlichen Bindungen mit dritten Ländern 
zu unterhalten ..." 

Die Gemeinschaft wird also eine Zusammen- 
arbeit in einem größeren Rahmen bejahen müssen. 

Dies gilt in erster Linie für die Durchführung 
der während der 13. Tagung des GATT von den Ver- 
tragsparteien gefaßten agrarpolitischen Beschlüsse. 
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Nach Auffassung der Kommission ist jedoch das 
Problem des internationalen Handels mit landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen zu kompliziert, als daß es 
gelöst werden könnte, indem man lediglich die Be- 
seitigung der Handelsbeschränkungen — die ja nur 
Symptome sind — in Angriff nimmt. Es gilt vielmehr 
nach den Gründen für diese Handelsbeschränkun- 
gen zu suchen, und hierzu müssen sämtliche agrar- 
politische Maßnahmen der Vertragsstaaten geprüft 
werden. Die Kommission wird darauf achten, daß 
diese Prüfung eine brauchbare Grundlage für die 
Ausweitung des Handels ergibt. Sie hat daher auf 
der 13. Tagung vorgeschlagen, daß man sich im Rah- 
men des GATT über die Aufstellung von Verhal- 
tensregeln (Code de bonne conduite) verständigt. 

50. Auch die Frage der Überschüsse, die entstehen, 
weil die Produktion einiger landwirtschaftlicher Er- 
zeugnisse die Nachfrage übersteigt, läßt sich nach 
Ansicht der Kommission nur in einem weiteren Rah- 
men lösen. Die Kommission wird deshalb alle Be- 
mühungen unterstützen, die im weltweiten Rahmen 
zur Lösung dieser Frage unternommen werden. 

Entwicklungsländer 

51. Die Verpflichtungen der großen Industrielän- 
der in bezug auf die Entwicklungsländer sind be- 
reits erwähnt worden; desgleichen die Zweckmäßig- 
keit eines abgestimmten Vorgehens. 

Die Maßnahmen, die auf diesem Gebiet er- 
griffen werden müssen, würden in ihrer Gesamtheit 
eine koordinierte Politik darstellen, deren Grund- 
züge im folgenden entwickelt werden. 

Ihrer Verantwortung bewußt, hat die Gemein- 
schaft gegenüber den Ländern, die besondere Be- 
ziehungen zu ihr unterhalten, bereits Verpflichtun- 
gen übernommen: sie betrachtet diese Länder als 
assoziiert und gewährt ihnen die Vorteile, die sich 
aus einem solchen Status ergeben. Jede Anstren- 
gung zugunsten anderer Entwicklungsländer muß 
natürlich auch ihnen zugute kommen. 

a) Zusammenarbeit in internationalen 
Organisationen 

52. Die tatkräftige Mitarbeit der Gemeinschaft in 
den zuständigen internationalen Organisationen 
könnte ein erster Schritt zu einer Politik der Hilfe 
für die Entwicklungsländer sein. Zur Zeit besteht 
eine Vielzahl von Hilfsprogrammen für die Ent- 
wicklungsländer, die sich nach dem Sachgebiet un- 
terscheiden und von verschiedenen verantwortlichen 
Stellen aufgestellt werden. Am vordringlichsten ist es 
daher, diese Programme miteinander zu vergleichen 
und sie aufeinander abzustimmen. Die Gemeinschaft 
sollte für diese Zwecke keine neue Orgnaisation 
schaffen, sondern die Arbeit ihrer Mitgliedsländer in 
den bereits bestehenden koordinieren. Diese würden 
dadurch um so leistungsfähiger. 

Wenn sie auf der weltweiten Ebene eine solche 
Haltung einnimmt, würde die Gemeinschaft eindeu- 
tig zeigen, daß sie gewillt ist, auf diesem Gebiet 
eine Anstrengung zu machen, die zu derjenigen hin- 
zukäme, der sie sich zugunsten der überseeischen. 


ihr besonders assoziierten Gebiete in der Form des 
Entwicklungs- und Sozialfonds schon unterzieht. 

b) Finanzhilfe 

Auf diesem Gebiet ist eine Koordinierung vor 
allem im Interesse einer Steigerung der erbrachten 
Leistungen angezeigt. Dabei ist zwischen langfri- 
stiger und mittelfristiger Finanzhilfe zu unterschei- 
den. 

53. Die langfristige Finanzhilfe wird in der Regel 
unmittelbar von Staat zu Staat gewährt. Eine erste 
Übersicht über die von den Ländern der Gemein- 
schaft erbrachten Leistungen vermittelt den Ein- 
druck, daß beträchtliche Unterschiede im relativen 
Umfang der Leistungen bestehen. So hat Frankreich 
mit der Aufwendung von 1,02 v. H. seines Brutto- 
nationalprodukts für Entwicklungshilfe in den Jah- 
ren 1954 bis 1956 die weitaus bedeutendste Anstren- 
gung gemacht. Man könnte in einem Meinungsaus- 
tausch klären, wie weit es möglich ist, die Leistun- 
gen der einzelnen Mitgliedstaaten einander anzu- 
gleichen. 

54. Die mittelfristige Kreditgewährung ist in jüng- 
ster Zeit entwickelt worden, um den verminderten 
Zustrom privater langfristiger Kredite auszuglei- 
chen und die Hilfe zu ergänzen, die den Entwick- 
lungsländern von den Regierungen der Industrie- 
länder gewährt wird. 

Ein gemeinsames Vorgehen der Gemeinschafts- 
länder hätte für beide Seiten folgende Vorteile: 

— Eine Vereinheitlichung der Ausfuhrkredite und 
gegebenenfalls eine Verlängerung ihrer Lauf- 
zeit würde es den Entwicklungsländern ermög- 
lichen, ihre Industrialisierungsprogramme — die 
ihre Volkswirtschaften vielseitiger gestalten und 
sie elastischer und internationalen Konjunktur- 
erscheinungen gegenüber weniger anfällig 
machen sollen — reibungsloser durchzuführen. 

— Vom Standpunkt der Länder der Gemeinschaft 
her gesehen, führen die unterschiedlichen Moda- 
litäten der Ausfuhrfinanzierung zu einer Ver- 
geudung der Mittel. Die Abstimmung und Ver- 
besserung des Systems der Ausfuhrfinanzierung 
würde nicht nur eine Erhöhung der Hilfe erlau- 
ben, sondern auch vermeiden helfen, daß die 
Unternehmen des Gemeinsamen Marktes auf 
Kosten der jeweils verfügbaren Haushaltsmittel 
und Devisenbestände der Mitgliedstaaten in 
Wettbewerb miteinander treten; statt dessen 
würde der Wettbewerb auf der Grundlage der 
Marktposition der Unternehmen ausgetragen 
werden. 

— Schließlich würde ein verstärktes System der 
Ausfuhrkredite in Zeiten der Rezession auf eine 
Stabilisierung des Handels hinwirken, die so- 
wohl den Importeuren als auch den Exporteuren 
zugute käme. Es wäre zu wünschen, daß die 
Tätigkeit der verschiedenen, für die Ausfuhr- 
kredite zuständigen staatlichen Stellen mit dem 
Ziel koordiniert wird, ihre Wirksamkeit zu er- 
höhen, ohne daß die Aktivität dieser Stellen 
dadurch einer Beschränkung unterworfen würde. 
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c) Grundstoffe 

55. An der Frage der Grundstoffe sind zahlreiche 
Entwicklungsländer besonders interessiert. Wie be- 
reits erwähnt, ist die Gemeinschaft der größte Roh- 
stoffimporteur der Welt Schon auf Grund dieser 
Tatsache könnte die Gemeinschaft zu einer gewissen 
Stabilisierung der Rohstoffmärkte beitragen, wenn 
die Mitgliedstaaten ihre Politik insoweit abstim- 
men würden. 

56. Im übrigen wird die Europäische Wirtschafts- 
gemeinschaft aktiv an allen Untersuchungen und 
Verhandlungen im internationalen Rahmen teil- 
nehmen, die einer Verbesserung der Marktlage für 
Grundstoffe dienen, soweit sie mit dem Geiste und 
den Bestimmungen des Vertrages von Rom verein- 
bar sind und eine genügend große Anzahl inter- 
essierter Länder sich an ihnen beteiligt. Schon jetzt 
könnte eine Grimdsatzerklärung in diesem Sinne 
abgegeben werden. 

Konkrete Maßnahmen könnten im Rahmen 
von Abkommen folgender Art vorgesehen werden: 

— allgemeine Stabilisierungsabkommen unter Teil- 
nahme der überwiegenden Mehrheit der Erzeu- 
ger- imd Verbraucherländer; 

— bilaterale oder regionale Abkommen für den 
Fall, daß keine Abkommen auf Weltebene zu- 
stande kommen; 

— sollte auch der Abschluß derartiger Abkommen 
nicht möglich sein, so könnten die Bemühungen 
der rohstofferzeugenden Länder auch mit den 
Mitteln der klassischen Handelspolitik unter- 
stützt werden. 

Hierbei sollten auf alle Fälle die Vorschläge 
berücksichtigt werden, die eine Gruppe von Wirt- 
schaftsfachleuten unter Leitimg von Professor 
Haberler dem GATT in einer Denkschrift vorgelegt 
hat. 

d) Zollpolitik 

57. Auf dem Gebiet der Zollpolitik kann zweifel- 
los weder von den europäischen, noch von den 
außereuropäischen Entwicklungsländern erwartet 
werden, daß sie auf jeden Zollschutz verzichten. Die 
Mitgliedstaaten der OEEC und des GATT sollten 
diesen Ländern daher grundsätzlich Ausnahmen 
beim schrittweisen Abbau der Zölle zugestehen; die 
Einzelheiten dafür wären noch festzulegen. Auch 
wäre noch im einzelnen zu prüfen, ob auf dem 
Gebiet der mengenmäßigen Beschränkungen gleich- 
falls begünstigende Ausnahmeregeln anzuwenden 
wären. 

58. Die Gemeinschaft sollte ferner bestrebt sein, 
den Interessen der Entwicklungsländer bei der 
Festlegung der Zollsätze für die Liste G und bei 
den innerhalb des GATT angeregten Verhandlun- 
gen besonders Rechntmg zu tragen. Schließlich wäre 
eine genau Prüfung der Liste G notwendig, um 
festzustellen, ob das eine oder andere Entwicklungs- 
land an bestimmten Waren dieser Liste besonders 
interessiert ist und ob diesen Interessen durch Fest- 
setzimg angemessener Zollsätze Rechnung getragen 
werden kann. 


e) Finanzzölle 

59. Der Haberler-Bericht kommt zu dem Schluß, 
daß der Absatz der Grundstoffe aus nichtindustri- 
alisierten Ländern auf dem Markt der Sechs in 
einer Anzahl von Fällen nicht so sehr durch die 
landwirtschaftlichen Schutzmaßnahmen der Indu- 
striestaaten eingeschränkt wird als durch die Er- 
hebung von Zöllen und Abgaben, deren einziger 
oder vorwiegender Zweck es ist, die Staatseinnah- 
men zu erhöhen. 

Die Gemeinschaft wird zu prüfen haben, in- 
wieweit Möglichkeiten bestehen, den Verbrauch 
dieser Erzeugnisse durch eine Änderung der Finanz- 
zollpolitik zu erhöhen und dadurch zu einer Steige- 
rung der Ausfuhreinnahmen gewisser Entwick- 
lungsländer beizutragen. 

Konjunkturpolitik 

60. Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß 
eine koordinierte Konjunkturpolitik erforderlich ist, 
um 

— das Gleichgewicht in der freien Welt zu ge- 
währleisten, 

— die wirtschaftliche Entwicklung der anderen 
Länder zu fördern, 

— und in einer zweiten Phase einen allgemeinen 
Zollabbau zu ermöglichen. 

Die Koordinierung der Konjunkturpolitik wird 
noch unerläßlicher, wenn man den Weg einer welt- 
weiten Liberalisierung beschreitet. Eine Möglich- 
keit, die Zahlungsbilanzen durch den Rückgriff auf 
handelspolitische Mittel auszugleichen, ist dann 
überhaupt nicht mehr gegeben, während sie im 
Falle des Gemeinsamen Marktes und der Frei- 
handelszone (d. h. im Verkehr mit einer begrenzten 
Anzahl von Staaten) nur zum Teil entfällt. 

Schließlich könnte eine Koordinierung der 
Konjunkturpolitik zwischen Ländern, die wie die 
Vereinigten Staaten von Amerika und Großbritan- 
nien infolge ihrer Stellung in der Weltwirtschaft 
eine besondere Verantwortung auf diesem Gebiete 
tragen, viel wirksamer für die Gewährleistung einer 
gleichmäßigen Expansion sein als alle auf den 
europäischen Raum beschränkten Anstrengungen. 

Wenn es bisher nicht geglückt ist, zu einer 
engeren Koordinierung der Konjunkturpolitik in 
einem weiteren geographischen Rahmen zu gelan- 
gen, so liegt das an der zu großen Anzahl der be- 
teiligten Länder. Durch die Bildung der Gemein- 
schaft ist auch in dieser Hinsicht eine Änderung 
eingetreten. Die künftige Entwicklimg der Weltwirt- 
schaft wird vorzugsweise von den Vereinigten 
Staaten, der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und Großbritannien abhängen. Wenn es gelänge, 
zunächst in der Gemeinschaft eine gemeinsame 
Konjunkturpolitik zu entwickeln, so könnte zum 
erstenmal an eine wirksame Koordinierimg der 
Konjunkturpolitik auf weltweiter Ebene gedacht 
werden. Eine zielbewußte und sorgfältig abge- 
stimmte Expansion würde es den übrigen Mitglied- 
staaten des GATT erlauben, ihre Konjunkturpolitik 
nach dem Ausgleich ihrer Zahlungsbilanz auszu- 
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richten, ohne daß sie eine Krise als Folge einer ! 
Deflationspolitik der höchstentwickelten Länder zu 
befürchten hätten. 

Im Rahmen dieser Konjunkturpolitik ließen 
sich regelmäßige Konsultationen zwischen den drei 
großen Wirtschaftseinheiten in Aussicht nehmen, 
die sich auf alle Probleme beziehen würden, welche 
sich in Europa und anderweitig im Hinblick auf die 
erforderlich erscheinenden gemeinsamen Maßnah- 
men ergeben könnten. 

IIL Die Verpflichtungen gegenüber Europa 

A. Allgemeine Erwägungen 

61. Die oben dargestellte allgemeine Politik der 
Gemeinschaft erfordert auf vielen Gebieten eine 
engere Zusammenarbeit zwischen den 17 europä- 
ischen Staaten. 

Einerseits ist es wichtig, daß die europäischen 
Staaten soweit als irgend möglich eine gemeinsame 
Haltung finden, um es ihnen zu erlauben, ihre Rolle 
in der Welt besser wahrzunehmen. 

Andererseits lassen sich aus der bereits be- 
stehenden Solidarität schon heute gewisse Ver- 
pflichtungen für die europäischen Länder herleiten. 

Es muß eine Europäische Wirtschaftsassoziation 
geschaffen werden 

62. Die Gründe, aus denen die 17 europäischen 
Staaten sich vor zehn Jahren innerhalb der Euro- 
päischen Organisation für Wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit zusammengeschlossen haben, sprechen 
heute erst recht für eine enge Assoziation zwischen 
der Gemeinschaft und ihren elf Partnerstaaten. 

Verbunden durch die europäische Solidarität, 
überzeugt vom politischen und wirtschaftlichen 
Wert eines Zusammenschlusses der europäischen 
Völker, haben die Sechs ihre Gemeinschaft niemals 
als einen geschlossenen Kreis angesehen. Sie waren 
vielmehr schon bei der Formulierung des Vertrags- 
textes darum besorgt, allen an einer Assoziation 
interessierten europäischen Staaten die Möglich- 
keit zur Teilnahme offenzuhalten; eine Möglichkeit, 
die von einer mehr oder minder engen Assoziation 
bis zum Beitritt zur Gemeinschaft mit den vollen 
Rechten der Gründerstaaten reicht. 

63. In Artikel 110 des Vertrages wird gewiß nicht | 

zufällig zwischen den zu beseitigenden mengen- | 
mäßigen Beschränkungen und den abzubauenden 
Zollschranken unterschieden. Es ist verständlich, 
daß die erst in jüngster Zeit infolge der Krise und 
des Krieges aufgekommenen Kontingentierungs- 
maßnahmen viel anfechtbarer erscheinen als der ' 
Zollschutz, der die mächtige industrielle Expansion 
der letzten anderthalb Jahrhunderte nicht verhin- j 
dert hat. ' 

Hingegen ist es verständlich, daß die euro- 
päischen Partner die Beseitigung der Handelsschran- 
ken und die Angleichung ihrer Wirtschaft auf 
Grund der sie einenden Solidarität untereinander 
weitertreiben, als sie dies gegenüber der übrigen , 


Welt tun. Letzten Endes ist solches nur innerhalb 
einer Wirtschaftsassoziation möglich, deren Grund- 
lagen zu schaffen man sich nunmehr bemühen 
sollte. 

Voraussetzungen für die Europäische Wirtschafts- 
assoziation 

64. Es ist indessen offensichtlich, daß die Voraus- 
setzungen für eine derartige Assoziation bisher 
nicht genügend genau Umrissen worden sind und 
daß im Regierungsausschuß der OEEC keine aus- 
reichende Annäherung der einander gegenüberste- 
henden Auffassungen erreicht werden konnte. 

Nach einer eingehenden Prüfung hat es sich 
namentlich herausgestellt, daß es nur dann möglich 
ist, eine Freihandelszone in Europa zu schaffen, 
wenn sie bestimmten wirtschaftlichen Grundbedin- 
gungen entspricht, die in L genau bezeichnet 
sind. Dies gilt heute in einer Zeit, in der alle Indu- 
striestaaten eine Konjunkturpolitik treiben und sich 
bemühen, die Vollbeschäftigung aufrechtzuerhalten, 
noch mehr als etwa im vorigen Jahrhundert. 

Die Kommission ist deshalb überzeugt, daß 
diese Voraussetzungen künftig eingehend unter- 
sucht werden müssen, wenn das ganze System nicht 
wirtschaftlich lebensunfähig werden soll. 

Ziel der Assoziation 

65. Ziel einer Europäischen Wirtschaftsassozia- 
tion wäre es natürlich, die Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten einander anzunähern und die inner- 
europäischen Handelsschranken soweit als möglich 
zu beseitigen. 

Ist es möglich, das Endziel und den Endtermin 
dieses Beginnens heute schon zu bestimmen? Ist es 
möglich, zu versichern, daß man bis zur völligen 
Beseitigung aller mengenmäßigen Beschränkungen 
und Zölle gelangen wird? Ist es möglich, eine Frist 
zu setzen, in der dies Ziel erreicht werden kann? 

Die Kommission glaubt nicht, daß es der Ge- 
meinschaft möglich ist, unmittelbar auf diese dop- 
pelte Frage zu antworten. 

66. Die Gemeinschaft selbst ist in voller Entwick- 
lung, und gewisse wesentliche Züge, die sie charak- 
terisieren, vor allem ihr Außentarif, stehen noch 
nicht fest. Andererseits hat die kürzlich vollzogene 
Rückkehr zur Konvertierbarkeit eine neue Lage ge- 
schaffen, deren Folgen sich noch nicht restlos über- 
sehen lassen. Im übrigen ist nicht bekannt, zu wel- 
chen Ergebnissen die Verhandlungen führen kön- 
nen, die im weltweiten Rahmen innerhalb des GATT 
auf Grund der Vorschläge von Mr. Dillon stattfin- 
den sollen. Wie sollte es unter diesen Umständen 
möglich sein, auf die gestellten Fragen direkt zu 
antworten? 

67. Eine negative Antwort würde innerhalb wie 
außerhalb der Gemeinschaft viele enttäuschen. 
Wollte man feststellen, daß es unmöglich ist, den 
Handel in Europa vollständig zu liberalisieren, so 
wäre dem Streben nach Solidarität damit eine will- 
kürliche Grenze gesetzt, einem Streben, dessen 
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Notwendigkeit anerkannt ist und dessen Endergeb- 
nis vom Willen der Teilnehmer und von künftigen 
Ereignissen abhängt, die nicht leicht vorauszusehen 
sind. 

Eine positive Antwort hingegen wäre verfrüht. 
Sie trüge die Gefahr in sich, die wirklichen Schwie- 
rigkeiten, die noch auf dem Wege der europäischen 
Liberalisierung liegen, nicht genügend zu berück- 
sichtigen. Sie würde — möglicherweise vorschnell — 
unterstellen, daß die Bedingungen, die die Kommis- 
sion unter Ziffer 33 aufgezählt hat, erfüllbar seien; 
vielleicht würde sie die Meinungsverschiedenheiten 
unterschätzen, die 1958 zur Unterbrechung der Ver- 
handlungen geführt haben und die auch heute noch 
nicht vollständig beseitigt sind. 

Die Kommission glaubt daher, daß eine prag- 
matische Art, an die Schwierigkeiten heranzu- 
gehen, zunächst vorzuziehen wäre und den gegen- 
wärtigen Gegebenheiten der Lage besser entsprä- 
che. 

68. Unabhängig von der Suche nach einer endgül- 
tigen Lösung sollte schon jetzt entschieden werden, 
was im Rahmen der in Paris und Genf bestehenden 
Institutionen während einer Periode von drei oder 
vier Jahren tatsächlich geschehen könnte, um eine 
liberale Politik der Annäherung des Kontingents- 
und Zollregimes der Gemeinschaft einerseits und 
der Elf andererseits durchzuführen. 

Die Kommission ist überzeugt, daß es schon 
jetzt möglich ist, eine Ubergangsregelung für einige 
Jahre europäischer Zusammenarbeit auszuarbeiten 
und in Kraft zu setzen. Gleichlaufend könnte nach 
Lösungen eines mehr endgültigen Charakters ge- 
sucht werden. 

Ein derartiges Vorgehen böte mehrere Vor- 
teile. Es würde erlauben, die Bemühungen um 
einen weiteren Abbau der mengenmäßigen Be- 
schränkungen in der OEEC mit vermehrter Energie 
wieder aufzunehmen. Die OEEC würde auf diese 
Art durch die mitreißende Dynamik der Gemein- 
schaft keine Schwächung ihrer Handlungsfähigkeit 
erfahren, sondern im Gegenteil einen Anreiz und 
einen neuerlichen Antrieb für ihre eigenen Bemü- 
hungen. Auch könnte sie darangehen, die Haltung 
festzulegen und abzustimmen, die die Gemeinschaft 
und ihre europäischen Partnerländer gemeinsam 
einehmen würden, um auch im Rahmen des GATT 
die Bemühungen um eine Zollsenkung fortzuführen. 

Auf diese Art würden die Siebzehn bereits 
jetzt eine verstärkte Liberalisierungspolitik treiben. 
Im Rahmen der bestehenden Organisationen durch- 
geführt, hätte sie den Vorzug, den vorhergehenden 
Abschluß eines Vertrages nicht notwendig und ein 
parlamentarisches Verfahren nahezu oder ganz ent- 
behrlich zu machen. Es wäre somit möglich, sofort 
zu beginnen. 

69. Die Kommission glaubt, daß diese Art, an das 
Problem heranzugehen, den gegenwärtigen Gege- 
benheiten am ehesten Rechnung trägt und die 
meiste Aussicht bietet, sofort zu einer Entspannung 
und in Zukunft zu Vereinbarungen auf weite Sicht 
zu gelangen. Als ein erstes Ergebnis ihrer Prüfung 


empfiehlt sie dem Rat der Gemeinschaft, deshalb 
diese Methode anzunehmen. 

Im folgenden wird eine mehr ins einzelne 
gehende Darstellung der Maßnahmen gegeben, die 
in dieser ersten Phase ergriffen werden können. Es 
versteht sich, daß diese Maßnahmen im Zuge der 
weiteren Entwicklung und auf Grund der Ergeb- 
nisse, die inzwischen bei der Suche nach endgül- 
tigen Lösungen erzielt werden, ergänzt oder geän- 
dert werden können. 


B. Die Regelung der Initialphase 

70. Um zur fortschreitenden Beseitigung der men- 
genmäßigen Beschränkungen im europäischen Wa- 
renverkehr und zum Abbau der innereuropäischen 
Zollschranken beizutragen, sollte die Gemeinschaft 
die Initiative ergreifen, der OEEC die Annahme 
eines Komplexes von Maßnahmen vorzuschlagen, 
die kurzfristig zu treffen sind. Diese Maßnahmen 
würden den besonderen Interessen der europäischen 
Partner der Gemeinschaft Rechnung tragen und vor 
allem den erheblichen Anstrengungen einen neuen 
Antrieb geben, die in der OEEC zur schrittweisen 
Beseitigung der mengenmäßigen Beschränkungen 
bereits gemacht worden sind. 

Überprüfung der Handelsströme in Europa 

71. Innerhalb der OEEC sollte unverzüglich ein 
Klage- bzw. Uberprüfungsverfahren eingesetzt wer- 
den, mit dessen Durchführung ein Ausschuß ähnlich 
dem Handelsdirektorium betraut werden sollte und 
das entsprechend der herkömmlichen Verfahrens- 
weise dieses Organs allen europäischen Ländern 
offenstehen würde, die ein Sonderanliegen vorzu- 
bringen wünschen. Ohne aus den Augen zu lassen, 
daß die Gewährung von Zollkontingenten im GATT 
auf multilateraler Basis zu erfolgen hat, sollte die 
Möglichkeit erwogen werden, jedem Mitgliedstaat 
der OEEC Zollkontingente zu gewähren, der eine 
durch die Errichtung der Gemeinschaft verursachte 
konkrete Schädigung nachweisen kann. 

Maßnahmen bezüglich der Kontingente 

72. Die Initiative der sechs Länder innerhalb der 
OEEC sollte sich die fortschreitende Beseitigung der 
mengenmäßigen Beschränkungen zum Ziel setzen. 
Bei den Besprechungen am 15. Dezember v. J. hat 
es sich nämlich herausgestellt, daß die Partner der 
Gemeinschaft auf eine unterschiedliche Behandlung 
in dieser Hinsicht besonders empfindlich reagieren. 

Diese Zielsetzung einer fortschreitenden Be- 
seitigung der mengenmäßigen Beschränkungen 
sollte keinen besonderen Bedingungen mehr unter- 
worfen werden, da die im Liberalisierungskodex 
enthaltenen Klauseln hinreichen dürften, um die 
schwerstwiegenden Gefahren auszuschalten. Sollte 
die Entwicklung zur weltweiten Konvertierbarkeit 
künftig einen fühlbaren Fortschritt verzeichnen, so 
müßten gleichzeitig auch die außereuropäischen 
Aspekte des Problems der fortschreitenden Abschaf- 
fung der Kontingente berücksichtigt werden. 
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73. Unter Berücksichtigung der vorstehenden Aus- 
führungen sollten die siebzehn Länder der OEEC 
ihre Einfuhrkontingente jährlich um 20 v. H. er- 
höhen. 

Die fortschreitende Erweiterung der bestehen- 
den Kontingente bis zur Aufhebung ihrer Schutz- 
wirkung würde es erlauben, durch eine allgemeine 
Anpassung zu einem neuen Wirtschaftsgleichge- 
wicht für alle zu gelangen. Dieses System wäre 
zweifellos dem in der OEEC gebräuchlichen Ver- 
fahren vorzuziehen, den Warenverkehr nach Kate- 
gorien und nach Hundertsätzen des Handelsvolu- 
mens von 1948 zu liberalisieren. Das Verfahren der 
OEEC scheint mit 90 v. H. an seiner Grenze ange- 
langt zu sein, und es wird jenseits dieses Hundert- 
satzes äußerst schwierig, unter den der Kontingen- 
tierung noch unterliegenden Waren eine Wahl zu 
treffen. 

74. Die vorgeschlagene Methode verläßt das Ver- 
fahren der OEEC und unterscheidet sich zugleich 
weitgehend von dem im Vertrag von Rom vor- 
gesehenen System. Es würde keine vorherige Glo- 
balisierung der bilateralen Kontingente erfolgen; 
ebensowenig würde es für die kleinen Kontingente 
Sonderbestimmungen geben, die das Kriterium 
eines bestimmten Hundertsatzes der einheimischen 
Erzeugung einführen. Gewisse Abweichungen hin- 
sichtlich der schwächsten Kontingente wären jedoch 
nicht ausgeschlossen. 

75. Es ist nidit unerläßlich, in dieser Periode ein 
bestimmtes Verfahren für Waren vorzusehen, die 
bisher nicht liberalisiert und für die keine Einfuhr- 
kontingente eröffnet worden sind. Soweit es für 
erforderlich oder zweckmäßig gehalten wird, auch 
für diese Waren konkrete Vorschläge zu machen, 
könnte in Aussicht genommen werden, die Mit- 
gliedstaaten der OEEC zu verpflichten, mit jedem 
Partner, der dies beantragt, innerhalb einer fest- 
zusetzenden Frist Verhandlungen mit dem Ziel auf- 
zunehmen, spezifische Kontingente für die betref- 
fenden Waren festzusetzen. Sobald diese neuen 
Kontingente festgesetzt sind, sollte das Verfahren 
der stufenweisen Erweiterung auch auf sie ange- 
wandt werden. 

Z ollmaßnahmen 

76. Die Zollpolitik der Gemeinschaft würde in 
erster Linie bei der aktiven und liberalen Beteili- 
gung an den Verhandlungen über die Dillon-Vor- 
schläge sichtbar werden. 

Um die Haltung der europäischen Länder in 
diesen Verhandlungen abzustimmen, sollte inner- 
halb der OEEC eine vorherige Beratung stattfinden. 
Sie würde es ermöglichen, die besonderen Interes- 
sen derjenigen europäischen Länder zu berücksich- 
tigen, die auf bestimmten Sektoren in einem beson- 
ders umfangreichen Handelsaustausch mit den Mit- 
gliedsländern der Gemeinschaft stehen. 

77. Ohne das Ergebnis der Dillon-Verhandlungen 
abzuwarten, könnte angeregt werden, im Rahmen 
der OEEC die Möglichkeit gegenseitiger Zollsen- 
kungen für die Waren zu prüfen, die vornehmlich 


Gegenstand des innereuropäischen Handelsaus- 
tauschs sind. Auf Grund der Meistbegünstigungs- 
klausel würden diese Zollsenkungen de jure auf 
sämtliche Mitgliedstaaten des GATT ausgedehnt 
werden, während sie de facto hauptsächlich den 
europäischen Ländern zugute kämen. Diese Zoll- 
maßnahmen würden somit kein europäisches Präfe- 
renzabkommen darstellen. Eine durchschnittliche 
Zollsenkung könnte zum Ziel genommen werden. 
Ihre Festsetzung müßte mit der Haltung in Einklang 
stehen, welche die siebzehn europäischen Länder 
bei den Verhandlungen im GATT gemeinsam ein- 
zunehmen gedenken. 

78. Nach Abschluß dieser Verhandlungen sollte 
die Gemeinschaft die Initiative ergreifen, ihren elf 
Partnern vorzuschlagen, eine Bilanz der konkreten 
Ergebnisse der Verhandlungen im GATT zu ziehen 
und im Rahmen der OEEC zu entscheiden, welche 
weiteren Anstrengungen unternommen werden 
können, um die Auswirkungen zu vermindern, die 
sich für die elf Länder aus der Anwendung des 
Vertrages von Rom ergeben. 

Europäische Entwicklungsländer 

79. Die Entwicklungsländer innerhalb der OEEC 
verdienen wegen ihrer engen politischen, rechtlichen 
und wirtschaftlichen Bindungen an die Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft — die sich vor allem auf 
das Pariser Abkommen gründen — eine besondere 
Erwähnung. 

Zahlreiche Entschließungen (insbesondere die 
zur Schaffung der Arbeitsgruppe 23) haben diese 
Solidarität inzwischen bekräftigt und den Entwick- 
lungsländern einen besonderen Status zuerkannt. 

80. Eine Lösung auf lange Sicht sollte für diese 
Länder folgendes vorsehen: 

— ein Ausnahmeregime hinsichtlich der Zölle und 
Kontingente, 

— finanzielle Hilfe. 

Die verschiedenen Aspekte dieser beiden 
Seiten des Problems sind innerhalb der Gruppe 23 
der OEEC bereits geprüft worden. Hinsichtlich der 
finanziellen Hilfe sollten von seiten der sechs Län- 
der möglichst bald konkrete Vorschläge gemacht 
werden. Eine Erweiterung des Aufgabenbereichs der 
europäischen Bank wäre zu erwägen. 

81. Für die nächste Zukunft ließe sich der beson- 
deren Lage der europäischen Entwicklungsländer 
schon allein auf dem Gebiete des Warenverkehrs 
durch langfristige Abschlüsse über bestimmte Waren 
Rechnung tragen. 

Landwirtschaft 

82. Wenn sich die Landwirtschaft im Rahmen der 
Gemeinschaft günstig entwickeln soll, so muß eine 
Zusammenarbeit mit den anderen Mitgliedern der 
OEEC erreicht werden. 

Schon bei früheren Verhandlungen haben die 
Sechs daher stets betont, daß die Wirtschafts asso- 
ziation auch die Landwirtschaft einschließen müsse 
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Wenn die Landwirtschaft im Rahmen der 
Gemeinschaft speziellen Regeln unterworfen wurde, 
so lag das an den besonderen Verhältnissen dieses 
Wirtschaftszweiges. Diese sind auch der Grund 
dafür, daß es in der geplanten Wirtschaftsassoziation 
ebenfalls nicht möglich ist, von Beginn an zu einem 
Abbau der Handelsschranken zu schreiten. Im Ver- 
trag von Rom ist ein sofortiger Abbau zwar vor- 
gesehen, doch war dies nur dank der besonderen 
Struktur des Vertrages möglich, die eine Gewähr 
dafür bietet, daß die Vorschriften über die Schaffung 
einer gemeinsamen Landwirtschaftspolitik auch tat- 
sächlich angewandt werden. 

Da eine derartige Gewähr bei der Wirtschafts- 
assoziation nicht gegeben ist, haben sich die sechs 
Regierungen in ihrem Memorandum vom 24. Juli 
an den Re gierungsaus schuß darauf beschränkt, für 
die erste Stufe die Beibehaltung des Status quo bei 
Zöllen und Kontingenten vorzuschlagen. Um den 
Warenaustausch zwischen den Ländern der Wirt- 
schaftsassoziation im Rahmen des Möglichen den- 
noch zu fördern, müßten Bestimmungen über den 
Abbau einzelner überhöhter Zölle vorgesehen und 
gewisse Zollkontingente mit degressiven oder 
Nullsätzen eröffnet werden. Um zu ermöglichen, 
daß die gemeinsame Landwirtschaftspolitik der 
Sechs und die Landwirtschaftspolitik der Drittländer 
sich von Anfang an gegenseitig beeinflussen, müßte 
eine Konfrontation der Politik der einzelnen Länder 
vorgesehen werden; bei den sechs Ländern würde 
diese Konfrontation sich in dem Maße auf die ge- 
meinsame Landwirtschaftspolitik der Gemeinschaft 
beziehen, in dem diese ausgearbeitet wird. 

83. Während dieser Initialphase müßten konkre- 
tere Verpfliditungen für die spätere Periode aus- 
gearbeitet werden. Dabei wäre insbesondere ein 
Vergleich der Landwirtschaftspolitik der einzelnen 
Länder anzustreben, um so zu einer abgestimmten 
Landwirtschaftspolitik zu gelangen. In dem Maße, 
wie diese Politik ausgearbeitet wird, könnte man 
dann darangehen, die Handelsschranken abzubauen. 

Da das Memorandum vom 24. Juli von den 
Sechs einstimmig gebiligt worden ist und auch bei 
den Elf eine günstige Aufnahme gefunden hat, 
dürfte es sich empfehlen, in den weiteren Verhand- 
lungen von dieser Grundlage auszugehen. 

84. Der Wille der Gemeinschaft, im Rahmen der 
Wirtschaftsassoziation zu einer multilateralen Re- 
gelung für die Landwirtschaft zu gelangen, hindert 
sie nicht, eine positive Haltung gegenüber Forde- 
rungen einzunehmen, die einige Länder im Hin- 
blick auf einen Beitritt zur gemeinsamen Landwirt- 
schaftspolitik der Gemeinschaft anmelden könnten. 
Eine solche Haltung wäre allerdings an die Bedin- 
gung geknüpft, daß sich die betreffenden Länder 
bereit finden, der Gemeinschaft mit ihrer gesamten 
Wirtschaft beizutreten. 

C. Beitritt und Assoziation 
Artikel 237 und 238 des Vertrages von Rom 

85. Diejenigen europäischen Staaten, die die wirt- 
schaftliche Integration schon jetzt weiter vorantrei- 
ben und möglichst umgehend deren Vorteile ge- 
nießen wollen, können zu diesem Zweck die Arti- 
kel 237 und 238 des Vertrages von Rom anrufen. 


Die Anwendungsbedingungen dieser beiden 
Artikel weichen (vornehmlich in der Frage der 
Ratifikation) erheblich voneinander ab, so daß eine 
genauere Definition der beiden darin vorgesehe- 
nen Lösungen — des Beitritts zur Gemeinschaft 
oder der Assoziierung mit der Gemeinschaft — er- 
forderlich ist. 

86. Der Beitritt setzt die automatische Annahme 
der Bestimmungen des Vertrages von Rom voraus; 
dafür genießt der beitretende Staat alle den ande- 
ren Mitgliedern der Gemeinschaft zuerkannten 
Rechte. Es ist dies die vollständigste Stufe der 
Integration; sie läßt sich allerdings durch die „Auf- 
nahmebedingungen" und die „Anpassungen des 
Vertrags" modifizieren, die vorgesehen werden 
können, um gewissen Sonderproblemen des neuen 
Mitglieds gerecht zu werden. Es ist jedoch ziem- 
lich wahrscheinlich, daß die daraus resultierenden 
Protokolle sich auf bestimmte und genau abge- 
grenzte Gegenstände beschränken würden (wie dies 
in den Anlagen zum Vertrag von Rom der Fall 
ist), während sie die Grundbestimmungen des Ge- 
meinschaftsvertrages nicht ändern könnten. 

87. Die Assoziierung bewirkt keine derart enge 
Bindung. Das wesentliche Merkmal dieser Form des 
Anschlusses ist ihre große Elastizität: einerseits 
läßt sie sowohl die multilaterale als auch die bila- 
terale Assoziation zu, andererseits gestattet sie 
alle Lösungen, solche, die dem Vertrag von Rom 
nur einige wenige Bestimmungen entlehnen, und 
solche, die einer vollständigen Übernahme der Ver- 
tragsbestimmungen fast gleichkommen. Der asso- 
ziierte Staat wie auch die Gemeinschaft können 
sich solcherart leichter über Sonderklauseln einigen, 
die den Gegebenheiten des betreffenden Landes 
und seinen bereits bestehenden Beziehungen zur 
Gemeinschaft genau angepaßt sind. Schließlich — 
und hierin liegt wohl der wesentliche Unterschied 
— beläßt dieses System dem assoziierten Land 
seine volle Unabhängigkeit in politischer Hinsicht. 
Die Garantien, die der Partner in bezug auf die 
eingegangenen Verpflichtungen gibt, um in den 
Genuß bestimmter Vorteile zu gelangen, wären 
vertraglicher Natur, und es bliebe ihm überlassen, 
sie autonom in Kraft zu setzen. 


IV. Die Festigung der Gemeinschaften 

88. In dem Maße, in dem die Gemeinschaft ihren 
zahlreichen Verpflichtungen in Europa und in der 
Welt nachkommt, wird sie zwangsläufig dahin ge- 
langen, ihre innere Struktur zu festigen. Schon im 
ersten Jahr ihres Bestehens mußte sie sich mit einer 
Anzahl von Problemen auseinandersetzen, deren 
Lösung eine gemeinschaftliche Haltung und damit 
die Bildung eines Gemeinschaftswillens voraus- 
setzte. Nur vermöge eines festeren Zusammenhalts 
wird die Gemeinschaft ihre Aufgabe wirklich erfül- 
len und den Problemen, die sich ihr stellen, gerecht 
werden können. 

Die Kommission beabsichtigt, den Mitglied- 
staaten in Kürze konkrete Vorschläge für eine Ver- 
stärkung der Gemeinschaft auf den Gebieten der 
Wirtschafts- und Währungspolitik zu unterbreiten. 
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In Anwendung vor allem des Artikels 103 
könnte schon in Aussicht genommen werden, in 
regelmäßigen Abständen Sitzungen des Ministerrats 
auf der Ebene der Finanzminister und Wirtschafts- 
minister stattfinden zu lassen. 

89. — Im Lichte einer dynamischen Betrachtungs- 

weise verlieren die wirtschaftlichen Probleme in 
den Außenbeziehungen der Gemeinschaft in dem 
Maß an Schärfe, in dem eine Expansion im In- 
nern der Gemeinschaft stattfindet. Auf Probleme 
dieser Art beziehen sich vor allem die Besorg- 
nisse gewisser europäischer Staaten, die Auswei- 
tung des Handels innerhalb der Gemeinschaft 
könnte ein Rückgang ihrer eigenen Handelsbe- 
ziehungen mit den Sechs zur Folge haben. Hier- 
auf beziehen sich auch die Befürchtungen zahl- 
reicher außereuropäischer Länder, die Rohstoffe 
ausführen. 

— Um ihnen zu entsprechen, sollte im Benehmen 
mit den interessierten Berufskreisen und mittels 
eines möglichst elastischen Konsultationsverfah- 
rens alsbald geprüft werden, welche praktischen 
Maßnahmen einer Beschleunigung der Expansion 
dienen könnten. Angesichts der wirtschaftlichen 
Expansionsprogramme der Sowjetunion ist es für 
die Gemeinschaft eine Lebensfrage, ihrerseits 
eine ebenso dynamische Einheit zu sein. Das ist 
in mindestens dem gleichen Maße wie die Stär- 
kung ihres Zusammenhalts eine Voraussetzung 
für ihr künftiges Bestehen. 


V. Erzeugnisse der Montanunion 

90. Die Einbeziehung der Erzeugnisse der Mon- 
tanunion in die Verhandlungen über eine Euro- 
päische Wirtschaftsassoziation ist in der EGKS be- 
reits eingehend untersucht worden, und ihre Organe 
haben bereits Stellung dazu genommen. 

Jede Lösung, die für sämtliche Erzeugnisse der 
Montanunion gelten und Kohle sowie Stahl einbe- 
ziehen würde, müßte in erster Linie der Sonder- 
regelung Rechnung tragen, welcher die Erzeugnisse 


der Montanunion unterworfen sind. Im übrigen sind 
die Vorschriften des Vertrages von Paris in gewis- 
sen Punkten strenger als diejenigen des Vertrages 
von Rom. Die Lösung wird daher die materiellen 
Bestimmungen jenes Vertrages voll und ganz auf- 
rechterhalten müssen. 

Zur Frage des Verfahrens ist daran zu erin- 
nern, daß die Organe der EGKS selbst befugt sind, 
alle einschlägigen Entscheidungen zu treffen. 


Schlußfolgerungen 

91. Die Kommission glaubt, daß die Gemeinschaft 
die Lösung der Probleme, die ihr gestellt sind, im 
Sinne der vorstehenden Vorschläge suchen kann, 
und zwar sowohl der Probleme, denen sie im Be- 
reich ihrer weltweiten Verantwortung begegnet, 
als auch derjenigen, die sich aus ihrer Verpflich- 
tung zur europäischen Solidarität ergeben. 

Die Kommission meint jedoch keineswegs, 
daß der Inhalt dieser Denkschrift erschöpfend ist 
und daß sie die ihr vom Ministerrat am 3. Dezem- 
ber übertragene Aufgabe damit vollständig und 
endgültig erfüllt hätte. Die ihr zur Verfügung ge- 
stellte Zeit war außerordentlich kurz. Die Kommis- 
sion hat jedoch nicht um eine Verlängerung dieser 
Frist nachsuchen wollen, sondern es vorgezogen, 
in der gesetzten Frist eine erste Antwort zu erteilen. 
Sie ist sich durchaus bewußt, daß die in dieser 
Denkschrift enthaltenen Gedanken einer Vertiefung 
und Konkretisierung bedürfen. 

92. Die Kommission neigt deshalb zu der Erwä- 
gung, daß es gut wäre, wenn sie in naher Zukunft 
Gelegenheit hätte, diese Arbeit in enger Fühlung 
mit Regierungsvertretern der Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft fortzusetzen. Ein solcher Gedanken- 
austausch könnte fraglos zur Erarbeitung von 
Grundlinien einer einheitlichen Haltung der sechs 
Regierungen auf der Grundlage der in diesem 
Memorandum enthaltenen Anregungen führen, und 
zwar sowohl bezüglich der auf lange Sicht in Aus- 
sicht zu nehmenden Lösungen als auch bezüglich der 
sofortigen Aktionen. 
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Anlage I 

Ausfuhr der Elf im Verhältnis zum 
Bruttonationalprodukt 


Land 

V. H. der Gesamt- 
ausfuhr im Brutto- 
nationalprodukt 

V. H. der Ausfuhr 
in die EWG im 

Brutto- 

nationalprodukt 


Österreich . . 

20 

9,9 


Schweiz , , . 

22,4 

8,8 


Schweden . . 

22,5 

7,7 


Dänemark . . 

25 

7,7 


Island . . . 

33,9 

6,4 


Norwegen . . 

21,5 

5,5 


Griechenland . 

78,4 

3,7 


Portugal . . 

15,5 

3,6 


Großbritannien 

16,2 

2,3 


Irland . . . 

19,8 

1,9 


Türkei . . . 

3,4 

1,7 









Anlage II 


Ausfuhr 

der europäischen Länder 

(in Hundertsätzen) 

1956 




Land 

OEEC 

davon 

Dollarzone 

Latein- 

amerika 

Sterlingblock 
(außer Län- 
dern, die der 
OEEC ange- 
hören) 

übrige 

Welt 



1 

2 

3 

4 

5 

1. 

Großbritannien 

. . . 29,1 

14,4 

16,3 

40,8 

13,8 

2. 

Irland 

. . . 90,9 

9,5 

3,5 

1,4 

4,2 

3. 

Island “ . 

. . . 41,5 

18,9 

13,2 

3,6 

41,7 

4. 

Bundesrepublik Deutschland . . . 

. . . 60,2 

29,4 

12,5 

8,3 

19,0 

5. 

Österreich 

. . . 64,2 

59,4 

6,9 

5,0 

23,9 

6. 

Belgien - — Luxemburg 

. . . 62,7 

44,7 

14,3 

6,8 

16,2 

7. 

Dänemark 

. . . 75,1 

29,9 

9,6 

2,9 

12,4 

8. 

Frankreich 

. . . 42,6 

25,2 

7,9 

4,4 

45,1 

9. 

Griechenland 

. . . 64,6 

47,9 

12,0 

1,2 

22,2 

10. 

Italien 

. . . 51,1 

25,1 

15,5 

9,3 

24,1 

11. 

Norwegen 

. . . 64,0 

25,7 

12,6 

6,8 

16,6 

12. 

Niederlande 

. . . 65,4 

40,4 

9,9 

6,8 

17,9 

13. 

Portugal 

. . . 44,7 

23,6 

12,6 

4,5 

38,2 

14. 

Schweden 

. . . 69,5 

33,9 

8,9 

6,0 

15,6 

15. 

Schweiz 

. . . 54,8 

39,4 

18,2 

7,5 

19,5 

16. 

Türkei 

. . . 50,1 

33,9 

19,8 

0,6 

29,5 


Quelle: Bulletins der OEEC-Serie IV 1956 
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Anlage III 


Anteil der EWG an den wichtigsten Exporten der industrialisierten Länder der Elfergruppe (1957) 

in V. H. 
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Österreich . . 

— — 

— 

89,5 

( 17 rl ) 

84,3 — 

( 3 , 3 ) - 

Dänemark . . 

. 18,5 37,2 

( 26 , 7 ) ( 19 , 7 ) 

33,2 
( 3 , 2 ) 

— 

— — 

Norwegen . . 

. — ■ — 

12,1 10,3 27,7 66,2 

( 13 , 7 ) ( 1 , 4 ) ( 9 , 9 ) ( 3 , 3 ) 

Schweden . 

— — 

— 

39,8 43,4 * 

( 9 , 1 ) ( 17 , 6 ) ( 10 , 5 ) 

Schweiz . . . 










51,7 

46,2 

31,2 

22,7 

— 

— 

- ( 57 , 1 ) 

( 7 , 2 ) 

( 19 , 3 ) 

( 3 , 2 ) 

( 7 , 0 ) 

— 

— 

— 

— 

— 

25,1 

24,9 

11,1 

— 

— ( 65 , 7 ) 

— 

— 

( 3 , 0 ) 

( 10 , 5 ) 

( 2 . 6 ) 

— 

— 

23,5 

30,4 

8.0 

21,2 

33,9 

— 

— ( 69 , 8 ) 

( 8 , 9 ) 

( 21 , 3 ) 

( 0 , 8 ) 

( 1 . 5 ) 

( 8 , 8 ) 

— 

— 

35,7 

31,9 

12,9 

24,1 

— 

— 

— ( 77 , 9 ) 

( 11 , 3 ) 

( 8 , 8 ) 

( 3 , 8 ) 

( 11 . 3 ) 

( 5 , 5 ) 

— 

— 


38,1 

28,6 

47,9 




— 

( 2 , 5 ) 

( 6 , 8 ) 

( 24 , 0 ) 

— 

( 8 . 1 ) 

( 7 , 2 ) ( 48 . 6 ) 


(1) — Anteil der Ausfuhr der aufgeführten Produkte an der Gesamtausfuhr jedes einzelnen Landes 
* — Eine Aufgliederung nach Ländern liegt nicht vor. 

Anmerkung: Die eingeklammerten Zahlen stellen den Anteil jedes Erzeugnisses an den Prozentsätzen der Ge- 
samtausfuhr dar [s. (1)]. 
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Anlage IV 


Länder der Welt: Bruttonationalprodukt, Gesamtausfuhr, Ausfuhr in die EWG und Hundertsatz 
der Ausfuhr in die EWG im Bruttonationalprodukt ( 1956 ) 

in Millionen Dollar 


Land 







BNP 

Gesamt- 

ausfuhr 

V. H. des 
BNP 

Ausfuhr 
nach der 
EWG 

Anteil der 
EWG an der 
Gesamt- Ausf. 
(in V. H.) 

Anteil 
d. EWG 
am BNP 
(in V. H.) 








1 

2 

3 

4 

5 

6 

Irak 







979,2 

477,8 

48 

285,2 

59,7 

29,2 

Marokko 







1 583 

339,5 

21,5 

240 

70,7 

15,1 

Malayen-Halbinsel u. 

Singapore 



2 018 

1 360,9 

67,4 

237,1 

17,4 

11,7 

Ghana 







795 

242,5 

30,5 

78,3 

32,3 

9,8 

Syrien 







491 

145 

29,5 

49,9 

34,4 

10,2 

Österreich .... 







4 254 

849 

20 

419,7 49,4 

9,9 

el Salvador .... 







403 

112,7 

28 

39,5 

35,1 

9,8 

Costa Rica .... 







378,6 

63,6 

16,8 

25,1 

39,5 

9,3 

Schweiz 







6 435 

1 443,5 

22,4 

568,9 

39,4 

8,8 

Schweden .... 







8618 

1 941,1 

22,5 

659,3 

34 

7,7 

Dänemark .... 







4 453 

1 111 

25 

344,2 

30,1 

7,7 

Haiti 







325 

42 

12,9 

22,9 

54,5 

7,1 

Chile 







1 727 

544,2 

31,5 

130,7 

24 

7 

Kenia 







376 

92,5 

24,6 

24,2 

26,2 

6,4 

Island 







186,7 

63,2 

33,9 

12 

19 

6.4 

Uganda 







305 

116,2 

38,1 

19,3 

26,2 

6,3 

Norwegen .... 







3 599 

771,9 

21,5 

199,4 

25,8 

5,5 

Südafrikanische Union 







5 034 

156,7 

31,1 

229,9 

19,9 

4.6 

Neuseeland .... 







2 822,5 

770,4 

27,3 

121 

15,7 

4,3 

Finnland 







4 480 

773,9 

17,3 

178,8 

23,1 

4 

Griechenland . . . 







2 423 

189,9 

78,4 

90,7 

47,8 

3,7 

Portugal 







1 930 

298,8 

15,5 

70,8 

23,7 

3,6 

Guatemala .... 







647,4 

106,3 

16,4 

23,4 

22 

3,6 

Peru 







1 664 

311,4 

18,7 

60,5 

19,4 

3,6 

Argentinien .... 







9 834 

943,8 

9,6 

340,6 

36,1 

3,5 

Ecuador 







726,5 

94,4 

13 

22,9 

24,3 

3,2 

Ägypten 







262 

408,6 

15,6 

86,4 

21,2 

3,2 

Dominikanische Republik 






585 

124,6 

21,3 

18 

14,5 

3,1 

Ceylon 







1 090 

347 

31,8 

33 

9,5 

3 

Indonesien .... 







8 556 

882 

10,3 

234,1 

26,5 

2,7 

Venezuela .... 







4 791 

2 123,6 

44,3 

125 

5,9 

2,6 

Großbritannien , . 







57 310 

9 291,7 

16,2 

1 339,5 

14,4 

2,3 

Nicaragua .... 







1 225 

65,1 

53,1 

24,3 

37,3 

2 

Pakistan 







4 394 

340,2 

7,7 

89,2 

26,2 

2 

Kuba 







2 225 

666,2 

29,9 

41,3 

6,2 

1,9 

Honduras .... 







326;3 

72,5 

22,2 

6.1 

8,4 

1,9 

Irland 







1 520 

300,8 

19,8 

28.9 

9,6 

1,9 

Türkei 







8 857 

305 

3,4 

103,5 

33,9 

1,7 

Libanon 







460,7 

45,3 

9,8 

7,8 

17,2 

1,7 

Paraguay .... 







252 

36,7 

14,6 

3,5 

9,5 

1,4 

Kolumbien .... 







5 080 

553,9 

10,9 

67,4 

12,2 

1,3 

Philippinen .... 







4 720 

436,9 

9,3 

61,8 

14,2 

1,3 

Israel 







1 391 

104 

7,5 

19,2 

18,5 

1,3 

Kanada 







30 210 

4 947 

16 

353,9 

7,2 

1,2 

Burma 







1 047 

242,7 

23,2 

10 

4,1 

1 

Thailand 







1 632 

335,1 

20,5 

16,8 

5 

1 

USA 







410 800 

19 066 

4,6 

2 871,2 

15,1 

0,7 

Indien 







20 797 

1 251,1 

6 

104,5 

8,4 

0,5 

Japan 







25 130 

2 495,4 

9,9 

103 

4,1 

0,4 


Quelle: Statistische Tabellen der Vereinten Nationen und des Internationalen Währungsfonds 
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Anlage V 


Einteilung der 67 Länder gemäß dem Nettonationalprodukt zu den Faktorenkosten 


AFRIKA 


AMERIKA 


ASIEN 


EUROPA 


OZEANIEN 


/. Länder, deren Nettovolkseinkommen über 500 Dollar pro Kopf beträgt 


Vereinigte Staaten 

von Amerika 1960 

Kanada 1400 


Venezuela 580 Israel 


11. Länder, deren Nettonationalprodukt unter 500 Dollar pro Kopf liegt 


Schweiz 

1100 

Schweden 

1040 

Luxemburg 

990 

Island 

950 

Belgien 

870 

Großbritannien 

850 

Norwegen 

790 

Dänemark 

770 

Finnland 

730 

Frankreich 

680 

Deutschland 

650 

Niederlande 

570 


Südafrikanische Union 

340 

Brasilien 

240 

Marokko 

180 

Jamaika 

240 

Tunesien 

150 

Mexiko 

240 

Ghana (1955) 

140 

Guatemala 

180 

Ägypten (1952 bis 1954) 120 

Dominikanische Republik 170 

Nyassal-Rhodesien 

110 

Paraguay 

170 

Belgisch Kongo 

70 

Ecuador 

160 

Kenya 

70 

' Honduras 

140 

Nigeria (1950) 

60 

Peru 

130 

Tanganyika 

50 

Costa-Rica 

100 

Uganda 

50 

Haiti (1955) 

100 

Mauritius 

240 

Argentinien 

460 



Porto-Rico 

450 



Cuba 

340 



Chile 

300 



Kolumbien 

260 



Panama 

250 


Japan 

210 

Griechenland 

260 

Philippinen 

170 

Spanien 

240 

Ceylpn 

110 

Portugal 

220 

Taiwan 

100 

Türkei 

200 

Hongkong 

100 



Indonesien (1952) 

90 



Thailand 

80 



Pakistan 

70 



Korea 

60 



Birma 

50 



Zypern 

390 

Österreich 

460 

Malacca (1952/53) 

310 

Irland 

410 

Libanon 

260 

Italien 

360 


Neuseeland 
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Anlage VI 


Realeinkommen pro Einwohner 

1953 = 100 


Länder 


Argentinien 

Österreich 

Australien 

Belgien 

Birma 

Brasilien 

Kanada 

Ceylon 

Chile 

China (Taiwan) ^) . . . 

Kolumbien 

Belgisch Kongo ... 

Kuba 

Dänemark 

Ecuador 

Spanien 

Vereinigte Staaten 
von Nordamerika . . . 

Finnland ®) 

Frankreich 

Griechenland 

Guatemala 

Honduras 

Indien 

Irland 

Israel 

Italien 

Japan 

Luxemburg 

Mexiko 

Marokko ®) 

Norwegen 

Pakistan 

Niederlande 

Peru 

Portugal 

Porto-Rico 

Bundesrepublik Deutschland 
Rhodesien und Nyassaland 
Vereinigtes Königreich . 

Schweden '^) 

Schweiz 

Türkei 

Venezuela 


Jahre 

1950 1956 


106 102 

89 128 

116 

92 109 

87 109 

93 1082) 

92 105 

96 97 

92 922) 

83 94 

89 1042) 

84 105 

108 1192) 

95 101 

94 109 

86 1132 ) 

85 103 

93 114 

94 115 

81 114 

101 114 

90 96 

92 100 

93 101 
100 

86 114 

80 1112) 

107 111 

101 1122 ) 

982 ) 


95 

107 

88 

103 

94 

113 

91 

1102) 

96®) 

111 

86 

108 

t . • 

122 

• . . 

106 

93 

108 

96 

110 

95 

1072) 

78 

96 


104 


h = inneres Bruttoeinkommen pro Kopf und Marktpreis 
-] = 1955 
'^) 1951 

’) = Nettovolkseinkommen pro Kopf und Faktorkosten 
(Nationaleinkommen pro Kopf) 

•’] = inneres Bruttoeinkommen pro Kopf und Faktor- 
kosten 

= inneres Nettoeinkommen pro Kopf und Faktor- 
kosten 

= Nettonationalprodukt pro Kopf zum Marktpreis; 
direkte Steuern nicht eingeschlossen 
®) = nur ehemalige französische Zone 
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Anlage VII 

Indexzahlen des Handels der OEEC-Länder im Verhältnis zum Welthandel und zum Handel einiger 

Handelsräume 




! 





1956 


1950 

1951 

1952 

1953 

1954 

1955 

1, Halb- 

2, Halb- 



i 





jahr 

jahr 

Welthandel 

100 

111 

108 

112 

120 

132 

141 

147 

OEEC-Länder (1) 

100 

142,2 

135,3 

130,4 

137,4 

154,4 

169,1 


Zunahme in v. H. 

1950 bis 1956 



Einfuhr 

Ausfuhr 

USA 

+ 57 

-t- 83 

Lateinamerika 
nicht Dollarraum 

+ 19 

+ 8 

OEEC-Länder 
nicht Sterlingraum 

+ 89 

+ 105 

Von den OEEC-Ländern abhän- 
gende Gebiete, nicht Sterlingraum 

+ 65 

+ 55 

Vereinigtes Königreich 

+ 48 

+ 46 

Indien + 

Pakistan + 

Burma + 

Ceylon 

+ 3? 

+ 4 


Anmerkung (1): ohne Handel zwischen OEEC-Ländern 
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Anlage 7 


Europäische 

Wirtschaftsgemeinschaft 
Der Rat 


Brüssel, den 16. März 1959 
129/59 


ENTSCHLIESSUNG 

des Rates der EWG 

(Tagung am 16. März 1959) 


DER RAT: 


nimmt Kenntnis von der Denkschrift, die die Kommission 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft auf Grund des ihr 
vom Rat auf seiner Tagung am 3. Dezember 1958 erteilten 
Auftrags vorgelegt hat, und im besonderen von den darin ent- 
haltenen Vorschlägen; 

dankt der Kommission für die von ihr geleistete Arbeit zur 
Untersuchung der Probleme der Errichtung einer Europäischen 
Wirtschaftsassoziation; 

bekräftigt erneut seinen Willen, die Bemühungen um die 
Schaffung einer multilateralen Assoziation zwischen der EWG 
und den übrigen OEEC-Ländern fortzusetzen, und gibt dem 
Wunsch Ausdruck, daß die Bedingungen für die Erreichung 
dieses Zieles in Kürze verwirklicht werden; 

in dem Bestreben, daher schon jetzt die Solidarität zwischen 
den OEEC-Ländern zu stärken und so die Grundlagen für eine 
engere Assoziation vorzubereiten; 

bittet die Regierungen der EWG-Mitgliedstaaten, der Kom- 
mission ihre Bemerkungen zu der Denkschrift und ihre An- 
regungen bis zum 15. April 1959 mitzuteilen; 

beauftragt einen besonderen Ausschuß der Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten und von Mitgliedern der 
Kommission, in der die Kommission den Vorsitz führt, diese 
Bemerkungen und Anregungen zu prüfen und dem Minister- 
rat hierüber zu berichten. 
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